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Zürich,  Ende  Juli  1909. 


Die  vorliegende  Arbeit  soll  einen  Überblick  über  die  Ge- 
schichte und  den  Geschäftsbetrieb  der  Schweizerischen  Volksbank 
geben.  Wenn  es  mir  möglich  geworden  ist,  meiner  Aufgabe 
einigermaßen  gerecht  zu  werden,  so  verdanke  ich  dies  zunächst 
dem  Entgegenkommen  der  Generaldirektion  der  Volksbank,  welche 
mir  nicht  nur  Einblick  namentlich  in  die  Protokollbücher  der  ersten 
Geschäftsjahre  gewährt,  sondern  mir  auch  die  wertvollen  ersten 
Jahresberichte  für  längere  Zeit  zur  Verfügung  gestellt  hat ;  sodann 
dem  Interesse,  das  Herr  Obergerichtspräsident  Dr.  H.  Sträuli  an 
der  Arbeit  genommen  hat  und  das  sich  in  wertvollen  Finger- 
zeigen und  der  Überlassung  von  Material  von  höchster  Bedeutung 
äußerte.  Ich  bitte  Herrn  Notar  Jordi  und  Herrn  Obergerichts- 
präsident Dr.  Sträuli  meinen  verbindlichsten  Dank  entgegenzu- 
nehmen. 

Last  not  least  habe  ich  auch  Herrn  Prof.  Dr.  G.  Bachmann 
für  seine  warme  Anteilnahme  und  seine  Empfehlungen,  die  mir 
manche  Türe  geöffnet  haben,  herzlich  zu  danken. 

W.J.K. 
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I. 
Die  Geschichte  der  Schweizerischen  Volksbank. 


Die  Volksbank  in  Bern,  die  Vorläuferin  der  Schweizerischen 
Volksbank,  wurde  am  2.  April  1869  oregründet.  Die  Genossenschaft 
kann  also  auf  ein  40-jähriges  Bestehen  zurückblicken.  Sie  hat  sich 
während  dieser  vier  Dezennien  aus  den  bescheidensten  Anfängen 
zu  einer  der  bedeutendsten  schweizerischt-n  Banken  entwickelt. 
Die  prinzipiellen  Änderungen  in  der  Organisation,  die  durch  das 
Wachstum  der  Bank  bedingt  waren,  gliedern  ihre  Geschichte  ganz 
natürlich  in  fünf  Perioden:  von  1869— 1874  haben  wir  es  mit  der 
Volksbank  in  Bern  allein  zu  tun,  von  1875— 1 880  mit  ihr  und 
ihren  Filialen.  Die  dritte  historische  Periode  beginnt  mit  dem 
Jahre  1881,  in  welchem  Bern  den  Filialen  eine  gewisse  Selbst- 
ständigkeit einräumt  und  die  Vereinigung  die  Firma  Schweizerische 
Volksbank  annimmt.*)  Ein  Jahrzehnt  später  gibt  Bern  seine  Prä- 
ponderanz  im  Verwaltungsrate  auf  und  behält  sich  nur  die  aus- 
schließliche Besetzung  der  Exekutive  durch  Mitglieder  aus  seinem 
Kreise  vor.  Diese  vierte  Periode  währt  von  1891  — 1904.  Im 
Sirine  der  eben  skizzierten  Entwickelung  bedeutet  die  Neuorgani- 
sation von  1905  einen  Fortschritt  insofern,  als  nunmehr  in  der 
Generaldirektion  neben  die  Berner  Mitglieder  auch  solche  von 
den  Schwesterbanken  treten.  Ob  damit  die  Entwickelung  in 
organisatorischer  Hinsicht  ihren  prinzipiellen  Abschluß  gefunden 
hat,  ist  schwer  zu  entscheiden.  Bei  den  Sonderorganen  der  ein- 
zelnen Banken,  sowie  der  Delegiertenversammlung,  vielleicht  auch 
beim  Verwaltungsrate  dürfte  dies  der  Fall  sein.  Dagegen  scheint 
es  nicht  ausgeschlossen,  daß  spätere  Revisionen  zu  einer  weiteren 
Ausgestaltung  der  Generaldirektion  führen  werden. 


*)    dies  bereits  seit  Mitte  1880. 
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§  1.   Die  Gründung  der  Volks bank  in  Bern. 

Je  mehr  die  Banken  Gelegenheit  finden,  ihre  Kapitalien  in 
größeren  Unternehmungen  anzulegen,  desto  weniger  sind  sie  in 
der  Regel  geneigt,  ihre  Kräfte  zu  zersplittern  und  kleinere  Kredit- 
bedürfnisse mit  verhältnismäßig  geringer  Sicherheit  zu  befriedigen. 
Das  Kleinhandwerk  und  die  Zwerglandwirtschaft  haben  unter  der 
Abneigung  der  Banken  gegen  Krediterteilung  in  kleinen  Beträgen 
am  meisten  zu  leiden.  Ihr  Konkurrenzkampf  mit  den  größeren 
Betrieben  ist  ohnehin  schwer  genug,  und  das  Kapital,  das  jenen 
ohne  weiteres  in  größeren  Mengen  zur  Verfügung  steht,  ihnen 
aber  nicht  leicht  zugänglich  ist,  bildet  einen  nur  zu  schwer  wiegen- 
den Faktor  in  dem  Streite. 

Die  Erkenntnis,  daß  das  zweckmäßigste  Verteidigungsmittel 
gegen  die  Konkurrenz  des  Großbetriebes  in  der  Vereinigung 
liege,  hatte  bereits  in  den  50er  und  60er  Jahren  zu  einem  Zu- 
sammenschlüsse der  wirtschaftlich  Schwachen  in  Deutschland  ge- 
führt, gemäß  den  Ideen  und  unter  Leitung  von  Raiffeisen  und 
Schulze.  Die  Erfolge  jener  Verbände  konnten  in  der  Schweiz 
nicht  unbemerkt  bleiben.  In  Bern  fanden  derartige  Bestrebungen 
einen  ersten  Ausdruck  in  der  Gründung  der  „Allgemeinen  Arbeiter- 
gesellschaft". Die  kräftige  Propaganda  für  die  Gründung  eines 
Vorschuß-  und  Kreditvereines  nach  deutschem  Muster,  die  durch 
den  Sekretär  des  eidgenössischen  statistischen  Institutes  Dr.  Stössel 
und  den  Kantonsbaumeister  Salvisberg  im  Schöße  dieser  Gesell- 
schaft begonnen  wurde,  fiel  hier  auf  sehr  empfänglichen  Boden. 
Natürlich  waren  sofort  viele  im  Prinzipe  zur  Gründung  eines 
solchen  Institutes  bereit;  aber  es  bedurfte  langer  Beratungen,  ehe 
es  gelang,  die  deutsche  Form  der  Kreditgenossenschaft  den 
schweizerischen  Verhältnissen  anzupassen.  Der  größte  Stein  des 
Anstoßes  war  für  die  meisten  die  bei  den  deutschen  Genossen- 
schaften übliche  Solidarhaft. .  In  der  Tat  bedeutete  eine  derartige 
Haftung  gerade  für  den  besser  Situierten  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende Gefahr.  Die  Beibehaltung  der  unbeschränkten  Solidar- 
haft würde  nur  diejenigen  nicht  abgeschreckt  haben,  die  über- 
haupt nichts  oder  nicht  viel  zu  verlieren  hatten,  und  solche  fern 
gehalten  haben,  die  als  Genossen  dem  Vereine  am  ehesten  den 
notwendigen  Kredit  nach  außen  sichern  konnten. 

Ein  Kompromiß  schuf  hier  einen  Ausweg.  Von  der  Solidar- 
haft  wurde   zwar   nicht   abgegangen ;    sie    wurde    aber   auf  einen 
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Maximalbetrag  von  500  Franken  für  jedes  Mitglied  beschränkt. 
Das  war  ein  Risiko,  das  jedermann  ohne  Bedenken  auf  sich 
nehmen  konnte,  und  das  auch  in  einem  annehmbaren  Verhältnisse 
zu  den  Vorteilen  stand,  die  der  Verein  zu  bieten  versprach. 

Bei  der  sozialen  Stellung  der  meisten  Mitglieder  der  Allge- 
meinen Arbeitergesellschaft  darf  es  nicht  Wunder  nehmen,  daß 
der  Wunsch  geäußert  wurde,  die  Vorteile  des  Kreditvereines  durch- 
aus auf  Angehörige  der  eigenen  sozialen  Stufe  zu  beschränken. 
Ein  derartiger  Beschluß  hätte  natürlich  die  Weiterentwickelung  der 
Gesellschaft  problematisch  gemacht,  denn  gerade  die  Vereinigung 
aller  Berufsarten  aus  Stadt  und  Land  in  den  Genossenschaften 
führt  den  für  ihren  Geschäftsbetrieb  so  notwendigen  Ausgleich 
von  Geld -Angebot  und  -Nachfrage  herbei:  „ein  Ausgleich,  der 
nur  durch  diese  Verbindung  zu  erzielen  ist,  da  bekanntlich  in  dem 
gleichen  lokalen  Erwerbszweige  in  der  Regel  zur  gleichen  Zeit 
das  Geld  knapp  ist  und  auch  zur  gleichen  Zeit  wieder  flüssig 
wird".*)  Zwar  blieb  die  liberale  Ansicht  in  diesem  Falle  Sieger; 
immerhin  enthalten  die  ersten  Statuten  den  Passus,  daß  die  Er- 
teilung von  Krediten  durchaus  auf  die  Mitglieder  der  Genossen- 
schaft zu  beschränken  sei. 

So  gelang  es  nach  monatelangen  Beratungen  einen  Statuten- 
entwurf fertig  zu  stellen,  auf  dessen  Grund  die  Konstituierung  der 
Genossenschaft  stattfinden  konnte.  Am  2.  April  1869  traten  53  Per- 
sonen zur  „Volksbank  in  Bern"  zusammen.  Soweit  es  sich  fest- 
stellen läßt,  gehörten  die  Mitglieder  folgenden  Berufskategorien  an: 

Arbeiter  und   Handwerker  .         .         »25 

Beamten  niederer  Kategorien      ...       14 
Angehörige   wissenschaftlicher  Berufsarten, 

höhere  Angestellte,  Beamten  und  Militärs         8 
Kaufleute    .......         3 

Unbekannt  .         .         .         .         .         .         3 

Total       53    Mitglieder. 

Bis  zur  Eröffnung  des  Geschäftsbetriebes  am  i.  Juli  1869 
war  die  Mitgliederzahl  auf  93  gestiegen.  An  Einzahlungen  auf 
Stammkapital  hatte  die  Gesellschaft  2627  Franken  erhalten,  wäh- 
rend die  Eintrittsgelder  im  Betrage  von  140  Franken  statuten- 
gemäß zur  Bildung  eines  Reservefonds  verwendet  wurden. 

*)  Crüger,  Vorschuß-  und  Kredit-Vereine,  S.  57. 
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§  2.   Die  Organisation  der  Volksbank  in  Bern. 

Die  Gesellschaftsform  der  Genossenschaft  mit  beschränkter 
Haftung  war  zur  Zeit  der  Gründung  der  Volksbank  in  Bern  weder 
durch  ein  eidgenössisches  noch  ein  kantonales  Gesetz  geregelt. 
Die  Statuten  der  Gesellschaft  mußten  daher  auf  Grundlage  des 
Berner  Gesetzes  über  die  Gemeinnützigen  Gesellschaften  vom 
Jahre  1847  sanktioniert  werden. 

Der  statutarische  Zweck  der  Genossenschaft  war  „die  För- 
derung des  allgemeinen  Wohlstandes  und  speziell  desjenigen  der 
Mitglieder".  Aufnahmefähig  war  eine  jede  handlungsfähige,  im 
Vollbesitze  der  bürgerlichen  Ehren  stehende  Person.  Zur  Auf- 
nahme erforderlich  war  eine  schriftliche  Beitrittserklärung  an  den 
Verwaltungsrat  und  die  Zahlung  eines  Eintrittsgeldes  von  2  Franken, 
die  dem  Reservefonds  der  Gesellschaft  zufielen.  Der  Austritt 
konnte  freiwillig  oder  unfreiwilliger  Weise  erfolgen;  freiwillig  durch 
ordnungsgemässe  Kündigung  des  Genossenschafters  der  Gesell- 
schaft gegenüber;  unfreiwillig  durch  Ausschluß  des  Mitgliedes. 
Die  Kündigung  konnte  nur  auf  das  Ende  eines  Geschäftsjahres 
erfolgen  und  mußte  bis  spätestens  Ende  August  eingereicht  sein. 
Ein  Ausschluß  fand  statt  bei  Nichterfüllung  der  statutarischen 
Pflichten,  namentlich  bei  Nichteinzahlung  der  fälligen  Beiträge  auf 
den  Stammanteil. 

Die  Mitgliedschaft  war  ein  persönliches  Recht  und  erlosch 
daher  mit  dem  Tode  des  Genossenschafters  von  selbst.  Die  An^ 
teile  der  verstorbenen  Genossenschafter,  sowie  die  gekündigten 
Stammanteile  wurden  nach  Genehmigung  der  Jahresrechuung  durch 
die  Generalversammlung  an  die  Ausgeschiedenen,  bezw.  deren 
Erben  ausbezahlt.  Die  ausscheidenden  Mitglieder  verloren  jeden 
Anspruch  auf  das  Genossenschaftsvermögen,  namentlich  auch  auf 
den  Reservefonds. 

Die  Verpflichtungen  des  Genossenschafters  erstreckten  sich 
auf  die  Erwerbung  eines  Stammanteiles  und  auf  eine  Nachschuß- 
leistung  für  den  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  der  Gesellschaft.  Die 
Höhe  des  Stammanteiles  war  auf  100  Franken  festgesetzt,  und 
zwar  stand  es  den  Genossen  frei,  entweder  die  volle  Summe  auf 
einmal  einzubezahlen  oder  den  Anteil  nach  und  nach  durch  Raten- 
zahlungen zu  erwerben.    Für  Teilzahlungen  bestand  die  Beschrän- 
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kung,  dala  im  Minimum  ein  Franken  pro  Monat  einbezahlt  werden 
mußte.  Die  Erwerbung  mehrerer  Stammanteile  durch  ein  Mitglied 
war  unzulässig. 

Mit  dem  Eintritt  erhielt  der  Genossenschafter  Stimmrecht  in 
allen  die  Gesellschaft  betreffenden  Angelegenheiten.  Ganz  neben- 
sächlich war  die  Höhe  der  Einzahlung:  das  Mitglied,  das  seinen 
Stammanteil  durch  monatliche  Einzahlungen  von  einem  Franken 
äufnete,  stand  durchaus  gleichberechtigt  neben  dem  Genossen, 
der  seinen  Anteil  bis  auf  den  letzten  Rappen  bezahlt  hatte.  Einem 
jeden  Mitgliede  stand  ferner  ein  Anspruch  auf  Gewährung  eines 
Darlehens  gegen  Wechsel  bei  der  Volksbank  in  Bern  zu,  „soweit 
die  Vereinskasse  dazu  ausreicht".  Dazu  konnte  das  Mitglied  einen 
Personalkredit  bis  auf  höchstens  500  Franken  bewilligt  erhalten. 
Endlich  hatte  das  Mitglied  Anspruch  auf  einen  den  Einzahlungen 
auf  dem  Stammanteil  entsprechenden  Teil  am  Reingewinne. 

Das  oberste  Organ  der  Genossenschaft  war  die  Generalver- 
sammlung. Die  Exekutive  lag  in  den  Händen  eines  „Verwalters", 
dem  ein  elfgliedriger  „Verwaltungsrat"  und  eine  „Kreditkommis- 
sion" von  5  Mitgliedern  zur  Seite  stand.  Die  Tätigkeit  des  Ver- 
eines erstreckte  sich  zunächst  nur  auf  zwei  Geschäftszweige:  auf 
die  Entgegennahme  von  Spareinlagen  (von  Mitgliedern  und  Nicht- 
mitgliedern)  und  auf  die  Gewährung  von  Darlehen  an  die  Mit- 
glieder. 

Aus  diesen  Angaben  geht  hervor,  daß  die  Organisation  der 
Volksbank  in  Bern  derjenigen  der  deutschen  Kreditgenossenschaften 
ihren  Grundzügen  nach  durchaus  entsprach.  Der  einzige  Unter- 
schied von  Bedeutung  lag  in  der  Beschränkung  der  Haftung  bei 
der  schweizerischen  Genossenschaft. 

Dagegen  vollzog  sich  der  weitere  Ausbau  der  Organisation 
ziemlich  unabhängig  von  den  deutschen  Vorbildern. 
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§  3.    Die  Volks bank  in  Bern  von  1869—1874. 

Die  wichtigste  Aufgabe  der  neu  gegründeten  Berner  Volks- 
bank war  die,  den  Mitgliedern  des  Vereines  —  und  zwar  aus- 
schließlich diesen  —  Vorschüsse  zu  machen.  Die  Mittel  für  diese 
Darlehen  sollten  durch  die  Einlagen  der  Mitglieder,  sowie  durch 
den  Betrieb  eines  Sparkassageschäftes  beschafft  werden.  (§  i  der 
Statuten.) 

Die  junge  Volksbank  hatte  den  alten,  bekannten  Instituten 
der  Stadt  Bern  gegenüber  natürlich  keinen  leichten  Stand.  Da- 
durch, daß  sie  sich  bereit  erklärte,  Einlagen  von  50  Rappen  an 
entgegenzunehmen  und  überdies  für  Guthaben  unter  100  Franken 
4V2  ^jo  Zins  vergütete,  —  1/2  7^  niehr,  als  die  anderen  Berner  In- 
stitute —  hoffte  sie,  eine  Reihe  von  kleineren  Einlegern  an  sich 
zu  ziehen.  Im  ersten  Jahresberichte  heißt  es:  „Wir  erbUcken  darin, 
daß  wir  die  vielen  kleinen  Börsen  veranlassen,  ihre  Ersparnisse 
zinstragend  anzulegen,  eine  unserer  schönsten  volkswirtschaftlichen 
Aufgaben,  und  zwar  um  so  mehr,  als  größere  Institute  der  Natur 
der  Sache  gemäß  weniger  geneigt  sind,  kleinere  Einlagen  in  Em- 
pfang zu  nehmen".  —  Die  Summe  der  -„ohne  Kündigung  zur 
Rückzahlung  fälligen  Einlagen"  bis  zum  31.  Dezember  1869  be- 
lief sich  auf Fr.   16,240.50, 

denen  Rückzahlungen  in  der  Höhe  von    ...       „     11,995.50 

gegenüberstanden,  so  daß  der  Bank  ein  Betrag  von  Fr.  4,245, — 
verblieb.  Da  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  dieser  Summe  für 
mögliche  Rückforderungen  in  der  Kassa  zurückbehalten  werden 
mußte  —  die  Bilanz  per  31.  Dezember  1869  weist  einen  Barvorrat 
von  Fr.  2375.  —  nach  —  so  flössen  der  Bank  aus  dieser  Abteilung 
des  Sparkassageschäftes  keine  bedeutenden  Beträge  für  Darlehen 
zu.  Der  Jahresbericht  bemerkt:  „Die  Vorteile,  welche  wir  den 
kleinern  Einlegern  zuwenden  wollten,  sind  bis  jetzt  noch  nicht 
gehörig  gewürdigt  worden",  um  dann  allerdings  voll  Optimismus 
fortzufahren:  „wohl  nur  deshalb,  weil  unsere  Anstalt  noch  zu 
wenig  bekannt  ist". 

Ungleich  bedeutendere  Summen  für  ihre  Zwecke  zog  die 
Volksbank  in  Bern  aus  den  Spareinlagen  mit  einer  dreimonatlichen 
Kündigungsfrist.  Der  Bankleitung  war  sehr  rasch  klar  geworden, 
daß  sie  —  um  der  Gefahr   einer   illiquiden  Bilanz   aus   dem  Weg 
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zu  gehen  —  für  ihre  dreimonatlichen  Darlehensgeschäfte  Gelder 
mit  ungefähr  dem  nämlichen  Rückzahlungstermine  aufnehmen 
müsse.  Sie  ging  nun  in  der  Weise  vor,  daß  sie  für  Sparkassa- 
einlagen, die  erst  nach  einer  dreimonatlichen  Kündigung  rück- 
zahlbar waren,  Zinsen  in  der  Höhe  von  4V2  Vo,  statt  des  sonst 
üblichen  Satzes  von  nur  4^0,  vergütete.  Zu  diesen  Bedingungen  er- 
hielt die  Bank  über  18,000  Franken,  die  in  voller  Ruhe  im  Dar- 
lehensgeschäfte angelegt  werden  konnten. 

Dieses  hatte  inzwischen  bereits  einen  solchen  Umfang  ange- 
nommen, daß  die  Spareinlagen  samt  den  einbezahlten  Genossen- 
schaftsanteilen nicht  genügten,  all  den  gestellten  Kreditbegehren 
zu  entsprechen.  Die  Verwaltung  nahm  unter  Überschreitung  ihrer 
statutarischen  Kompetenzen  ihre  Zuflucht  zur  Rückdiskontierung 
einer  Anzahl  der  in  ihrem  Portefeuille  befindlichen  Wechsel  und 
beschaffte  sich  auf  diese  Weise  weiteres  Betriebskapital  in  der 
Höhe  von  etwa  9000  Franken.  Die  im  Laufe  der  ersten  sechs 
Monate  gewährten  Darlehen  und  Prolongationen  beliefen  sich  auf 
Fr.  57,706.—  in  149  Posten.  Der  Durchschnitt  eines  Vorschusses 
stellte  sich  auf  etwas  über  380  Franken.  —  Abgewiesen  werden 
mußten  23  Darlehensgesuche. 

Die  Erfahrungen  des  ersten  halben  Betriebsjahres  hatten  der 
Bankleitung  gezeigt,  daß  es  wünschbar  sei,  in  der  Geldbeschaffung 
nicht  nur  auf  das  Sparkassageschäft  angewiesen  zu  sein.  Ander- 
seits mußte  die  Verwaltung  sich  sagen,  daß  unter  Umständen  die 
Passivkapitalien  Summen  erreichen  könnten,  die  als  Darlehen 
allein  unter  den  Mitgliedern  unterzubringen  nicht  leicht  möglich 
sein  würde.  Als  erstrebenswertes  Ziel  erschien  demnach  die  volle 
Freiheit  des  Verkehres  sowohl  für  die  Beschaffung  der  Gelder,  als 
auch  deren  Plazierung.  Dies  Ziel  wurde  kaum  acht  Monate  nach 
der  Geschäftseröffnung  erreicht.  Die  General -Versammlung  vom 
24.  Februar   1870  beschloss  nämlich: 

1.  Die  Verwaltung  wird  autorisiert,  auch  Wechsel  von  Nicht- 
mitgliedern  zu  diskontieren. 

2.  Die  Verwaltung  wird  auch  zu  anderen  Bankoperationen 
ermächtigt. 

Durch  die  Annahme  dieser  Vorschläge  gab  die  Generalver- 
sammlung der  Verwaltung  völlig  freie  Hand  für  die  weitere  Ge- 
schäftsführung. Im  Kundenkreise  in  keiner  Weise  mehr  auf  die 
eigenen  Mitglieder  angewiesen,  mit  der  Ermächtigung,   alle  Arten 
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von  Bankgeschäften  zu  betreiben,  war  so  mit  einem  Schlage  aus 
dem  Kreditvereine  mit  einem  eng  begrenzten  Wirkungskreise  eine 
Bank  geworden,  der,  so  klein  sie  auch  beginnen  mochte,  in  ihrer 
äußeren  Entwicklung  keine  Schranken  gezogen  waren. 


Nachdem  nunmehr  auf  diese  Weise  die  rechtliche  Grundlage 
für  eine  freie  Weiterentwicklung  geschaffen  war,  lag  es  an  den 
leitenden  Persönlichkeiten,  die  gegebenen  Möglichkeiten  auszu- 
nutzen. Dies  konnte  nur  durch  einen  gewiegten  Fachmann  ge- 
schehen, und  so  erwies  sich  denn  in  erster  Linie  die  Neubesetzung 
der  Verwalterstelle  als  notwendig.  Während  der  ersten  acht  Mo- 
nate des  Bestehens  der  Bank  hatte  der  ehemalige  Gürtlermeister 
Bachmann  die  Verwaltung  besorgt.  So  gross  auch  die  Pflichttreue 
und  der  Eifer  waren,  mit  denen  dieser  Mann  sich  dem  unge- 
wohnten Amte  widmete,  so  genügten  diese  Eigenschaften  doch 
nicht  mehr,  als  der  Kreditverein  sich  neue,  weit  über  den  Rahmen 
der  ursprünglichen  hinausgehende  Ziele  steckte.  Sein  Nachfolger 
war  ein  Fachmann,  Banquier  Yersin,  mit  dessen  Namen  die  Ge- 
schichte der  32  nächsten  Jahre  der  Volksbank  auf  das  innigste 
verknüpft  ist. 

Die  erste  Aufgabe  der  neuen  Verwaltung  war  die,  dem  In- 
stitute weitere  Mittel  zuzuführen.  Trat  mit  der  Vergrößerung  der 
Mitgliederzahl  auch  ganz  von  selbst  eine  Vermehrung  der  eigenen 
Gelder  und  eine  Verstärkung  der  Garantie  ein,  die  der  Verein 
nach  außen  bot,  so  ging  doch  das  Anwachsen  dieser  Kapitalien 
nicht  rasch  genug  vor  sich.  Ein  Ausweg  hätte  sich  geboten, 
nämlich  der,  die  Erwerbung  mehrerer  Stammanteile  durch  eine 
Person  zu  gestatten,  und  von  Seiten  mancher  Mitglieder  hat  es 
an  Anläufen,  dies  zu  erreichen,  nicht  gefehlt.  Stets  aber  wurden 
solche  Versuche  von  der  Verwaltung  auf  das  energischste  zurück- 
gewiesen, weil  das  Grundprinzip  der  Genossenschaft  völlige  Gleich- 
heit der  Mitglieder  in  jeder  Hinsicht  sein  sollte  und  man  ver- 
meiden wollte,  Mitglieder  mit  großem  und  solche  mit  geringem 
Stammanteilbesitze  zuzulassen. 

Dagegen  konnte  man  denen,  die  weitere  Summen  in  Stamm- 
anteilen ''anzulegen  wünschten,  in  der  Weise  entgegenkommen, 
daß  man  am  20.  Mai  1871  den  Nominalbetrag  der  Stammanteile 
auf  500  Franken  erhöhte.     Die  Haftbarkeit  wurde  gleichzeitig   in 
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der  Weise  abgeändert,  daß  jedes  Mitglied,  das  auf  seinen  Stamm- 
anteil lOO  Franken  oder  weniger  einbezahlt  hatte,  bis  auf  den 
Betrag  von  500  Franken  abzügHch  der  Einzahlung  haftete.  Wer 
mehr  als  100  Franken  einbezahlt  hatte,  haftete  über  die  einbe- 
zahlte Summe  hinaus  bis  zum  vierfachen  Betrage  derselben. 

Dem  Erfolge  nach  war  die  Erhöhung  des  Stammanteiles  und 
der  Haftbarkeit  unstreitig  ein  Schritt  nach  der  rechten  Seite  hin 
gewesen.  Der  Jahresbericht  für  1871  bemerkt:  „Diese  neue  Grund- 
lage des  Vereines  hat  ein  ziemlich  rasches  Anwachsen  des  Stamm- 
kapitals zur  Folge  gehabt  und  den  Kredit  des  Vereines  nach  Außen 
erhöht.  Diese  beiden  Faktoren :  eigenes  Geld  und  erhöhter  Kredit 
haben  nebst  der  tüchtigen  Verwaltung  durch  einen  Fachmann  dem 
jungen  Institute  schon  im  abgelaufenen  Jahre  eine  bedeutende 
Ausdehnung  verschafft." 

Die  Ausdehnung,  auf  die  hier  angespielt  wird,  läßt  sich  in 
doppelter  Hinsicht  verfolgen:  einmal  in  dem  rein  zahlenmäßigen 
Anwachsen  der  einzelnen  Konten;  sodann  aber  auch  darin,  daß 
die  Volksbank  immer  neue  Zweige  des  Bankgeschäftes  in  den 
Bereich  ihrer  Tätigkeit  brachte. 

So  stieg  der  Kassaumsatz  von  1869  bis  1874  von  204,000 
Franken  auf  20,570,000  Franken,  die  Spareinlagen  von  22,417 
Franken  auf  1,096,787  Franken.  Das  Wechselportefeuille  zeigte 
folgende  Entwicklung: 


Jahr 
1869 
1870 
1871 

1872 

1874 


Stück 

? 

1437 

2728 

2854 
4095 
5153 


Betrag 

Fr.  57,705 

„  1,137,000 

■  „  1,963,000 

„  2,467,000 

„  3,978,000 

«  5»  113^000 


Fr. 


Gewinn 

? 

5^135 
11,465 

45,263 
64,401 


Was  das  Inkassogeschäft  anbelangt,  so  wurden  1870  1465 
Stück  eingezogen,  im  Jahre  1874  annähernd  elftausend  Stück.  An 
Kommissionen  wurden  im  Jahre  1870  624  Franken  verdient  und 
151  Franken  ausgegeben;  vier  Jahre  darauf  19,046  bezw.  4,104 
Franken.  In  der  nämlichen  Zeit  steigerten  sich  die  Geschäfts- 
unkosten von  41 12  auf  28,016  Franken. 

In  der  Bilanz  vom  31.  Dezember  1872  figurieren  zum  ersten  Male 
eine  Anzahl  Obligationen  und  Aktien,  die  die  Bank  gekauft  hatte, 
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weil  sie   die  ihr  zur  Verfügung   stehenden  Gelder   nicht  völlig  im 
Diskontogeschäfte  hatte  verwenden  können.    Überdies  veranlaßte 
der  Geldüberfluß,  unter  dem  die  Volksbank  in  diesem  Jahre  augen- 
scheinlich zu  leiden  hatte,   das  Institut,    sich  zum  ersten  Male  im 
Effektenemissionsgeschäfte   zu   versuchen.    Im    Vereine   mit   einer 
andern  Bank   übernahm   die  Volksbank   in  Bern   ein   4V270  An- 
leihen der  Stadt  Murten  in  der  Höhe  von  500,000  Franken.   Der 
Erfolg  dieses  ersten  Wagnisses  auf  dem  neuen  Gebiete  war  nicht 
sehr  ermutigend;  der  Volksbank  verblieben  etwa  70.000  Franken 
Murtner  Obligationen  im  Portefeuille,  und  es  vergingen  Jahre,  ehe 
diese  Papiere  völlig  abgestoßen  waren.    Es  ist  begreiflich,  daß  die 
Bank   sich  erst  nach   längerer  Zeit   dazu  entschließen  konnte,   die 
Emissionstätigkeit  auf's  neue  aufzunehmen. 

Von  einschneidenderer  Bedeutung  als  der  Versuch  in  jener 
Richtung  ist  die  Beteiligung  der  Berner  Volksbank  an  einem  ähn- 
lichen Institute,  das  1873  in  Interlaken  gegründet  wurde,  der  Volks- 
bank  in  Interlaken. 

Welch'  ein  Fortschritt  seit  1869!  Von  den  Leuten,  die  den 
Kreditverein  gegründet  hatten,  hatten  wohl  die  wenigsten  eine 
Ausdehnung  der  Tätigkeit  der  Bank  über  die  Grenzen  der  Stadt 
Bern  hinaus  vorhergesehen  !  Mußte  doch  bald  nach  der  Gründung 
die  Frage  der  Aufnahme  von  außerhalb  der  Stadt  Bern  wohnen- 
den Personen  der  Generalversammlung  zur  Entscheidung  vorgelegt 
werden,  „weil  die  Meinung  der  Gründer  über  diesen  Punkt  nicht 
unzweifelhaft  feststehe!" 

Im  Einklänge  mit  dem  Vorschlage  der  Verwaltung  erklärte 
damals  die  Generalversammlung:  „es  sei  die  Mitgliedschaft  beim 
Volksbankverein  nicht  vom  Wohnsitze  in  der  Stadt  abhängig; 
jedoch  sei  die  Verwaltung  angewiesen,  bei  Vorschüssen  an  Mit- 
glieder außerhalb  Berns  mit  aller  den  Verhältnissen  angemessener 
Sorgfalt  zu  verfahren." 

Die  zahlreichen  Anmeldungen,  die  daraufhin  aus  allen  Gegen- 
den des  Kantones  folgten,  bewiesen  deutlich,  daß  das  Bedürfnis 
nach  einem  „ Volksbankvereine "  sich  nicht  auf  Bern  allein  be- 
schränke. Aber  bei  den  noch  recht  unentwickelten  Verkehrs- 
verhältnissen jener  Zeit  bedeutete  die  Krediterteilung  auf  dem 
Lande  und  die  ständige  Beobachtung  der  Vorschußnehmer  daselbst 
eine  bedeutende  Erschwerung  der  Arbeit.  Es  ist  begreiflich,  daß 
die  Volksbank   in  Bern   gerade  die  Arbeit   im  Berner  Oberlande 
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gerne    einem    Schwesterinstitute     mit    den    nämlichen    Prinzipien 
überließ. 

Der  Volksbank  in  Interlaken  wurden  von  Bern  aus  die  Wege 
nach  Möglichkeit  geebnet.  Bern  erklärte  sich  zu  einer  komman- 
ditarischen  Beteiligung  in  der  Höhe  des  jeweiligen  Stammkapitales 
der  Volksbank  in  Interlaken  bereit ;  im  Maximum  sollte  diese  Be- 
teiligung aber  100,000  Franken  nicht  übersteigen.  Sie  sollte  einen 
verhältnismäßig  gleichen  Anteil  am  Reingewinne  erhalten,  wie  die 
Stammanteile.  Überdies  wurde  die  Wahl  zweier  Mitglieder  der 
Berner  Volksbank  in  den  Verwaltungsrat  des  Interlakner  Institutes 
gefordert,  nicht  minder  auch  das  Recht  der  jederzeitigen  Einsicht- 
nahme in  die  Geschäftsführung. 

Schon  im  ersten  Jahre  (1873)  belief  sich  die  Kommandit- 
beteiligung  der  Volksbank  in  Bern  auf  über  77,000  Franken,  um 
im  folgenden  Jahre  die  vollen  hunderttausend  zu  erreichen.  Aber 
augenscheinlich  empfand  die  Bank  in  Interlaken  die  ständige 
Kontrolle  von  Bern  aus  als  lästige  Fessel,  nicht  minder  vielleicht 
gewisse  Bestimmungen  in  den  Statuten  Berns,  die  denen  Interlakens 
als  Muster  gedient  hatten,  und  die  dann  in  den  folgenden  Jahren 
von  Interlaken  abgeändert  wurden,  —  kurzum,  das  Kommandit- 
verhältnis  wurde  bereits  im  dritten  Jahre  gelöst  und  die  100,000 
Franken  am  31.  Dezember  1875  der  Volksbank  in  Bern  zurück- 
bezahlt. Trotzdem  blieb  das  Verhältnis  der  beiden  Banken  auch 
späterhin  freundschaftlich. 

Damit  hatte  der  erste  Expansionsversuch  des  Volksbankvereins 
sein  Ende  erreicht.  Zwar  hatte  sich  Interlaken  dem  dominierenden 
Einflüsse  Berns  bald  entzogen,  aber  Bern  hatte  bewiesen,  daß  es 
willens  und  im  Stande  sei,  dem  Volksbankgedanken  auch  auswärts 
seine  kräftige  Unterstützung  zu  leihen,  und  so  bedurfte  es  nur 
weiterer  Anregungen  von  außen,  um  die  Volksbank  in  Bern  zu 
neuen  Unternehmungen  in  dieser  Richtung  zu  veranlassen. 
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§  4.   Die  Volksbank  in  Bern  von  1875—1880. 

Die  siebziger  Jahre  waren  für  die  Schweiz  eine  sozusagen 
ununterbrochene  Periode  wirtschaftlichen  Aufschwunges.  Die  Volks- 
bank in  Bern  hatte  unter  diesen  Umständen  auch  während  des 
zweiten  Quinquenniums  eine  erfreuliche  Weiterentwicklung  aufzu- 
weisen. Die  Mitgliederzahl  stieg  von  1874— 1880  von  890  auf 
2741.  Der  Umsatz  wuchs  im  nämlichen  Zeiträume  von  nicht 
ganz  70  Millionen  auf  über  420  Millionen  Franken.  Der  Netto- 
gewinn betrug  am  Anfang  dieser  Periode  64,401  Franken,  am 
Ende  derselben  179,098  Franken. 

Eine  etwas  eingehendere  Würdigung  verdient  das  Kredit- 
geschäft. Der  Aufschwung,  den  die  Bank  nahm,  erlaubte  ihr  eine 
nicht  unerhebliche  Steigerung  ihrer  Leistungen  gegenüber  den 
Kreditsuchenden.  Was  zunächst  den  Personalkredit  anbelangt,  so 
konnte  bei  der  Statutenrevision  von  1877  dessen  Maximum  auf 
1000  Franken  erhöht  werden.  Die  nachstehende  Tabelle  ver- 
anschaulicht die  Entwicklung  dieser  Vorschüsse : 
Im  Jahre  1874  wurden  gewährt   1084  Kredite  =  Fr. 


1875 
1876 

1877 
1878 

1879 
1880 


1133 
1324 
1661 

2396 
2562 
2708 


352,830 
409,871 
526,815 

721,371 
1,213,657 

1,405,845 
1,573,624 


Die  wohltätige  Wirkung  der  Steigerung  des  Personalkredites 
geht  deutlich  aus  dem  Anwachsen  der  Zahlen  nach  1877  hervor. 
Dabei  muß  hervorgehoben  werden,  daß  diese  Personalkredite  den 
Suchenden  zu  einem  verhältnismäßig  niedrigen  Satze  zur  Ver- 
fügung standen,  so  daß  sie  ihre  volkswirtschaftliche  Aufgabe  auf 
das  Beste  erfüllten. 

Neben  diese  Befriedigung  der  kleinen  und  kleinsten  Kredit- 
bedürfnisse — -  es  wurden  Vorschüsse  von  10  Franken  an  erteilt  — 
trat  in  immer  stärkerem  Maße  auch  die  Gewährung  von  Krediten 
in  laufender  Rechnung  und  von  Darlehen,  beides  gegen  Sicherheit. 
Als  solche  konnten  in  Frage  kommen  Wertpapiere,  Bürgschaft, 
Grundpfand  und  Faustpfand.  Hier  handelte  es  sich  um  größere 
Beträge   als   beim  Personalkredite,  wenn  schon   die  Bank   es   sich 


S:.-: 


—     14 


—    15    — 


auch  hier  zur  Pflicht  machte,  selbst  die  kleinsten  und  damit  wenigst 
rentablen  Gesuche,  wenn  irgend  möglich,  zu  berücksichtigen.  Im 
Jahre  1879  beispielsweise  zeigten  die  gewährten  Kontokorrent- 
kredite und  Darlehen  folgende  Abstufungen: 

Kredite 
Beträge  unter  F>.   100  — 

»  von  Fr.  100  bis  Fr.       500 

»            „       „  501     „      „      1000 

»           „      „  looi     „      „      5000 

»  .  «       »  5001     „      „    lOOOO 

»  .»  V       1000 1        „  „       20000 

„  »      „    20001    „     „    50000 

V  n       r,     50001    und    darüber         5  — 

Die  von  Jahr   zu   Jahr    erzielten   Umsätze    gehen    aus    nach- 
folgender Zusammenstellung  hervor: 

Vorschüsse  (in  Tausenden  von  Franken;  auf 

Sechs-Monat- 


7 

48 

309 
117 

61 

16 


Darlehen 
2 

80 

59 
98 

23 
6 

I 


1874 

1^75 
1876 

1877 

1878 

1879 

1880 


Wechsel 

5.113 
6,853 
8,920 
12,144 
14,120 
16,017 
18,420 


Kredite 

610 

699 

1,027 

1,183 
1,707 

1,290 
853 


Obligos 

289 
636 
568 
566 
942 
1,232 
990 


Darlehen 


531 
1,182 

1,308 

^.540 


Total 
6,012 

8,18a 

10,515 
14,324 

i7'95i 

19,847 

21,803 


Das  Wachstum  der  Volksbank  nach  außen  bedingte  auch 
einen  weiteren  Ausbau  des  Innern.  Es  handelte  sich  namentlich 
darum,  die  eigenen  Kapitalien  in  einem  annehmbaren  Verhältnis 
zu  den  fremden  zu  halten.  Die  Relation  der  beiden  war  während 
der  ersten  Jahre  des  Geschäftsbetriebes  nicht  ungünstig  gewesen, 
hatte  sich  aber  dann  von  Jahr  zu  Jahr  verschlechtert.  Die  eigenen 
Kapitalien  betrugen  nämlich 

.am  Ende  des  Jahres   1 869 

V  »  n  „  1870 

»  V  V  »  1871 

,   »  »  »  »1 872 

»  »  »  »  1873 

»  »  »  »  1874 

»  »  »  »  1875 

»  »  »  »  1876 


2IÖ 

24,02  70 

20,83  7o 
16,06  7o 

17,93  Vo 

14,16  7o 

12,59  7o 

U,I9  Vo 


^0  der  fremden, 


w 


/J 


Zum  Vergleiche  seien  die  Sätze  angeführt,  die  für  die  im 
deutschen  Genossenschaftsverbande  stehenden  Genossenschaften 
Geltung  haben:  „es  wird  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Entstehung 
der  Kreditgenossenschaft  gefordert,  daß  dieselbe  etwa  10  ®/o  der 
aufgenommenen  fremden  Gelder  an  eigenem  Vermögen  besitze, 
während  man  nach  zwei  bis  drei  Jahren  diese  Anforderung  auf 
20 — 25  ^0  steigert,  bei  älteren  Genossenschaften  aber  verlangt, 
daß  das  eigene  Kapital  bis  auf  50  %  des  fremden,  also  auf  ein 
Drittel  des  gesamten  Betriebskapitales  gebracht  werde".  (Crüger 
a.a.  O.S.  99.) 

Wenn  auch  die  Zahlen,  die  für  reine  Kreditgenossenschaften 
aufgestellt  sind,  für  einen  Bankbetrieb,  wie  den  der  Volksbank  in 
Bern,  nicht  ohne  weiteres  Gültigkeit  haben,  so  war  doch  klar, 
daß  ein  weiteres  Sinken  des  Verhältnisses  das  Unternehmen  ernst- 
lich gefährden  müsse.  Es  galt  hier,  energisch  einzuschreiten,  und 
so  entschloss  sich  der  Vorstand  dazu,  der  Generalversammlung 
die  Erhöhung  des  Nominalbetrages  der  Stammanteile  um  lOO  ^o, 
von  500  auf  1000  Franken,  zu  beantragen.  Trotz  heftiger  Oppo- 
sition wurde  dieser  Antrag  durch  die  Generalversammlung  vom 
22.  Januar  1877  ^^^'^  Beschlüsse  erhoben.  Der  Erfolg  dieser  Maß- 
nahme entsprach  den  gehegten  Erwartungen.  Absolut  wuchs  das 
einbezahlte  Stammkapital  von  545,631  Franken  zu  Ende  1876  auf 
903,705  Franken  zu  Ende  1877,  ^^^  relativ  gestaltete  sich  das 
Verhältnis  der  eigenen  zu  den  fremden  Kapitalien  wie  folgt: 
Ende  1876  betrugen  die  eigenen  Kapitalien  11,19^0  der  fremden, 

>      1877  '„  «  «  »     .      16,13^0     n 

»      1878  „  „ 

«      1879 

r,         1880  •     '„  ,  „  „  15,68   Vo         „  "      „ 

Waren  auch  die  Zahlen  von  1869  und  1870  nicht  erreicht  worden, 
so  hatte  sich  das  Verhältnis  doch  entschieden  gebessert,  und  eine 
weitere,  nicht  unerhebliche  Besserung  brachten  die  achtziger  Jahre. 

Die  Statutenrevision  von  1877  hatte  auch  einige  neue  Vor- 
schriften über  die  Gewinnverteilung  und  die  Dotation  der  Reserven 
gebracht.  Die  ersten  Statuten  hatten  in  dieser  Hinsicht  lediglich 
bestimmt,  daß  die  Eintrittsgelder  dem  Reservefonds  zuzufallen 
hätten,  und  auch  im  Jahre  1871  hatte  man  nicht  daran  gedacht, 
bei  der  Revision  der  Statuten  auch  Bestimmungen  über  die  regel- 
mäßige Aufnung  der  Rücklagen  aufzunehmen.  Nun  sind  gerade 
die  Reserven  bei  einer  Genossenschaft  von  allergrößter  Bedeutung. 


« 
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Ein  jeder  Genossenschafter  kann  wieder  austreten,  seine  Einlage 
kann  wieder  zurückgezogen  werden.  Von  dem  ganzen  Genossen- 
schaftskapital sind  nur  die  Reserven  der  Willkür  des  einzelnen 
Mitgliedes  entzogen,  und  es  liegt  im  Interesse  der  Verwaltung, 
sich  dieses  unkündbare,  ihr  unter  allen  Umständen  zur  Verfügung 
stehende  Kapital  in  einer  gewissen  Höhe  zu  sichern.  Bei  der 
Volksbank  hatten  die  erzielten  Gewinne  von  Jahr  zu  Jahr  folgende 

Verwendung  gefunden: 

Höhe  des  Reserve-F. 
nach  Abschluss  der 
Gewinn-  u.  Verlust- 
Rechnung 

Franken 

312  — 

972.37 

2,600.— 

3,499.  10 

5,209.50 

8,708. 26 

13,069. 83 

17,506.71 

21,791.70 

34,512.81 

40,551.73 

43,779. 73 

Die  Zuwendungen  an  den  Reservefonds  hatten  also  im  Durch- 
schnitte der  Jahre  1869— 1876  etwas  über  acht  Prozent  (8,16  7o) 
des  Reingewinnes  erreicht,  in  einzelnen  Jahren,  z.  B.  1872,  viel 
weniger  betragen.  Der  Verwaltungsrat  stellte  nun  den  Antrag,  in 
Zukunft  vom  Gewinne  in  erster  Linie  10  7o  für  Rücklagen  zu 
nehmen.  Die  Generalversammlung  beschloß  aber  —  diesem  Vor- 
schlage zuwider  —  die  lo^o  erst  von  dem  um  eine  Minimai- 
Dividende  von  5  7o  verringerten  Betrage  zu  berechnen.  Der  Ver- 
waltung war  es  also  trotz  des  besten  Willens  nicht  geglückt,  die 
Lücke  in  den  Bestimmungen  in  befriedigender  Weise  auszufüllen. 
Die  Bedeutung  ihrer  Aktion  liegt  deshalb  mehr  darin,  daß  diese 
Frage  nun  wenigstens  einmal  zur  Diskussion  gestellt  und  damit 
der  Weg  für  zweckentsprechendere  Bestimmungen  etwas  vorbereitet 
worden  war. 

Zeitlich  war  der  eben  erwähnten  Statutenrevision  von  1877 
eine  andere  Abänderung  der  Satzungen  vorausgegangen,  die  von 

*)  ZuweisuDg  an  eine  Speziaireserve. 


Zuweisung  aus  dem 

Netto-Gewinn 

Verteilte  Dividende 

Reingewinn  an  den 

Reserve  -  Fonds 

Franken 

7o 

Franken 

Franken 

1869 

128.99 

5 

110.26 

4.— 

1870 

1,914.43 

6 

1,041.88 

186.— 

1871 

9,282.  23 

8 

2,723.  30 

1,441.63 

1872 

14,139.  30 

8 

6,751.75 

617.  10 

1873 

19,916.48 

8 

11,899.60 

1,324.40 

1874 

29,631.51 

8 

18,796.  40 

3,014.  76 

1875 

39,239.  32 

8 

26,673. 28 

2,839.  57 

1876 

41,167.51 

7 

31,785.03 

3,252.88 

1877 

56,430.  14 

7 

44,829. 35 

2,440.99 

1878 

108,283. 51 

8 

74,526. 40 

11,692.71 

1879 

100,356.  92 

7 

74,876.  35 

4,687. 32 

1880 

79,282. 53 

5 

65,913. 45 

13,369.08*) 

• 
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einschneidendster  Bedeutung  für  die  weitere  Entwicklung  des 
Institutes  sein  sollte.  Im  Frühjahr  1875  genehmigte  die  General- 
versammlung nämlich  einen  Zusatz  zu  den  Statuten,  besagend,  daß 
der  Verein  ermächtigt  sei,  außerhalb  Berns  Filialen  zu  errichten. 
Im  gleichen  Jahre  noch  erlangte  dieser  Beschluß  praktische  Be- 
deutung: am  I.  September  1875  wurde  in  Saignelegier  im  Berner 
Jura  die  erste  Filiale  der  Volksbank  in  Bern  eröffnet. 

Bei  Interlaken  hatte  Bern  die  Erfahrung  machen  müssen,  daß 
bei  einem  bloßen  Kommanditverhältnisse  die  junge  Bank,  einmal 
erstarkt,  sich  nur  zu  leicht  der  Vormundschaft  des  Mutterinstitutes 
entziehen  und  durchaus  eigene  Wege  einschlagen  könne.  Deshalb 
versuchte  Bern,  die  Volksbanken,  zu  deren  Errichtung  es  ferner 
hilfreiche  Hand  leistete,  dadurch  dauernd  an  sich  zu  ketten,  daß 
es  sich  dieselben  als  Filialen  angliederte. 

Der  Jahresbericht  für  1875  gibt  die  Bedingungen  der  Filial- 
gründung in  Saignelegier  im  Auszug  wieder: 

„Die  Volksbank  in  Bern  errichtet  eine  Filiale  in  Saignelegier 
„deren  Leitung  ausschließlich  von  Bern  aus  erfolgt.  Die  frei- 
„bergischen  Mitglieder  machen  einen  für  den  Verwaltungsrat 
„unverbindlichen  Doppel  Vorschlag  für  eine  Kreditkommission 
„mit  neun  Mitgliedern,  welche  alle  Geschäfte  bis  auf  5000  Franken 
„selbständig  bewilligen  darf,  solche  von  höherem  Betrage  jedoch 
„nebst  Bericht  und  Antrag  der  Hauptbank  vorlegen  muß. 

„Für  das  erste  Geschäftsjahr  (i.  September  1875  bis  31.  Dezem- 
„ber  1876)  haben  die  freibergischen  Mitglieder  durch  notariellen 
„Akt  als  einfache  Privatpersonen  der  Hauptbank  das  Kapital 
„und  eine  fünfprozentige  Verzinsung,  für  die  späteren  Jahre  eine 
„sechsprozentige  Verzinsung  garantiert. 

„Nur  wenn  durch  von  der  Hauptbank  bewilligte  Geschäfte 
„ein  Verlust  entstehen  und  dadurch  das  Geschäftserträgnis  unter 
„  5  ^/o  bezw.  6  ^/o  heruntersinken  sollte,  sind  die  freibergischen 
„Mitglieder  von  der  Pflicht,  das  Fehlende  zu  ersetzen,  befreit. 
„Die  Kontrolle  wird  durch  wöchentlich  eingesandte  Rekapitula- 
„tionen,  durch  monatliche  Bilanzen  und  durch  wenigstens  vier 
„Revisionen  per  Jahr  bewerkstelligt.  Die  Mitglieder  der  frei- 
„bergischen  Kreditkommission  haben  überdies  das  Recht,  jeder- 
„zeit  Einsicht  in  die  Bücher  und  die  Geschäftsführung  der  Filiale 
„zu  nehmen  und  sachbezügliche  Anträge  zu  stellen.'' 
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Bern  hatte,  wie  bei  Interlaken,  im  Vertrage  mit  Saignelegier 
seine  Interessen  zu  wahren  verstanden  und  ging  nicht  ohne 
gewichtige  Garantien  nach  den  Freibergen.  Die  Einleitung  der 
Geschäfte  war  Saignelegier  überlassen,  die  Leitung  aber  blieb  in 
den  Händen  Berns.  Von  diesem  Prinzipe  der  völligen  Abhängig- 
keit von  der  Mutterbank  wurde  auch  nicht  abgegangen,  als  man 
sich  im  zweiten  Geschäftsjahre  infolge  der  günstigen  Geschäfts- 
entwicklung veranlaßt  sah,  die  Kompetenzen  der  Filialbank  etwas 
zu  erweitern. 

In  ähnlicher  Weise  wurden  im  Jahre  1877  zwei  weitere 
Filialen  eröffnet,  nämlich  in  Langnau  und  sodann  —  als  erste 
außerhalb  des  Kantones  —  in  Zürich.  Auch  diese  Filialen  befanden 
sich  anfangs  durchaus  unter  der  Leitung  Berns,  wenn  schon  man 
ihnen  —  mit  Rücksicht  auf  die  günstigen  Ergebnisse  in  Saigne- 
legier —  sofort  größere  Befugnisse  einräumte. 

Aber  die  Entwicklung  dieser  Filialen  ging  mit  Schritten  vor- 
wärts, die  man  nicht  vorausgeahnt  hatte.  Nachfolgende  Tabelle 
gibt  ein  Bild  des  Umsatzes  der  Mutterbank  und  der  Filialen:  (in 
Tausenden  von  Franken.) 


Bern 

Saigneidgier 

Zürich 

Langnau 

1877 

87,669 

11,865 

3,470 

1,209 

1878 

1. 

Quartal 

23,271 

3,118 

4,996 

1,246 

2. 

Quartal 

23,103 

3,146 

6,211 

1,064 

3. 

Quartal 

23,077 

2,994 

7,981 

1,232 

4. 

Quartal 

23,408 
92,859 

3,147 

7,419 

1,593 

12,405 

26,607 

5,135 

1879 

1. 

Quartal 

23,509 

3,063 

7,901 

1,391 

2. 

Quartal 

24,649 

3,650 

8,275 

1,867 

3. 

Quartal 

27,628 

.   3,166 

9,452 

1,875 

4. 

Quartal 

28,898 

3,574 

10,362 

2,177 

104,684 

13,453 

35,990 

7,310 

1880 

1. 

Quartal 

25,791 

3,323 

10,548 

2,063 

2. 

Quartal 

31,666 

3,736 

12,449 

2,777 

3. 

Quartal 

30,665 

3,349 

12,661 

2,284 

4. 

Quartal 

35,350 

3,973 

14,235 

2,592 

123,472 


14,381 


49.893 


9,716 


Verhielt  sich  im  Jahre  1877  der  Umsatz  der  Mutterbank  zu 
dem  der  Filialen  noch  wie  84  :  16,  so  sank  dieses  Verhältnis  im 
Jahre  1878  auf  68  :  32,    1879  auf  65  :  35,   und  im  Jahre  1880,    als 
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sich    zu    den   bisherigen    drei    Filialen    noch    Freiburg    und    Basel 
gesellt  hatten,  auf  59:41. 

Es  war  klar,  daß  dieses  Verhältnis  sich  in  den  kommenden 
Jahren  noch  ganz  gewaltig  zu  Ungunsten  Berns  verschieben  müßte. 
Einmal  hatten  die  Filialen  noch  viel  Neuland  zur  Bestellung  vor 
sich,  während  in  Bern  die  Zunahme  der  Mitglieder  naturgemäß 
mit  der  Zeit  ein  etwas  langsameres  Tempo  einschlagen  mußte, 
und  sodann  war  vorauszusehen,  daß  sich  der  Volksbank  noch 
weitere  FiUalen  angliedern  würden.  So  drängte  sich  immer  lauter 
die  entscheidende  Frage  auf,  ob  für  die  Filialen  das  patriarchalische 
Verhältnis  beibehalten  werden  könne,  das  für  die  erste  auswärtige 
Unternehmung  adoptiert  worden  war.  Gewiß,  Bern  war  das 
Zentrum,  um  das  alle  gravitierten;  aber  auch  die  Filialen  waren 
Wurzeln  starker  Kraft  für  Bern.  Geschäftspraktische  Überlegungen 
gewichtiger  Art  fielen  dazu  in  die  Wagschale.  Die  Filialen  waren 
derart  angewachsen,  daß  man  ihnen  notgedrungen  immer  mehr 
Bewegungsfreiheit  einräumen  mußte.  Die  Organisation  von  1875 
und  1877  ^^^^  f^^  ^^^  Volksbank  von  1880  zu  enge  geworden, 
wie  ein  altes  Kleid. 

Die  Einsicht,  daß  eine  durchgreifende  Neuerung  der  Organi- 
sation unvermeidlich  sei,  war  1880  —  noch  vor  Eröff'nung  der 
Filiale  in  Basel  —  wohl  jedermann  geworden,  und  man  dokumen- 
tierte diese  Erkenntnis  zunächst  durch  den  Beschluß,  die  Genossen- 
schaft vom  I.  Oktober  1880  an,  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
entsprechend,  „Schweizerische  Volksbank"  zu  nennen. 

Im  ferneren  beschloß  die  Generalversammlung  vom  19.  Juli 
1880,  „den  Verwaltungsrat  einzuladen,  unter  Zuziehung  von  Dele- 
„ gierten  der  Filialen  eine  Revision  der  Statuten  im  Sinne  einer 
„größeren  Vertretung  und  Mitwirkung  der  Filialen  vorzubereiten." 
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§  5.    Die  Schweizerische  Volksbank  von  1881—1891. 

Der  Verwaltungsrat  legte  der  Generalversammlung  vom  27. 
Februar  1881  einen  von  ihm  ausgearbeiteten  Statutenentwurf  vor. 
Nach  reger  Diskussion  übergab  die  Versammlung  diesen  Entwurf 
einer  Kommission  von  1 5  Mitgliedern  zur  nochmaligen  Überarbei- 
tung. Sehr  deutlich  kam  in  dieser  Kommission  die  präponderierende 
Stellung  Berns  zum  Ausdrucke:  nicht  weniger  als  10  Mitglieder 
gehörten  der  Hauptbank  an,  während  die  fünf  Filialen  nur  je  einen 
Vertreter  zu  entsenden  hatten.  Der  von  dieser  Kommission  be- 
reinigte Entwurf  konnte  der  nächsten  Generalversammlung  vom 
II.  April  vorgelegt  werden.  Er  fand  beifällige  Aufnahme,  und  mit 
dem   I.  Juli  1881   traten  die  neuen  Statuten  in  Kraft. 

Der  Grundgedanke  der  neuen  Bestimmungen  war  die  ge- 
schäftliche und  organische  Dezentralisation.  Bern  behielt  nur  die 
Oberleitung  der  Geschäfte  als  „Hauptbank"  in  dem  Sinne,  daß 
es  als  Zentralstelle  für  die  Versorgung  mit  Betriebsmitteln  und 
für  die  Entgegennahme  von  Geldern,  die  bei  den  übrigen  Banken 
brach  lagen,  funktionierte  und  die  Rechnungsergebnisse  zusammen- 
stellte ;  im  übrigen  trat  Bern  als  Filiale  neben  die  anderen  Filialen. 

Das  oberste  Organ  der  Genossenschaft  war  die  Gesamtheit 
der  Mitglieder.  Zu  schwerfällig,  um  die  Rechte  einer  General- 
versammlung auszuüben,  mußte  sie  ihre  Autorität  auf  einen  durch 
die  Statuten  neu  geschaffenen  Ausschuß,  die  Delegiertenversamm- 
lung, übertragen.  Diese,  als  Erbin  der  Rechte  der  ehemaligen 
allgemeinen  Generalversammlung  in  Bern,  hatte  u.  a.  namentlich 
den  Verwaltungsrat  zu  bestellen,  der  seinerseits  wieder  ein  neues 
Zentralorgan,  die  Generaldirektion,  aus  seinem  Schöße  zu  wählen 
hatte.  Die  Generaldirektion  stellte  somit  einen  Ausschuß  des  Ver- 
waltungsrates dar  und  bestand  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei  Er- 
satzmännern, die  sämtlich  in  Bern  wohnhaft  sein  mußten.  Dem 
Generaldirektor  zur  Seite  stand  ein  Inspektor,  der  jede  Filiale  und 
jedes  Comptoir  jährlich  mindestens  viermal  zu  revidieren  hatte 
und  dem  Generaldirektor  über  seine  Beobachtungen  Bericht  ab- 
statten mußte. 

Bern  hatte  sich  auch  im  Verwaltungsrate  5  von  den  9  Sitzen 
—  also  die  Majorität  —  vorbehalten   und   besaß   damit   den   ent- 


< 


ti-^ 


9 


—    21    — 

scheidenden  Einfluß  auf  die  gesamte  Geschäftsführung,  umsomehf, 
als  dem  Verwaltungsrate  die  Anstellung  sämtlicher  Beamter  mit 
einer  Besoldung  von  2000  Franken  und  darüber  zustand. 

Die  Durchführung  der  Dezentralisation  zeigte  sich  praktisch 
darin,  daß  eine  jede  Filiale  eine  eigene  selbständige  Generalver- 
sammlung erhielt,  die  den  Jahresbericht  der  betreffenden  Filiale 
entgegenzunehmen  und  zu  genehmigen  hatte.  Die  Prüfung  erfolgte 
durch  von  ihr  ernannte  Rechnungsrevisoren.  Im  ferneren  hatte  die 
Generalversammlung  eine  neungliedrige  Bankkommission  zu  wählen, 
der  mit  dem  von  der  Zentralbehörde  ernannten  Verwaltungsper- 
sonal die  Führung  der  Geschäfte  oblag,  sofern  diese  nicht  nach 
den  allgemeinen-  Reglementen  in  die  Kompetenz  der  oberen  Or- 
gane gehörten.  Zu  den  besonderen  Pflichten  der  Bankkommission 
zählte  namentlich  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  die  Wahl  der 
niederen  Angestellten  und  die  Festsetzung  der  Amtsbürgschaften 
dieser  Beamten,  der  Abschluß  von  Verträgen  und  das  Eingehen 
von  Verbindlichkeiten  in  gewissen  Grenzen,  die  Bewilligung  von 
Krediten  und  Vorschußbegehren  ebenfalls  innert  bestimmter  Li- 
miten, sowie  die  Begutachtung  und  Überweisung  der  diese  Li- 
miten übersteigenden  Anträge  an  die  oberen  Organe. 

Da  die  Grundzüge  der  Statuten  von  1881  auch  heute  noch 
sozusagen  unverändert  gelten,  so  soll  —  um  Wiederholungen  im 
Kapitel  über  die  Organisation  zu  vermeiden  —  auf  weitere  Einzel- 
heiten der  neuen  Organisation  hier  nicht  eingegangen  werden. 

Nur  einer  Neuerung  muß  hier  noch  Erwähnung  getan  wer- 
den, daß  nämlich  die  neuen  Statuten  endlich  die  schon  seit  Jahren 
angestrebten  kategorischen  Bestimmungen  mit  Bezug  auf  die  Do- 
tierung der  Reserven  brachten.  Der  Antrag,  den  die  Verwaltung 
bereits  1877  vergeblich  gestellt  hatte,  nämlich  vom  Reingewinne 
in  erster  Linie  lO^o  zur  Schaffung  einer  kräftigen  Reserve  zu 
verwenden,  wurde  durch  die  Statutenrevision  verwirklicht,  mit  der 
Beschränkung  freilich,  daß  dieser  Modus  vorerst  nur  so  lange 
Anwendung  finden  solle,  „bis  der  Fonds  io7o  des  Stammanteil- 
kapitales  ausmache".  Diese  letztere  Bestimmung  ließ  sich  ruhig 
mit  in  Kauf  nehmen :  für  die  nächsten  Jahre  war  gesorgt,  und 
für  später  konnten  die  leitenden  Behörden  sich  sagen :  kommt 
Zeit,  kommt  Rat.  — 

Die  Organisation  der  Schweizerischen  Volksbank  hatte  bereits 
während    der   ersten  Jahre   ihre   Feuerprobe   zu   bestehen.     Nach 
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dem  wirtschaftlichen  Aufschwünge,  der  dem  deutsch-französischen 
Kriege  auch  in  der  Schweiz  gefolgt  war,  stellte  sich  zu  Beginn 
der  80  er  Jahre  eine  hartnäckige  Krise  ein,  die  sich  zunächst  na- 
mentlich in  Bern  fühlbar  machte.  Der  Bericht  für  1880  konstatiert 
„einen  Überfluß  an  Geld,  wie  wir  ihn  noch  nie  erlebt,  dazu  eine 
Stagnation  in  Handel  und  Gewerbe,  namentlich  in  der  Bautätig- 
keit, wie  sie  sich  in  Bern  selten  zuvor  in  dem  Maße  geltend  ge- 
macht hat". 

Ein  Jahr  darauf  heißt  es,  „daß  die  bereits  1880  in  hohem 
Grade  in  Bern  fühlbar  gewesene  Krisis  im  Verkehr  mit  Immobilien, 
welche  manchen  Bürger  infolge  von  Verlusten,  Bürgschaften  usw. 
an  den  Bettelstab  brachte,  im  Jahre  1881  mit  ungeschwächter  Kraft 
fortgedauert  hat".  —  Auch  Basel  hatte  in  diesem  Jahre  augen- 
scheinlich unter  einer  scharfen  Baukrisis  zu  leiden.  — 

Das  gleiche  traurige  Lied  tönt  uns  aus  den  Spalten  des 
Jahresberichtes  für  1882  entgegen:  „Eine  so  intensive  allgemeine 
Krisis,  wie  die  seit  einigen  Jahren  dauernde  jetzige,  ist  seit  20 
Jahren  nicht  dagewesen.  Wir  können  uns  noch  glücklich  schätzen, 
mit  verhältnismäßig  so  bescheidenen  Verlusten  davon  gekommen 
zu  sein". 

Auch  1883  muß  über  die  „bodenlos  schlechten  Zeiten"  ge- 
klagt werden.  „Dies  Jahr  war  für  uns  das  ungünstigste  seit  dem 
15-jährigen  Bestände  der  Bank." 

Trotz  der  schlechten  Zeiten  gelang  es  der  Bank,  ihren  Um- 
satz in  außerordentlicher  Weise  zu  steigern : 


Jahr 

1879 
1880 
1881 
1882 

1883 
1884 


Totalumsatz  in  doppelter  Aufrechnung 
Fr.  322,668,614.  12 
„  420,161,495.36 
«  705.516,778.20 
„  732,269,794.56 
„  721,841,780.48 
„     822,199,698.54 


Dafür  machte  sich  aber  die  Krisis  um  so  mehr  an  dem  Er- 
gebnis der  Arbeit  bemerkbar;  auch  die  Verluste  wuchsen  von 
Jahr  zu  Jahr,  und  der  Reingewinn  nahm  keineswegs  im  Verhältnis 
zum  Umsätze  zu: 
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Jahr 

Verluste 

Reingewinn 

Dividende 

1879 

Fr. 

10,576.87 

Fr. 

100,356.92 

7»/o 

1880 

J^ 

19,956.46 

» 

79,282.  53 

5  7» 

1881 

» 

15,801.  70 

» 

102,422.  26 

5  'A  Vo 

1882 

» 

47.998.  74 

» 

124,355.89 

5  'A  V" 

1883 

» 

66,530.  13 

» 

77.185.  73 

3  7o 

1884 

» 

57.319.74 

» 

137,578.08 

5V0 

Hatte  die  Dividende  während  der  ersten  1 1  Jahre  durch- 
schnittlich 7  0/^  betragen,  so  trat  nunmehr  eine  entschieden  fallende 
Tendenz  hervor.  Die  natürliche  Folge  davon  war,  daß  eine  ganze 
Anzahl  Mitglieder  der  Schweizerischen  Volksbank  den  Rücken 
kehrten,  namentlich  solche,  die  um  der  Kapitalanlage  willen  bei- 
getreten waren,  und  solche,  die  die  Zukunft  der  Volksbank  pessi- 
mistisch betrachteten  und  fürchteten,  am  Ende  noch  ihren  Nach- 
schuß-Verpflichtungen nachkommen  zu  müssen.  An  die  Stelle  der 
bedeutenden  jährlichen  Mitgliederzunahme  trat  ein  Stillstand  —  ein 
Rückgang: 


Mitgliederzahl 

Zunahme 

Abnahme 

Ende  des  Jahres 

während 

des  Jahres 

1879 

2 1 1 3  Personen 

176 

^ 

1880 

2741 

» 

628 

— 

I88I 

3120 

n 

379 

1882 

3098 

» 

22 

1883 

2973 

» 

125 

1884 

2681 

» 

292 

Es  verdient  auf  das  höchste  anerkannt  zu  werden,  daß  die 
Direktion  sich  selbst  durch  diesen  Rückgang  in  der  Zahl  der 
Genossenschafter  und  die  infolge  der  geringen  Dividenden  während 
mehrerer  Jahre  drohenden  Massenaustritte  von  den  Grundsätzen 
vorsichtigster  Bilanzierung  nicht  abbringen  ließ.  Die  Statuten- 
änderung mit  Bezug  auf  die  Dotierung  der  Reserven  erwies  sich 
als  höchst  segensreich;  die  von  Jahr  zu  Jahr  wachsenden  Rücklagen 
erhielten  der  Bank  das  Vertrauen  des  großen  PubHkums  auch 
während  der  Krisenzeiten.  Um  ein  Übriges  zu  tun  und  dem 
Publikum  das  Bestehen  von  Reserven  so  recht  ad  oculos  zu 
demonstrieren,  beschloß  man,  den  Reservefonds  nicht  mehr  als 
arbeitendes  Kapital  im  Geschäfte  zu  lassen,  sondern  ihn  in  soliden 
Wertpapieren  anzulegen  und  diese  bei  der  Kantonalbank  von  Bern 


'  f 
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zu  deponieren,  so  daß  nur  durch  einen  besonderen  Beschluß  der 
Delegiertenversammlung  darüber  verfügt  werden  konnte.  Jeden- 
falls hat  auch  diese  Maßnahme  dazu  beigetragen,  das  Vertrauen 
des  Publikums  in  die  Bank  zu  stärken. 

Der  Rückgang  der  Mitgliederzahl  war  immerhin  eine  so  ernste 
Sache,  daß  man  auf  Mittel  und  Wege  sinnen  mußte,  ihm  zu  steuern. 
Die  Verwahung  war  sich  darüber  im  Klaren,  daß  es  namentlich 
die  Höhe  der  Haftbarkeit  war,  die  manche  Mitglieder  zum  Aus- 
tritte veranlaßt  hatte  und  viele  vom  Beitritte  zu  der  Genossen- 
schaft abhielt.  Da  die  Bank  —  trotz  der  geringeren  Gewinne 
während  einiger  Jahre  —  auf  durchaus  solider  Basis  stand,  glaubte 
die  Verwaltung,  mit  Bezug  auf  die  Haftbarkeit  ein  Zugeständnis 
machen  zu  dürfen.  Auf  ihren  Antrag  hin  wurde  im  Jahre  1884 
durch  Urabstimmung  beschlossen,  vom  31.  Dezember  1885  an  die 
Haftbarkeit  auf  eine  dem  Betrage  der  Einzahlungen  gleichkommende 
Summe  zu  beschränken. 

Wurde  schon  durch  diese  Neuerung  der  Anreiz  zum  Beitritte 
zur  Genossenschaft  erhöht,  so  trugen  die  günstigen  Betriebsergebnisse 
der  folgenden  Jahre  natürlich  noch  mehr  dazu  bei. 

Im  Jahre  1884  begann  der  Umschwung.  Zwar  war  das  Jahr 
„noch  keines  von  den  besten  gewesen'^,  aber  der  Bericht  konnte 
konstatieren,  „daß  die  Nähe  der  besseren  Zeiten  bereits  spürbar 
sei".  Und  diese  Prognose  sollte  sich  als  richtig  erweisen.  1885 
brachte  ein  „gutes  Resultat«.  1886  heißt  es,  „daß  die  Unter- 
nehmungslust wieder  erwacht  sei."  1887  wird  als  „besseres  Jahr „ 
bezeichnet.  1888  ließ  ein  „freundliches  Andenken"  zurück,  und 
die  beiden  folgenden  Jahre  erhielten  sogar  das  Prädikat  „gut".  Erst 
1891   gehört  wieder  zu  der  Zahl  der  mittleren  Jahre. 

Der  Zufluß  von  neuen  Mitgliedern  war  während  der  zweiten 
Hälfte  der  80er  Jahre  außerordentlich.  Von  Ende  1885  bis  Ende 
1891  stieg  die  Zahl  der  Genossenschafter  von  2545  auf  8016,  ein 
Zuwachs  von  über  300%.  In  den  „mageren"  Jahren  hatte  die 
Zahl  der  Filialen  sich  nur  um  eine,  St.  Gallen,  vermehrt  (1881); 
in  den  „fetten"  schlössen  sich  drei  weitere  Plätze  als  Filialen  bezw. 
Comptoirs  an,  nämlich  1888  Wetzikon  und  1889  Tramelan  und 
Pruntrut. 

Umsatz,  Reserven  und  Dividenden  weisen  für  diese  Jahre 
folgendes  Bild  auf: 
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Jahr 

Totalumsatz 

Htthe  der  Reserven 

Dividende 

1884 

Fr. 

822,199,698.54 

Fr. 

105,159-91 

5V0 

1885 

» 

881,128,457.  10 

n 

120,798.  70 

7  7o 

1886 

n 

908,461,967.  34 

w 

i35'33i-09 

6V0 

1887 

y> 

981,523,594.16 

» 

153,360.55 

6  7» 

1888 

» 

1,095,211,420.64 

j> 

184,289.36 

7  7« 

1889 

» 

1,234,402,098.44 

» 

228,304.06 

7»/« 

1890 

» 

1,542,041,306.46 

» 

284,154.  II 

7 »,  0 

1891 

n 

1,601,928,537.  18 

» 

337069.01 

5V0 

Wie  leicht  begreiflich,  hatte  im  Laufe  der  Jahre  eine  fort- 
währende Verschiebung  der  relativen  Bedeutung  der  einzelnen 
Filialen  stattgefunden.  War  bei  Beginn  der  80er  Jahre  Bern  noch 
bei  weitem  das  stärkste  Mitglied  der  Vereinigung  gewesen,  so 
waren  im  Verlaufe  des  Jahrzehntes  zunächst  die  übrigen  Nieder- 
lassungen vereint  der  Hauptbank  bedeutend  über  den  Kopf  ge- 
wachsen. Nicht  nur  das:  zwei  der  Filialen,  Basel  und  Zürich  hatten 
eine  derartige  Entwicklung  genommen,  daß  sie  auch  für  sich  allein 
Bern  zum  mindesten  die  Wage  hielten.  Diese  Tatsache  läßt  sich 
durch  folgende  Tabelle,  die  den  Umsatz  der  einzelnen  Filialen  von 
Jahr  zu  Jahr  angibt,  am  besten  illustrieren. 

(Umsatz  in  Millionen  von  Franken.) 


Bern 

Saigne- 
Idgier 

Zürich 

Lang> 
nau 

Frei- 
burg 

Basel 

St.  Gal- 
len 

Wetzi- 
kon 

Prun- 
trut 

Trame- 
lan 

1880 

246,9 

28,7 

99,6 

19,4 

12,4 

13,1 

1881 

275,3 

32,7 

135,3 

19,6 

23,4 

212,6 

6,7 

1882 

274,6 

36,8 

126,3 

19,6 

22,3 

204,3 

48,3 

1883 

267,4 

40,7 

145,6 

21,4 

30,8 

151,7 

64,3 

1884 

256,1 

33,4 

164,2 

24,6 

33,1 

233,4 

72,3 

1885 

249,1 

35,8 

184,5 

24,7 

46,7 

269,0 

71,4 

1886 

256,8 

32,9 

215,5 

56,4 

258,0 

88,9 

1887 

273,0 

36,0 

236,5 

52,4 

300,1 

83,5 

■ 

1888 

284,7 

39,0 

270,5 

83,3 

332,2 

79,7 

5,7 

1889 

311,9 

36,9 

330,4 

82,3 

346,3 

88,7 

15,1 

4,8 

18,0 

1890 

358,7 

34,5 

413,4 

90,7 

456,9 

93,2 

24,7 

34,8 

35,1 

1891 

408,0 

43,5 

428,6 

82,0 

407,0 

111,3 

28,7 

54,9 

38,0 

25,5  7o 

2,7  7o 

26,8  7o 

5,1  7o 

25,4  7o 

6,9% 

1,8  7o   3,4  7o 

2,4  7o 

(Die  letzten  Zahlen  geben 

am 


den  prozentuellen  Anteil  der  einzelnen  Filialen 
Jahresumsätze  1891  an.) 
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Nun  muß  daran  erinnert  werden,  daß  die  Statuten  von  1881 
Bern  nicht  nur  ein  völliges  tJbergewicht  in  der  Verwaltung  gegeben 
hatten,  sondern  daß  namendich  auch  die  Beschränkung  der  von 
allen  übrigen  Filialen  zu  wählenden  Verwaltungsratsmitgliedern 
auf  vier  es  mit  sich  brachte,  daß  von  den  acht  Filialen  mindestens 
die  Hälfte  in  der  Zentralbehörde  direkt  überhaupt  nicht  vertreten 
war  und  nicht  zu  Worte  kam.  1881  war  die  Einräumung  einer  der- 
artigen Präponderanz  an  Bern  durch  die  historische  Entwicklung 
vollkommen  begründet.  Ein  Jahrzehnt  später  hatten  aber  diese 
Gründe  bei  weitem  nicht  mehr  dies  Gewicht,  und  man  begreift, 
daß,  je  mehr  die  Bedeutung  der  Filialen  im  Verhältnis  zur  Haupt- 
bank wuchs,  desto  stärker  sich  auch  der  Wunsch  nach  einer  Neu- 
gestaltung der  Verwaltungsbehörden  geltend  machte. 

Nachdem  man  zu  einer  grundsätzlichen  Änderung  dieses  Ver- 
hältnisses entschlossen  war,  hielt  man  es  für  angezeigt,  auch  noch 
einige  andere  Punkte  der  Statuten  einer  Revision  im  Lichte  der 
Erfahrungen  des  letzten  Jahrzehntes  zu  unterziehen,  und  so  kam 
es  zu  einer  Partialrevision  der  Statuten  im  Jahre   1891. 


i.  ^ 
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§  6.    Die  Statutenrevision  von  1891  und  die  Fusion  mit  der 

Volksbank  in  Winterthur. 

Die  Grundzüge  der  Statuten  von  1881  hatten  sich  während 
eines  Jahrzehntes  durchaus  bewährt.  Deshalb  handelte  es  sich  bei 
der  Revision  vor  allem  darum,  die  Satzungen  der  äußeren  Ent- 
wicklung seit  1881  anzupassen.  Die  notwendigen  Abänderungen 
konnten  in  aller  Ruhe  beschlossen  werden,  da,  wie  der  Präsident 
der  Revisionskommission  hervorhob,  „die  Bank  in  Blüte  stände 
und  keine  äußere  Notwendigkeit  der  Revision  gerufen  habe". 

Eine  Abänderung,  die  —  trotz  ihrer  augenscheinlich  geringen 
Bedeutung  —  Stoff  zu  großen  Diskussionen  gab,  war  die  Er- 
setzung der  Bezeichnung  „Filiale''  durch  den  Ausdruck  „Kreis- 
bank". Die  Vermehrung  der  Filialen  machte  es  notwendig,  für 
jede  ein  ganz  bestimmtes  Arbeitsfeld  abzugrenzen.  Sprach  man 
nun  aber  einmal  von  „territorialen  Kreisen"  so  war  die  eigentlich 
selbstverständliche  Bezeichnung  für  die  an  der  Spitze  stehende 
Filiale  „Kreisbank",  ein  Ausdruck,  gegen  den  man  übrigens  nur 
historische  Gründe  ins  Feld  zu  führen  wußte.  Schließlich  siegte 
—  nach  heftigem  Kampfe  —  die  Reform. 

Von  ganz  anders  einschneidender  Bedeutung  war  anderseits 
die  Neugestaltung  des  Verwaltungsrates  und  der  Delegiertenver- 
sammlung. Die  Vergrößerung  der  Mitgliederzahl  und  die  Ver- 
mehrung der  Filialen  hatten  für  diese  Organe  Reformbedürfnisse 
in  gerade  entgegengesetzter  Richtung  gezeitigt. 

Die  wachsende  Bedeutung  der  einzelnen  Filialen  ließ  es  er- 
forderiich  erscheinen,  einer  jeden  unter  ihnen  eine  eigene  Ver- 
tretung im  Verwaltungsrate  zu  gewähren.  Dies  bedingte  eine  nicht 
unbeträchtliche  Vermehrung  der  Mitgliederzahl  desselben,  zumal 
man  es  für  richtig  hielt,  den  Kreisbanken  mit  über  icxx)  Genos- 
senschaftern —  ihrer  grösseren  Wichtigkeit  entsprechend  —  je 
einen  weiteren  Vertreter  zuzuerkennen. 

Durch  diese  Neugestaltung  ging  Bern  der  absoluten  Majorität 
im  Verwaltungsrate  veriustig.  Man  konnte  indessen  nicht  umhin, 
der  Hauptbank  wiederum  eine  Sonderstellung  einzuräumen  und 
ihr  vier  Mitglieder  zuzugestehen.  Man  ging  dabei  von  der  Über- 
legung aus,    daß    die  Mitglieder    der  Generaldirektion,    die  ja  aus 
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dem  Kreise  des  Verwaltungsrates  zu  bestellen  war,  mit  Rücksicht 
auf  die  prompte  Erledigung  der  Geschäfte  in  Bern  wohnhaft  sein 
müßten,  und  deshalb  war  es  unumgänglich  notwendig,  Bern  eine 
größere  Vertretung  im  Verwaltungsrate  einzuräumen. 

Hatte  die  wachsende  Bedeutung  der  Filialen  dazu  geführt, 
daß  einer  jeden  unter  ihnen  Sitz  und  Stimme  im  Verwaltungsrate 
gewährt  wurde,  so  hatte  die  vermehrte  Mitgliederzahl  anderr 
seits  die  Folge,  daß  die  Zahl  der  Delegierten  sich  von  Jahr  zu 
Jahr  ebenfalls  vermehrte.  Die  Delegiertenversammlung  war  im 
Laufe  weniger  Jahre  aus  einer  Versammlung  von  etlichen  30  Ge- 
nossenschaftern zu  einem  kleinen  Parlamente  von  annähernd  100 
Teilnehmern  herangewachsen.  Hier  war  eine  Reduktion  am  Platze, 
und  man  beschloß,  statt,  wie  bisher,  auf  je  100,  nun  auf  je  200 
MitgUeder  einen  Delegierten  zu  wählen  und  bei  Anwachsen  der 
Mitgliederzahl  über  12,000  eine  weitere  Reduktion  eintreten  zu 
lassen.  Die  Rechte  der  einzelnen  Genossenschafter  wurden  da- 
durch keineswegs  verkürzt,  der  Betrieb  dagegen  vereinfacht  und 
verbilligt. 

Eine  weitere  wichtige  Abänderung  der  alten  Statuten  brachten 
die  neuen  Bestimmungen  über  die  „Besonderen  Fonds"  der  Ge- 
nossenschaft, Bestimmungen,  die  im  Berichte  der  Delegiertenver- 
sammlung an  die  Genossenschafter  als  „eine  der  Hauptaufgaben, 
ja  geradezu  d  i  e  Hauptaufgabe  des  Revisionswerkes"  bezeichnet 
worden  waren.  Zunächst  wurde  die  statutarische  Höhe  des  Reserve- 
fonds von  10  7o  auf  2o7o  des  Stammanteilkapitals  gebracht.  Dazu 
wurde  bestimmt,  daß  in  Zukunft  nicht  mehr  10%  des  jährlichen 
Reingewinnes,  sondern  mindestens  10%  desselben  dem  Reserve- 
fonds zuzuweisen  seien,  bis  dieser  die  statutarische  Höhe  erreicht 
habe.  Zu  dieser  gewöhnlichen  Rücklage  sollte  im  ferneren  eine 
Speziaireserve  treten,  die  man  sich  als  Dividendenausgleichsfonds 
dachte  für  solche  Jahre,  „in  welchen  die  Dividende  unter  die 
Grenze  des  normalen  Zinsfußes  heruntergedrückt  würde".  Diese 
Rücklage  durfte  also  nur  angegriffen  werden,  um  die  Dividende 
auf  Maximum  4%  zu  erhöhen. 

Einen  sehr  erfreulichen  Schritt  auf  sozialpolitischem  Wege 
bedeutete  die  dritte  der  durch  die  neuen  Statuten  vorgesehenen 
Reserven,  der  InvaHdenfonds.  Er  sollte  dazu  dienen,  den  infolge 
hohen  Alters  oder  Invalidität  austretenden  Beamten  der  Bank 
eine   gewisse    Rente   zu    sichern.     Der  Fonds    sollte  jedoch   aus- 
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schließliches  Eigentum  der  Bank  bleiben ;  d.  h.  ihr  sollte  das  allei- 
nige Verfügungsrecht  zustehen,  damit  im  Falle  der  Liquidation 
auch  dieser  Fonds  zur  Deckung  der  Passiven  herangezogen  wer- 
den könne. 

So  war  nun  durch  die  neuen  Statuten  eine  starke  Ansamm- 
lung von  Reservekapitalien  in  die  Wege  geleitet  worden.  Natür- 
lich mußten  diese  Bestimmungen  die  Höhe  der  Dividenden 
einigermaßen  beeinflussen.  Aber  durch  einen  feinen  politischen 
Schachzug  gelang  es,  jedem  einzelnen  Mitgliede  ein  persönliches 
Interesse  an  dem  Wachsen  der  Rücklagen  zu  verleihen :  es  wurde 
nämlich  bestimmt,  daß  die  Haftbarkeit  der  Mitglieder  überhaupt 
aufhören  solle,  sobald  der  Reservefonds  die  statutarische  Höhe 
von  20^0  des  Stammkapitals  erreicht  habe.  Bis  zu  jenem  Zeit- 
punkte bestand  noch  eine  persönliche  Haftbarkeit  im  Verhältnis 
zu  den  geleisteten  Einzahlungen,  aber  nur  für  den  Betrag,  um  den 
der  Reservefonds  unter  der  statutarischen  Höhe  blieb. 

Der  außerordentlichen  Delegiertenversammlung,  welche  diesen 
Entwurf  am  27.  und  28.  Oktober  1891  durchberiet  und  annahm, 
konnte  von  der  Generaldirektion  noch  der  Antrag  auf  Errichtung 
einer  Filiale  in  Winterthur  vorgelegt  werden. 

Es  handelte  sich  hier  nicht  um  eine  Neugründung,  sondern 
um  die  Aufnahme  einer  bereits  seit  Jahren  wirkenden  und  auf 
der  gleichen  Grundlage  stehenden  Volksbank  in  den  Schoß  der 
Genossenschaft.  Der  Anschluß  der  kleineren  Unternehmung  an 
die  Schweizerische  Volksbank  war  schon  seit  längerer  Zeit  zwischen 
den  leitenden  Persönlichkeiten  besprochen  worden,  und  die  Ver- 
handlungen gipfelten  in  einer  Übereinkunft,  deren  wesentlicher 
Inhalt  nachstehend  wiedergegeben  ist: 

„I.  Die  Schweizerische  Volksbank  und  die  Volksbank  in 
„Winterthur  vereinigen  sich  auf  den  i.  Januar  1892  zu  einem 
„Bankinstitute  in  dem  Sinne,  daß  von  diesem  Zeitpunkt  an  die 
„Volksbank  in  Winterthur  als  solche  zu  existieren  aufhört  und 
„deren  Mitgliedern  das  Recht  eingeräumt  ist,  eine  Filiale' (Kreis- 
„bank)  der  Schweizerischen  Volksbank  auf  Grund  der  Statuten 
„dieser  letzteren  nach  Maßgabe  der  nachfolgenden  Bestimmungen 
„zu  bilden. 

„2.    Die    Mitglieder    der   Volksbank    in    Winterthur   werden 
„durch  Unterzeichnung  einer  Beitrittserklärung  auf  i.  Januar  1892 
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„sofort  und  ohne  Entrichtung  eines  weiteren  Eintrittsgeldes  Mit- 
„glieder  der  Schweizerischen  Volksbank. 

„3.  Personen,  welche  zugleich  Mitglieder  der  Schweizerischen 
„Volksbank  und  der  Volksbank  in  Winterthur  sind,  erhalten  die- 
„jenige  Summe,  die  sie  über  1000  Franken  bei  beiden  Insti- 
„tuten  zusammen  einbezahlt  haben  sollten,  zurück. 

„4.  Aktiven  und  Passiven  der  Volksbank  in  Winterthur 
„gehen  mit  i.  Januar  1892  an  die  Schweizerische  Volksbank 
„über  mit  folgender  Ausnahme:  die  Volksbank  in  Winterthur 
„überträgt  der  Schweizerischen  Volksbank  zu  Eigentum  nur 
„denjenigen  Teil  ihrer  Reserven,  welcher,  auf  den  Kopf  der 
„Mitgliederbestände  vom  31.  Dezember  1891  berechnet,  dem 
„Reservefonds  der  Schweizerischen  Volksbank  verhältnismäßig 
„gleichkommt. 

„5.  Der  Kreisbank  Winterthur  der  Schweizerischen  Volks- 
„bank  wird  bezüglich  ihrer  Geschäftsführung  die  gleiche  Selbst- 
„ständigkeit  gewährt,  wie  allen  übrigen  Kreisbanken  der  Schwei- 
„zerischen  Volksbank. 

„6.  Die  Kreisbank  Winterthur  erhält  einen  Sitz  im  Ver- 
„waltungsrate  der  Schweizerischen  Volksbank. 

„7.  Die  Schweizerische  Volksbank  tritt  in  die  Verträge  der 
^Volksbank  in  Winterthur  mit  ihren  sämtlichen  Angestellten, 
„sowie  in  den  Mietvertrag  derselben  ein. 

„Also  beschlossen  von  der  Delegiertenversammlung  der 
■    „Schweizerischen  Volksbank;    Bern,  den  28.  Oktober   1891. 

„Also  angenommen  von  der  Generalversammlung  der  Volks- 
„bank  in  Winterthur;    Winterthur,  den  28.  Dezember  1891.« 

So  begann  die  vierte  Entwicklungsperiode  der  Schweizerischen 
Volksbank  in  verheißungsvollster  Weise  mit  der  Angliederung  einer 
neuen,  viel  versprechenden  Kreisbank. 
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Zur  Geschichte   der  Volksbank   in  Winterthur. 

Wäre  der  Werdegang  der  Volksbank  in  W^interthur  lediglich 
eine  Parallele  zur  Entwicklungsgeschichte  der  Schweizerischen 
Volksbank,  so  würde  er  keiner  besonderen  Beschreibung  bedürfen. 
Die  Geschichte  der  Winterthurer  Bank  bietet  aber  ein  besonderes 
Interesse  mit  Rücksicht  auf  die  außerordentlichen  Schwierigkeiten, 
mit  denen  das  Institut  eigentlich  ununterbrochen  zu  kämpfen 
hatte :  sie  ist  gewissermaßen  ein  Beweis  dafür,  daß  die  Idee  der 
Genossenschaftsbank  auch  unter  ungünstigen  Umständen  lebens- 
fähig ist. 

Die  Gründung  war  im  Jahre  1877  von  der  Volksbank  in 
Bern  angeregt  worden.  Der  Platz  schien  mit  Rücksicht  auf  seinen 
hochentwickelten  Handel,  seine  mächtige  Industrie  und  die  be- 
deutende Landwirtschaft  in  der  Umgebung  zum  Betriebe  einer 
Volksbank  nicht  ungeeignet.  Zwar  bestanden  an  dem  Orte  schon 
damals  nicht  weniger  als  fünf  Bankinstitute,  aber  die  Volksbank 
wollte  sich  ja  gerade  an  die  Kreise  wenden,  die  sozusagen  außer- 
halb der  Interessensphäre  dieser  Institute  lagen. 

Schon  am  i.  Januar  1878  konnte  die  Bank  ihren  Geschäfts- 
betrieb aufnehmen.  Die  Winterthurer  Genossenschaft  war  der  Volks- 
bank in  Bern  nachgebildet  worden.  Der  Stammanteil  betrug  je- 
doch gleich  von  Anfang  an  lOoo  PVanken;  die  Haftung  war  auf 
das  doppelte  der  einbezahlten  Beträge  beschränkt.  Die  geschäft- 
liche Organisation  wurde  gerade  in  einer  Weise  angelegt,  die  ge- 
nügte, auch  einen  größeren  Verkehr  zu  bewältigen.  Wenn  auch 
spätere  Jahre  hieraus  Vorteil  zogen,  so  belastete  dies  Vorgehen 
gerade  das  erste  Geschäftsjahr  mit  unverhältnismäßig  hohen  Spesen, 
so  daß  nicht  nur  die  Stammanteile  ohne  Verzinsung  blieben,  son- 
dern sogar  noch  ein  Verlust  entstand,  der  allerdings  durch  den 
Verzicht  des  Verwalters  auf  einen  Teil  seiner  vertragsmäßigen 
Besoldung  gedeckt  wurde. 

Während  der  folgenden  Jahre  entwickelte  der  Betrieb  sich 
an  und  für  sich  in  durchaus  befriedigender  Weise.  Nur  stand  die 
Volksbank  in  Winterthur  noch  in  ganz  anderem  Maße  wie  die 
Schweizerische  Volksbank  unter  dem  Zeichen  der  Krise,  weil 
diese    gerade    am    Platze   Winterthur    infolge    des    Nationalbahn- 
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kraches  besonders  akute  Formen  angenommen  hatte.  Das  private 
Kapital,  nicht  minder  die  öffentlichen  Finanzen,  waren  in  empfind- 
lichster Weise  getroffen.  Wenn  auch  mit  dem  Jahre  1884  wieder 
bessere  Zeiten  eintraten,  so  blieben  die  Nachwehen  der  Krisis 
noch  viel  weiter  hinaus  fühlbar.  Sonst  verliefen  die  nächsten  Jahre 
wieder  normal.  Aber  das  Jahr  1889  versetzte  der  Bank  wieder 
einen  sehr  schweren  Schlag:  „Am  12.  Mai  starb  der  Prokurist; 
am  4.  Juni  mußte  der  Verwalter,  schwer  angegriffen,  seine  Arbeit 
unterbrechen;  am  30.  Juni  trat  der  Kassier  von  seiner  Stelle  zu- 
rück. Binnen  sieben  Wochen  waren  alle  drei  Geschäftsführer  von 
der  Bildfläche  verschwunden.«  (Jahresbericht  1891,  Anhang,  S.  19.) 
Wenn  diese  Lücken  sich  auch  äußerlich  wieder  ausfüllen  ließen, 
so  war  der  Schaden  damit  nicht  wieder  gut  gemacht.  Die  Ver- 
luste für  dieses  Jahr  führen  eine  beredte  Sprache. 

Die  Gründe,  die  schließlich  zur  Fusion  der  Volksbank  in 
Winterthur  mit  der  Schweizerischen  Volksbank  führten,  werden 
vielleicht  am  besten  aus  einer  Zusammenstellung  der  wichtigsten 
Zahlen  aus  dem  Betriebe  ersichtlich: 
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Nach  einer  mehr  als  zehnjährigen  Tätigkeit  mußte  man 
sich  gestehen,  daß  das  Institut  nicht  die  Ausdehnung  genommen 
habe,  die  man  erhofft  hatte.  Neben  den  äußeren  Hemmungen 
durch  Krisen  und  durch  den  Verlust  von  bewährten  Angestellten 
hatten  wohl  namentlich  die  wenig  günstigen  Verhältnisse  am  Platze 
das  Emporkommen  der  Volksbank  verzögert.  Die  Konkurrenz  war 
groß,  die  Volksbank  wurde  von  den  anderen  Unternehmungen  an 
die  Wand  gedrückt,  und  ihr  allein  fehlten  die  Kräfte,  sich  selbst 
mehr  Ellenbogenraum  zu  schafften. 

So  war  die  Volksbank  in  Winterthur  darauf  angewiesen,  sich 
die  breitere  Unterlage,  die  sie  zu  ihrer  Entwicklung  bedurfte  und 
an  ihrem  Platze  vorläufig  nicht  finden  konnte,  durch  Anschluß  an 
ein  anderes  Unternehmen  zu  schaffen.  Der  Gedanke  der  F'usion 
mit  der  Schweizerischen  Volksbank  lag  nahe;  beide  hatten  die 
gleiche  prinzipielle  Grundlage,  beide  annähernd  die  nämlichen  Rechte 
und  Pflichten  der  Mitglieder;  die  freundschafdichsten  Geschäfts- 
beziehungen hatten  beide  Institute  von  jeher  verbunden. 

Ohne  die  einseitige  Regelung  der  Filialverhältnisse  durch  die 
Statuten  von  1880/81  hätte  der  Anschluß  sich  vielleicht  schon 
früher  vollzogen.  So  mußte  erst  die  Statutenrevision  von  1891  den 
Kreisbanken  erweiterte  Rechte  gewähren,  ehe  Winterthur  sich 
dazu  entschließen  konnte,   seine  Selbständigkeit  daran   zu   geben. 

In  letzter  Stunde  noch  drohte  übrigens  eine  Verzögerung, 
wenn  nicht  gar  ein  Scheitern  der  Fusion  durch  das  Falliment  der 
Winterthurer  Kreditbank,  das  der  dortigen  Volksbank  einen  für 
ihre  damaligen  Verhältnisse  sehr  erheblichen  Verlust  von  15,000 
Franken  verursachte.  Allein  beide  Teile  sahen  in  der  geplanten 
Vereinigung  zu  große  Vorteile  für  die  Dauer,  als  daß  sie  sich 
durch  dieses  letzte  Mißgeschick  noch  hätten  anders  bestimmen 
lassen.  Im  letzten  Jahresberichte  der  Volksbank  in  Winterthur 
heißt  es:  „Als  technische  Vorteile  der  größern  Organisation  im 
Vergleiche  zu  der  unsrigen  nahmen  u.  a.  die  folgenden  deutUchere 
Gestalt  vor  unsern  Augen  an: 

1.  Richtigere  Verteilung  des  Geschäftsrisikos  im  Allgemeinen 
als  naturgemäße  Folge  der  breiteren  Basis,  des  größeren  Ansehens 
und  Einflusses. 

2.  Größerer  Gesichtskreis.  Die  Geschäftsausdehnung  gewährt 
dem  Zentralorgan  einen  Ein-  und  Überblick,  dessen  Mangel  wir 
bei  den  Anforderungen,  die  an  unser  kleines  Institut  gestellt  wur- 
den, oftmals  schwer  empfinden  mußten. 


4.  « 


3.  Mehr  Widerstandsfähigkeit  gegen  Verluste.  Was  man  in 
einer  gelinden  Überschätzung  der  eigenen  Position  als  einen  Nach- 
teil hat  darstellen  wollen,  ist  umgekehrt  ein  Vorteil.  Gewiß  tragen 
wir  als  Teil  eines  Ganzen  mit,  wenn  ein  anderer  Teil  desselben 
leidet;  das  beruht  aber  auf  Gegenseitigkeit.  Leiden  wir,  so  hilft 
das  Ganze  tragen,  das  je  im  einzelnen  Falle  den  Stoß  leichter 
aushält.    In  dieser  Solidarität  liegt  gerade  die  Stärke. 

4.  Günstigeres  Verhältnis  des  Arbeitsaufwandes  zu  dem  Er- 
gebnis. Es  liegt  das  in  der  Natur  der  Dinge  und  bedarf  daher 
eines  Kommentars  nicht. 

5.  Verminderung  der  Abhängigkeit  des  Geschäftes  von  den 
persönlichen  Verhältnissen  der  Geschäftsführer.  Bei  Vorkommnissen, 
wie  wir  sie  z.  B.  im  Jahre  1889  hatten,  würden  durch  Stellvertreter 
die  Geschäfte  einer  Kreisbank  der  Schweizer.  Volksbank  in  ihrem 
regulären  Gang  erhalten.  Überhaupt  kann  der  Einzelne  auf  die 
größere  Organisation  nicht  den  gleich  starken  Einfluß  gewinnen, 
wie  auf  die  kleinere,  so  daß  man  bei  der  ersteren  einen  Wechsel 
der  Person  weniger  empfindet". 

Die  Schweizerische  Volksbank  ihrerseits  durfte  hoffen,  daß 
die  latenten  Kräfte,  die  im  Schöße  der  Winterthurer  Kreisbank 
unzweifelhaft  schlummerten,  durch  die  Fusion  zur  Auslösung  ge- 
langen würden.  Der  Moment  war  infolge  des  Verschwindens  der 
Kreditbank  nicht  ungünstig.  —  Und  schließlich  durfte  man  von 
Winterthur  eine  kräftige  Unterstützung  aller  Bestrebungen  für  den 
inneren  Ausbau  des  Ganzen  erwarten.  Winterthur  hatte  in  seinen 
Statuten  schon  manches  verwirklicht  gehabt,  was  in  der  Volks- 
bank erst  angestrebt  werden  mußte.  So  gingen  die  Bestimmungen 
über  die  Verteilung  des  Jahresgewinnes  und  die  Reserven  bei  der 
Winterthurer  Bank  noch  über  das  hinaus,  was  die  Revision  von 
1891   geschaffen  hatte. 

In  der  Tat  hat  Winterthur  die  Hoffnungen,  die  in  seine  Zu- 
kunft gesetzt  wurden,  nicht  enttäuscht.  Einige  Zahlen  aus  den 
Jahren  1891  und  1908  seien  hier  zum  Vergleiche  angeführt: 


h 


1891 

1892 

1908 

Mitglieder 

672 

668 

2989 

Stammkapital     Fr. 

567,060 

Fr. 

576,120 

Fr. 

2,952,970 

Bilanzsumme         „ 

5,246,000 

» 

4,720,100 

» 

23,420,770 

Umsatz                  „ 

5i>635,330 

» 

124,859,010 

» 

275,067,680 

Unkosten  und 

Steuern            „ 

31,160 

» 

42,630 

» 

112,880 

Abschreibungen 

und  Verluste  „ 

15,780 

n 

1,020 

» 

10,240 

Reingewinn           „ 

29,730 

» 

21,530 

n 

192,400 

i 
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§  7.  Die  Schweizerische  Volks bank  von  1892—1904. 

Diese  Jahre  bedeuten  für  die  Volksbank  eine  Periode  un- 
unterbrochenen Aufschwunges,  einer  Entwicklung,  wie  sie  1891 
wohl  auch  der  kühnste  Optimist  nicht  prophezeit  hätte.  Wenn 
auch  einzelnen  Filialen  lokale  Krisen  nicht  erspart  blieben  —  so 
hatte  im  Jahre  1895  St.  Gallen  unter  einer  Immobilien-Krisis  und  an- 
fangs des  neuen  Jahrhunderts  namentlich  Zürich  unter  einer  außer- 
ordentlich heftigen  Baukrisis  zu  leiden  —  so  vermochte  dies  der 
allgemeinen  günstigen  Entwicklung  keinen  erheblichen  Eintrag  zu 
tun.  Es  sei  hier  auf  einen  Passus  im  Jahresberichte  für  1892  auf- 
merksam gemacht: 

„Es  befremdet  vielleicht  den  einen  oder  andern  unserer  Ge- 
nossenschafter, daß  wir  immerfort  an  der  Ausdehnung  unseres 
Institutes  arbeiten.  Die  Erklärung  ist  eine  einfache.  Wir  ziehen 
tausende  von  kleineren  Geschäften  wenigen  großen  vor,  ohne  da- 
mit die  letzteren  verschmähen  zu  wollen.  Statt  uns  durch  die 
vielen  uns  zur  Verwaltung  übergebenen  Geldmittel  hauptsächlich 
zu  großen  Geschäften  verleiten  zu  lassen,  suchen  wir  lieber  uns 
auszudehnen  und  damit,  wie  eine  Versicherungsanstalt,  unsere 
Risiken  durch  Übertragung  auf  ein  größeres  Gebiet  zu  verkleinern. 
Geht  eine  Industrie  in  einem  Landesteile  nicht,  so  geht  eine  andere 
in  einem  andern  Teil.  Wird  die  Landwirtschaft  einer  Gegend  vom 
Wetter  nicht  begünstigt,  so  wird  es  die  einer  anderen.  Stockt  ein 
Zweig  des  Handels,  so  blüht  ein  anderer  um  so  kräftiger.  Aus 
obigem  ergibt  sich,  daß,  falls  eine  Kreisbank  infolge  mangelnden 
Gewinnes  oder  erheblicher  Verluste  einmal  wenig  oder  nichts  ver- 
dient, die  anderen  Glieder  in  den  Riß  treten  und  die  Lücke  aus- 
füllen. Diese  gegenseitige  Versicherung  macht  die  Stärke  unserer 
Genossenschaft  aus." 

Die  hier  ausgesprochenen  Ansichten  können  nur  gebilligt 
werden,  denn  gerade  für  Volksbanken  ist  das  Prinzip  der  Risiko- 
verkleinerung durch  Verteilung  auf  ein  größeres  Gebiet  richtig. 
Die  äußere  Expansion  vollzog  sich  nun  während  der  Berichtsperiode 
in  folgender  Weise:   als  neue  Kreisbanken  gliederten  sich  an 

1892         Uster, 

1895  St.  Immer, 

1896  Genf; 


im  Jahre  1904  endlich  wurde  das  Comptoir  Montreux  ebenfalls 
in  den  Rang  einer  Kreisbank  erhoben,  so  daß  die  Schweizerische 
Volksbank  sich  seit  diesem  Jahre  aus  14  Kreisbanken  zu- 
sammensetzt. 


Die  Umsätze  wiesen  von  Jahr  zu  Jahr  folgende  Zahlen  auf: 
Totalumsatz  Reingewinn  Reserven 


1891 
1892 

1893 
1894 

1895 
1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

19OI 

1902 

1903 
1904 


n 


Fr.  1,601,928,537.18 
1,625,602,429.  50 
1,805,584,121.98 
1,972,395,729.26 
2,347,714,270.52 

2,566,986,034.  56 
3,087,396,133.28 
3,248,142,152.90 
3055.715.593-66 
3,712,018,780.46 
4,192,478,393.28 

4,561, 57I.778.  78 
4,475,960,909.22 

4,989,835,895.— 


f'r.  353.207.51 

„  382,657.07 

„  444,560. 22 

V  548,391.39 

„  576,189.14 

«  732,667.29 

„  863,007.72 

„  1,023,784.59 

«  1.379.877-13 

„  1,561,586.96 

„  1,264,918.43 

„  1,429,278.72 

„  1,590,073.85 

„  1,830,340.44 


Fr.     337,569.01 

„  420,715.74 

„  486,184.  II 

„  640,749.95 

„  801,946.65 

„  1,025,072.80 

„  1,313,748.  50 

„  1,682,549.70 

„  2,202,941.  10 

„  2,775,410.25 

«  3.176,993-60 

„  3,629,286.  10 

„  4,104,997.55 

«  4.733768.05 


Von  dem  Umsatz   entfiel  in  den  Jahren   1891    und   1904  auf 
die  einzelnen  Kreisbanken  : 


Bern 

Saignelegier 

Zürich 

Freiburg 

Basel 

St.  Gallen 

Pruntrut 

Wetzikon 

Tramelan 

Winterthur 

Uster 

St.  Immer 

Genf 

Montreux 


1891 

Fr.  407,976,413.34 

43,500,346.  30 

„     428,600,416.  54 

„       81,951,810.86 

„     407,038,077.88 

„     111,319,501.62 

54,883,812.62 

28,673,035.  18 

,       37,985,122.84 


» 


1904 

Fr.     809,378,741.04 

55,826,268.— 

„    1,625,208,872.42 

,      267,570,354.40 

„      998,170,520.72 

167,820,060.  44 

118,151,780.  84 

109,682,182.  38 

85,766,549-  70 
223,382,249.  50 

131,618,268.  12 

48,758,458.  IG 

249,588,906.  78 

98,912,682.  56 


Die  Zahlen  beweisen,  daß  —  der  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Entwicklung  folgend  —  sich  das  geschäftliche  Zentrum  von  Bern 


■l  '<• 
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verschoben  hatte.  Im  Jahre  1904  vereinigten  Zürich,  Winterthur, 
Wetzikon  und  Uster  mit  St.  Gallen  etwa  45  7^  des  Gesamtumsatzes 
auf  sich;  auf  Basel  entfiel  20  Vo»  auf  die  beiden  westschweizerischen 
Plätze  7  7o,  so  daß  auf  Bern,  Freiburg  und  den  Berner  Jura  noch 
28  Vo  kamen. 

Die  relative  Bedeutung  der  einzelnen  Niederlassungen  stand 
zu  ihrem  Einflüsse  auf  die  geschäftliche  Leitung  des  Ganzen  in 
einem  augenscheinlichen  Mißverhältnis.  Von  den  Zentralbehörden 
war  für  die  Kreisbanken  nur  der  Verwaltungsrat  zugänglich,  und 
in  diesem  Organe  waren  Zürich  oder  Basel  nicht  stärker  vertreten, 
als  etwa  Montreux  oder  Wetzikon.  Eine  Vermehrung  des  ohnehin 
schon  etwas  großen  Kollegiums  wäre  nicht  ratsam  gewesen,  zumal 
es  schwer  gehalten  hätte,  ein  Vertretungsverhältnis  zu  finden,  das 
der  relativen  Bedeutung  der  Kreisbanken  gerecht  geworden  wäre. 
Hätte  man  beispielsweise  die  Mitgliederzahl  der  einzelnen  Nieder- 
lassungen als  Kriterium  genommen,  so  hätte  z.  B.  Basel  mit  etwa 
1900  Mitgliedern  weit  hinter  St.  Gallen  mit  3600  Genossenschaftern 
rangiert !  Zudem  versammelte  sich  der  Verwaltungsrat  zu  selten, 
um  ihm  —  im  Allgemeinen  —  mehr  als  einen  prinzipiellen  Ein- 
fluß auf  die  Geschäftsführung  zu  gestatten. 

Die  eigentliche  Leitung  des  Geschäftes  lag  ja  je  länger,  desto 
mehr,  der  Generaldirektion  ob,  und  so  ergab  sich  für  die  größeren 
Kreisbanken  das  Bestreben,  gerade  in  diesem  Organe  ihre  Ideen 
direkt  geltend  zu  machen. 

Dies  Verlangen  traf  zeitlich  mit  der  wachsenden  Notwendig- 
keit zusammen,  die  Generaldirektion  weiter  auszubauen.  Seit  1881 
waren  die  Geschäftsverhältnisse  total  andere  geworden.  Die  An- 
forderungen, die  man  an  die  Generaldirektion  stellte,  waren  ge- 
wachsen und  hatten  zu  sukzessiven  Kompetenzerhöhungen  geführt. 
Es  war  vorauszusehen,  daß  die  nächsten  Jahre,  in  denen  die  Er- 
öffnung der  Nationalbank  und  die  Einrichtung  des  Postcheck- 
verkehres bevorstand,  verschärfte  Konkurrenz  bringen  und  die 
Bank  wahrscheinlich  vor  neue  große  Aufgaben  stellen  würde.  Schien 
die  Besetzung  der  Generaldirektion  aus  nur  einem  Kreise  so  wie 
so  nicht  mehr  gerechtfertigt,  so  konnte  gerade  unter  den  erwähnten 
Verhältnissen  eine  Verstärkung  durch  Vertreter  der  großen  In- 
dustrie- und  Handelszentren  ihre  Geschäftstüchtigkeit  nur  günstig 
beeinflussen. 
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Die  Statutenrevision  von  1904 — 05  brachte,  begreiflicherweise 
nach  lebhafter  Diskussion,  wirklich  eine  Abänderung  der  Satzungen 
in  der  angedeuteten  Richtung.  Für  die  Organisation  ein  Schritt 
von  höchster  Wichtigkeit!  Die  Entwicklung  der  übrigen  Organe 
der  Schweizerischen  Volksbank  ist  mit  der  Statutenrevision  von 
1891,  die  die  Gleichstellung  der  Kreisbanken  im  Verwaltungsrate 
brachte,  prinzipiell  wohl  abgeschlossen.  Anders  bei  der  General- 
direktion. Nachdem  der  Gedanke,  daß  dieses  Organ  auch  den  Kreis- 
banken außer  Bern  geöffnet  sein  solle,  Tatsache  geworden  ist, 
zeigen  sich  neue  Entwicklungsmöglichkeiten,  und  es  scheint  nicht 
ausgeschlossen,  daß  kommende  Jahre  eine  weitere  Ausgestaltung 
dieses  Organes  fordern  und  bringen  werden. 

Auf  die  anderen  beiden  Hauptpunkte  der  Statutenrevision 
von  1904—05,  die  Eröff'nung  von  Blankokrediten  und  die  Erhöhung 
des  Personalkredites,  wird  im  dritten  Kapitel  ausführlich  zurück- 
zukommen sein. 
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§  8.    Die  Entwicklung  der  Schweizerischen  Volksbank  seit  1904. 

Die  letzten  vier  Jahre  geben  an  dieser  Stelle  nur  zu  wenigen 
Bemerkungen  Anlaß,  da  der  Geschäftsbetrieb  von  heute  im  dritten 
Kapitel  eine  ausführliche  Darstellung  findet. 

Von   den  vier  Jahren    fielen  die   beiden   ersten    noch   in  die 
Periode  wirtschaftlicher  Hochkonjunktur,  während   1907  und   1908 
unter  dem  Zeichen  wirtschaftlicher  Depression  standen.  Es  ist  nun 
bemerkenswert,  daß  die  Entwicklung  der  Volksbank  weitere  außer- 
ordentliche  Fortschritte    gemacht   hat,    nicht    nur    in    den    ersten 
sondern   namentlich    auch  während  der    beiden   letzten  Geschäfts- 
lahre.    Nicht  allein  die  Umsätze   sind  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen 
sondern  auch  die  Gewinne  haben  sich  den  Krisenjahren  zum  Trotz 
derart  vergrößert,  daß  gerade  für  1907  und  1908  eine  etwas  höhere 
Dividende  ausgeworfen  werden  konnte. 

Zur  Illustration  seien  auch  hier  wieder  einige  der  bezeichnend- 
sten Zahlen  angeführt: 

Reingewinn 

Fr. 

i»590,073.  85 

1,830,340.44 
^956,776. 28 
2,335,435.08 
2,681,315. 13 
2,763,344.  II 

Es  ist  augenscheinlich,  daß  die  Volksbank  von  der  wirtschaft- 
lichen Depression   nicht   stark  berührt  worden   ist.    Das    Faktum 
daß  sie  nicht,  wie  die  meisten  Großhandelsbanken,  am  Wohl  und 
Wehe    einer   ganzen    Anzahl    von    industriellen    Unternehmungen 
direkt    beteiligt   ist,    dürfte   in    erster   Linie  zur    Erklärung   dieser 
Tatsache  beitragen.    Ihr  Geschäftsbetrieb  ist  von  der  großen  Kon- 
junktur  des  Weltmarktes    nur   zum   kleinen  Teile  abhängig     Das 
Kreditgeschäft    ist    in    den  sogenannten  „schlechten   Zeiten«    eher 
noch  lebhafter  als  in  den  guten.    Dazu  kommt,   daß  die   Schweiz 
von  der  Krisis  wohl  weniger  stark  betroffen  worden  ist,  als  irgend 
einer  der  anderen  industriellen  Staaten. 

Die  Depression  scheint  gegenwärtig  ziemlich  überwunden  zu 
sein.  Im  übrigen  ist  die  Lage  der  Schweizerischen  Volksbank 
derart,  daß  sie  selbst  einer  intensiven  und  hartnäckigen  Krisis  ruhig 
ms  Auge  sehen  dürfte,  ohne  etwas  Schlimmeres  befürchten  zu 
müssen,  als  vielleicht  eine  kleine  Verlangsamung  ihrer  Entwicklung 


1903 
1904 

1905 
1906 
1907 
1908 


Umsatz 
Fr. 

447  5*960,909.  22 
4,989,835,895.— 

5,487,156,864.28 
6,080,873,299.  22 
7,086,154,930.  52 
7,380,383,283.  14 


Reserven 
Fr, 

4,104,997-  55 

4,733,768.05 

5,364,321.  70 

6,197,059.  10 

7,032,035.— 

7,872,231.  90 


Dividende 

50/0 

5  7o 
5% 

5  Vo 

57^70 
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§  9.    Die  Mitgliederbewegung. 


V/ 


Jahr 

Bestand 
am  Anfang 
des  Jahres 

Eintritte 

im  Laufe 

des  Jahres 

Austritte  infolc 

Abreise 
Aus-    oder  frei- 
Schluß   willigem 
Verzicht 

|e  von 

Tod  oder 
anderen 
Ursachen 

Zu-  oder 

Abnahme 

während 

des  Jahres 

Bestand 
am  Schluß 
des  Jahres 

1869 

m^^mmm 

184 

7 

177 

177 

1870 

177 

226 

23 

6 

7 

190 

367 

1871 

367 

99 

11 

24 

7 

57 

424 

1872 

424 

153 

23 

18 

4 

108 

532 

1873 

532 

184 

5 

24 

22 

133 

665 

1874 

665 

273 

5 

22 

21 

225 

890 

Saignelegier 

1875 

890 

404 

7 

30 

23 

344 

1234 

1876 
1877 

1234 
1478 

318 
436 

13 
17 

23 
51 

38 
30 

244 
338 

1478 
1816 

1  Zürich, 
1  Langnan 

1878 

1816 

263 

20 

41 

81 

121 

1937 

1879 
1880 

1937 
2113 

355 

809 

13 
9 

44 
53 

122 
119 

176 

628 

2113 
2741 

1  Frei  barg, 
1    Basel 

St.  fiallen 

1881 

2741 

648 

15 

111 

143 

379 

3120 

1882 

3120 

326 

28 

154 

166 

22 

3098 

1883 

3098 

287 

16 

275 

121 

125 

2973 

1884 

2973 

155 

16 

285 

146 

292 

2681 

1885 

2681 

212 

3 

237 

108 

136 

2545 

1886 

2545 

474 

2 

56 

92 

324 

2869 

1887 

2869 

482 

12 

55 

82 

333 

3202 

1888 

3202 

684 

4 

41 

114 

525 

3727 

Wetzikon 

1889 

3727 

1690 

— 

24 

96 

1570 

5297 

f  Tramelan, 
l  Prnntrnt 

1890 

5297 

1523 

13 

56 

124 

1330 

6627 

1891 

6627 

1596 

3 

57 

147 

1389 

8016 

r  Winterthur. 
1      Cster 

1892 

8016 

1588 

25 

199 

171 

1193 

9209 

1893 

9209 

884 

7 

226 

183 

468 

9677 

1894 

9677 

939 

3 

146 

152 

638 

10315 

1895 

10315 

1874 

24 

134 

205 

1511 

11826 

St«  Immer 

1896 

11826 

1890 

16 

115 

217 

1542 

13368 

eenf 

1897 

13368 

2122 

13 

122 

220 

1767 

15135 

1898 

15135 

2572 

20 

166 

206 

2180 

17315 

1899 

17315 

2160 

10 

191 

316 

1643 

18958 

1900 

18958 

2223 

11 

226 

373 

1613 

20571 

1901 

20571 

3283 

8 

172 

414 

2689 

23260 

Montreux 

1902 

23260 

2861 

10 

219 

423 

2209 

25469 

1903 

25469 

3449 

19 

297 

435 

2698 

28167 

1904 

28167 

3580 

22 

268 

472 

2818 

30985 

1905 

30985 

4097 

19 

217 

476 

3385 

34370 

1906 

34370 

3877 

19 

233 

544 

3081 

37451 

Lausanne. 

1907 

37451 

3556 

14 

262 

607 

2673 

40124 

1908 

40124 

4167 

14 

254 

622 

3277 

43401 

i\ 


mm^ 


asij 


^K7^ 


l=lä]iu«r 
F=Fraaen 


1869/1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
1908 


Selbständige 

Landwirte, 

Förster  und 

Gärtner 


M. 


F. 


20 

29 

55 

68 

82 

102 

100 

109 

143 

151 

149 

159 

149 

147 

155 

167 

190 

240 

303 

382 

464 

522 

554 

621 

715 

845 

967 

1047 

1090 

1241 

1312 

1430 

1511 

1636 

1760 

1874 

2012 


3 

4 

4 

5 

2 

3 

4 

2 

3 

3 

4 

5 

8 

13 

24 

28 

31 

40 

49 

58 

64 

87 

108 

60 

84 

102 

121 

138 

169 

166 

185 

210 


Gehilfen   und 
Arbeiter  bei  der 
Land-  u.  Forst- 
wirtschaft 

und  Gärtnerei 


M. 


F. 
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3 


Fabrikanten, 
Ingenieure, 
Architekten 
und  Bau- 
unternehmer 


M. 


Selbständige 
Handwerker 


M. 


F. 


Fabrikarbeiter 

und  Handwerks- 

gesellen 


M. 


F. 


o 
3 
8 
7 
9 

10 
10 
13 
18 
18 
19 
19 
18 
18 
22 
26 
26 
29 
33 
36 
39 
38 
33 
33 
31 
31 
34 
36 
38 
41 
59 
56 
55 
62 
71 
87 
91 


6 
5 
10 
3 
3 
3 
4 
2 


2 
4 

4 

5 

9 

29 

29 

31 

31 

30 

33 

8 

17 

8 

8 

8 

13 

20 

20 

23 


21 

30 

34 

55 

63 

79 

89 

108 

152 

161 

172 

173 

163 

170 

179 

201 

229 

347 

382 

427 

523 

533 

591 

709 

786 

835 

910 

982 

1106 

1107 

1162 

1238 

1304 

1421 

1513 

1626 

1732 


1 
1 
2 
2 
3 


1 

2 

2 

4 

4 

4 

6 

9 

10 

13 

18 

18 

19 

9 

14 

13 

14 

16 

17 

16 

13 

13 


168 

200 

252 

414 

453 

486 

526 

522 

621 

728 

664 

633 

565 

518 

535 

574 

638 

821 

950 

1083 

1300 

1352 

1258 

1380 

1495 

1656 

1793 

1951 

1867 

2183 

2389 

2505 

2650 

2822 

3111 

3300 

3583 


4 

10 

17 

39 

42 

29 

31 

31 

43 

57 

53 

52 

42 

37 

42 

54 

61 

105 

151 

191 

207 

225 

172 

207 

261 

307 

382 

441 

400 

461 

506 

574 

676 

782 

885 

967 

1071 


45 

24 

25 

25 

76 

136 

134 

135 

133 

94 

93 

75 

62 

63 

70 

73 

80 

95 

124 

153 

172 

188 

294 

464 

526 

592 

683 

740 

814 

1030 

1018 

1119 

1234 

1370 

1469 

1579 

1728 


1 
2 


3 

15 

17 

18 

19 

7 

7 

4 

4 

3 

3 

11 

11 

12 

17 

46 

52 

64 

93 

124 

155 

201 

277 

310 

282 

369 

379 

454 

487 

560 

682 

758 

865 


Selbständige 
Kaufleute 


M. 


F. 


72 

1 

102 

2 

109 

6 

118 

6 

137 

6 

193 

10 

216 

10 

248 

12 

374 

14 

465 

12 

495 

12 

471 

13 

434 

13 

404 

17 

442 

18 

475 

28 

514 

30 

646 

37 

740 

57 

866 

79 

1001 

86 

1027 

90 

1174 

84 

1276 

106 

1399 

134 

1534 

152 

1683 

175 

1778 

201 

1904 

184 

1991 

235 

2211 

278 

2385 

292 

2561 

329 

2743 

356 

2956 

387 

3133 

408 

3314 

437 

i^ä^'' 


\/ 
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P 


-ß'^ 


7 

8 

9 

10 

11 

12 

To 

tal 

1 

Handlungs- 

kommis 

und  sonstige 

kaufmännische 

Gehilfen 

Fuhrleute, 
Gast-  u.  Schenk- 
wirte und  deren 

Gehilfen 

Briefträger, 

Eisenbahn-, 

Telegraphen-  u. 

Postbeamte 

Ärzte,  lpoth«ker, 
Lehrer,  Künstler, 

Schriftsteller, 

Staats-,  Kirchen- 

u.  (>«meindebeamte, 

Advokaten  und 

llotarien 

Rentiers  und 
andere  Personen 
ohne  Berufs- 
ausübung 

e  c=  CO 
»so 
CS   C9 

M. 

F. 

M. 

F. 

M. 

F. 

M. 

F. 

M. 

F. 

Total 

M. 

F. 

14 

— 

36 

1 

14 

103 

1 

7 

19 

505 

27 

22 

35 

3 

27 

113 

6 

13 

44 

598 

67 

34 

58 

5 

51 

— 

136 

7 

6 

73 

8 

768 

114 

32 

63 

4 

60 

179 

8 

40 

101 

8 

1061 

165 

43 

• 

76 

6 

71 

193 

14 

43 

141 

9 

1246 

223 

54 

99 

7 

76 

1 

280 

20 

31 

169 

11 

1546 

259 

59 

1 

101 

9 

75 

1 

292 

23 

38 

185 

11 

1640 

286 

80 

2 

109 

12 

75 

1 

331 

28 

36 

222 

11 

1766 

336 

137 

2 

137 

13 

108 

1 

403 

30 

63 

306 

11 

2289 

441 

184 

4 

166 

10 

121 

— 

458 

27 

89 

352 

12 

2635 

473 

193 

3 

152 

9 

133 

469 

26 

84 

349 

12 

2623 

463 

189 

3 

142 

8 

133 

— 

474 

20 

65 

323 

12 

2533 

428 

178 

3 

131 

8 

126 

449 

12 

52 

260 

9 

2327 

345 

173 

3 

114 

9 

129 

— 

419 

12 

52 

246 

7 

2207 

331 

210 

3 

127 

15 

139 

488 

15 

59 

335 

8 

2426 

435 

227 

4 

127 

21 

154 

3 

532 

27 

62 

424 

10 

2618 

574 

258 

5 

149 

29 

170 

3 

614 

37 

80 

582 

13 

2948 

766 

359 

13 

204 

56 

218 

11 

846 

63 

125 

1044 

14 

3930 

1353 

457 

26 

223 

84 

256 

18 

1000 

85 

161 

1523 

16 

4629 

1982 

531 

38 

243 

115 

308 

24 

1150 

122 

186 

1984 

20 

5365 

2631 

596 

41 

272 

120 

332 

24 

1353 

136 

223 

2207 

24 

6275 

2910 

613 

45 

285 

125 

339 

27 

1387 

146 

233 

2371 

21 

6517 

3139 

608 

47 

289 

88 

327 

31 

1408 

125 

315 

2724 

22 

6851 

3442 

693 

50 

316 

109 

347 

33 

1535 

159 

324 

3224 

28 

7698 

4100 

766 

75 

333 

134 

389 

41 

1684 

205 

320 

3783 

34 

8444 

4890 

854 

99 

365 

144 

428 

50 

1834 

250 

330 

4477 

38 

9304 

5793 

978 

131 

399 

167 

484 

55 

2044 

305 

362 

5307 

44 

10337 

6934 

1071 

167 

417 

204 

528 

66 

2175 

346 

353 

5939 

46 

11078 

7834 

1105 

196 

445 

202 

562 

59 

2279 

359 

599 

6953 

50 

11809 

8712 

1223 

279 

519 

252 

675 

76 

2496 

455 

591 

7861 

60 

13097 

10103 

1376 

321 

621 

356 

738 

95 

2712 

539 

651 

8557 

66 

14249 

11154 

1516 

367 

670 

372 

829 

115 

2932 

618 

762 

9711 

79 

15442 

12646 

1630 

418 

716 

335 

944 

116 

3191 

704 

888 

10980 

94 

16684 

14207 

1912 

476 

783 

399 

1071 

140 

3535 

826 

904 

12268 

105 

18259 

16006 

2099 

534 

829 

466 

1188 

156 

3818 

914 

929 

13366 

116 

19743 

17592 

2257 

581 

875 

502 

1330 

164 

4079 

977 

967 

14316 

120 

21107 

18891 

2437 

628 

946 

573 

1455 

170 

4392 

1081 

985 

15515 

140 

22675 

20586 

.A 
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Die  Mitgliederbewegung  hat  in  den  vorangehenden  Tabellen 
eme  zusammenfassende  zahlenmäßige  Darstellung  in  doppelter  Hin^ 
Sicht  gefunden. 

In  erster  Linie  eine  rein  statistische  Zusammenstellung  der 
tin-  und  Austritte,  die  ein  prägnantes,  wenn  auch  sehr  einseitiges 
üild  von  dem  Wachstum  der  Bank  gibt. 

Abgesehen  von  den  Ziffern  des  absoluten  Mitgliederbestandes 
bieten  die  Austrittszahlen  ein  gewisses  Interesse.  Der  Austritt  in- 
folge Ausschließung,  also  wegen  Nichterfüllung  der  statutarischen 
Pfl.ch  en,  bildet  einen  Ausnahmefall.  Die  Totalsumme  der  Aus- 
geschlossenen erreicht  für  die  40  Jahre  bloß  519,  demnach  pro 
Jahr  zieml^h  genau  ,3  Mitglieder.  Es  ist  kaum  anzunehmen, 
daß  der  Abgang  in  dieser  Rubrik  je  bedeutende  Proportionen  an- 
nenmen  wird. 

Anders  steht  es  mit  den  beiden  übrigen  Reihen.  Zwar  sind 
.  Kl  ",!,  f "  Rücktritte  Während  der  letzten  Jahre  ziemlich 
stabil  geblieben,  aber  die  wirtschaftliche  Freizügigkeit  unserer  Tage 
begünstigt  zweifellos  eine  Vermehrung  der  Austritte  wegen  „Ab- 
reise in  das  Ausland«.  Allerdings  bildet  die  Verlockung,  den  gut 
rentierenden  Stammanteil  auch  in  der  Fremde  beizubehalten  ein 
nicht  zu  unterschätzendes  Gegengewicht,  zumal  ein  derartiges  Vor- 
gehen durch  die  banktechnischen  Fortschritte  der  letzten  Jahre 
sehr  erleichtert  wird. 

Der    freiwillige    Verzicht    auf   die   Mitgliedschaft    ohne    den 
äußeren   Beweggrund   der  Abreise    hat    nur    zu    gewissen   Zeiten 
Bedeutung  für  die  Bank.     Unter   gewöhnlichen  Umständen    spielt 
er  eine  unwichtige  Rolle.     Dagegen  hat,  wie  aus  der  Geschichte 
der  80er  Jahre   erinnerlich  ist,    eine   Krisis   einmal   zu   einer  Art 
Mitghederflucht  geführt.  Glücklicherweise  zeigten  die  Erfahrungen 
Während  jener  Periode   aber   auch  den  Weg,    auf  dem  solche  in- 
nere Krisen  zu  vermeiden  sind.  Die  leitenden  Organe  haben  seit- 
her mit    unermüdlichem  Eifer   die   gesammelten   Erfahrungen  ver- 
wertet.    Daher  jene   intensive  Äufnung  der  Rücklagen,   die  nun- 
mehr gestatten  würden,   im   schlimmsten  Falle   aus  dem  Spezial- 
fonds eine  Dividende   für  die  Mitglieder  auszuwerfen.     Daher  die 
Politik  der  Reduktion  der  Haftbarkeit,  deren  Schärfe  während  der 
80  er  Jahre  vielleicht   die    Haupt  veranlassung    zur   Mitghederflucht 
gewesen  ist.     Daher  die  Ausdehnung  der  Frist  zwischen  Kündi- 
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gung  und  Austritt  auf  anderthalb  Jahre,  eine  treffliche  Waffe  in 
der  Hand  der  Bank  :  die  wirtschaftliche  Lage,  die  den  Überängst- 
lichen heute  zum  Austritte  treibt,  kann  sich  in  achtzehn  Monaten 
leicht  derart  ändern,  daß  jener  schließlich  froh  ist,  in  der  Genossen- 
schaft verbleiben  zu  können.  Sollte  es  aber  wirklich  zum  Schlimm- 
sten kommen,  so  wird  verhindert,  daß  die  Klugen  sich  frühzeitig 
aus  dem  Staube  machen,  um  die  weniger  geschäftsgewandten 
Genossen  in  der  Not  zurückzulassen. 

Was  durch  die  Organisation  getan  werden  konnte,  das  Ge- 
spenst der  Mitgliederflucht  zu  bannen,  ist  also  geschehen.  Dazu 
sind  die  Kräfte  der  Bank  heute  unvergleichlich  größer  als  anfangs 
der  80  er  Jahre.  Das  Weitere  liegt  nun  bei  den  leitenden  Organen. 
Diese  dürften  sich  darüber  klar  sein,  daß  ihre  Existenz  in  ganz 
anderem  Maße  als  bei  Gesellschaften  mit  festem  Kapitale  von  dem 
Erfolge  ihrer  Arbeit  abhängt.  Diese  Tatsache  ist  unverkennbar 
von  hoher  Bedeutung  für  das  Unternehmen,  da  sie  geeignet  ist, 
für  die  leitenden  Persönlichkeiten  ein  steter  Ansporn  zu  sein. 

Und  nun  noch  einige  Bemerkungen  zur  dritten  Gruppe  der 
Ausscheidenden.  Naturgemäß  ist  eine  allmähliche  Vermehrung  der 
Todesfälle  zu  konstatieren,  relativ  wie  absolut.  Leider  ist  das 
mittlere  Eintrittsalter  und  das  durchschnittliche  Alter  der  Mitglieder 
unbekannt.  Da  indessen  die  selbständige  Handlungsfähigkeit  die 
Voraussetzung  für  die  Erwerbung  der  Mitgliedschaft  bildet,  so 
darf  als  mittleres  Eintrittsalter  wohl  zum  mindesten  das  25.  Alters- 
jahr angenommen  werden.  Das  durchschnittliche  Alter  sämtlicher 
Genossenschafter  dürfte  sich  um  mindestens  ein  Jahrzehnt  höher 
stellen,  und  daraus  würde  folgen,  daß  sich  der  Mitgliederbestand 
in  etwa  20  Jahren  erneuern  muß.  Die  Sterblichkeit  wird  unter 
diesen  Umständen  in  den  kommenden  Jahren  den  Zuwachs  be- 
deutend stärker  beeinflussen  als  heute.  Während  des  ersten  Jahr- 
zehntes betrug  der  Abgang  infolge  Ablebens  etwa  12«^  der  Zu- 
nahme, während  des  letzten  Jahrzehntes  dagegen  i8  7o-  Diese  Tat- 
sachen sollten  namentlich  den  Genossenschaftern  zu  denken  geben, 
die  einem  Mitgliederzuwachse  nicht  sympathisch  gegenüberstehen. 
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Die  zweite  Tabelle  stellt  die  Verteilung  der  Mitglieder  auf 
die  einzelnen  Berufe  und  die  Geschlechter  in  ihrer  Entwicklung 
von  Jahr  zu  Jahr  dar. 

In  der  Zwölfteilung  der  Berufsarten  hat  die  Schweizerische 
Volksbank  sich  dem  in  deutschen  Genossenschaftskreisen  übHchen 
Schema  angepasst  mit  zwei  ganz  geringfügigen  Ausnahmen:  die 
Rubrik  lo  der  deutschen  Statistik  „Dienstmänner  und  Dienstboten" 
fällt  in  der  Aufstellung  der  Schweizerischen  Volksbank  dahin ; 
dafür  enthält  diese  eine  Kolonne  für  „gemeinnützige  und  Aktien- 
gesellschaften". 

Was  nun  die  Verteilung  der  Genossenschafter  auf  die  ein- 
zelnen Rubriken  anbelangt,  so  ist  eine  vergleichende  Zusammen- 
stellung der  Mitgliederverhältnisse  der  Schweizerischen  Volksbank 
mit  denen  des  Allgemeinen  Verbandes  der  Schulze-Delitzschen 
Kreditgenossenschaften  von  Interesse.     Es  entfallen  auf  Kategorie 

bei  der  Schweiz,    beim  Allgem. 
Voiksbank.  Verbände 


0/ 

1.  Selbständige    Landwirte,    Förster    und  ° 
Gärtner 5,1 

2.  Gehilfen   und   Arbeiter   bei   der   Land- 

und  Forstwirtschaft  und  Gärtnerei   .     .  0,3 

3.  Fabrikanten,     Ingenieure,     Architekten 

und  Bauunternehmer 4,0 

4.  Selbständige  Handwerker    .....  10,7 

5.  Fabrikarbeiter    und   Handwerksgesellen  6,0 

6.  Selbständige  Kaufleute    .     .     .     .     .     .  8,6 

7.  Handlungskommis    und    sonstige    kauf- 
männische Gehilfen 7,1 

8.  Fuhrleute,  Gast-  und  Schenkwirte  und 

deren  Gehilfen 3,5 

9.  Briefträger,     Eisenbahn-,    Telegraphen- 

und  Postbeamte ^^J 

10.  Ärzte,  Apotheker,  Lehrer,  Künsder, 
Schriftsteller,  Staats-,  Kirchen-  und  Ge- 
meinde-Beamte, Advokaten  und  No- 
tarien            12,6 

11.  Rentiers  und  andere  Personen  ohne  Be- 
rufsausübung             38,0 

12.  Gemeinnützige  und  Aktien-Gesellschaften  0,3 
Dienstmänner  und  Dienstboten    .     .     . 


Vo 

28,5 
2,8 

3,7 

24,5 
6,6 

9,9 
1,0 

4,7 

2,5 


8,2 


0,8 


6,8 
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Die  Unterschiede  zwischen  beiden  Verbänden  scheinen  auf 
den  ersten  Blick  gewaltig.  Bei  der  Schweizerischen  Volksbank 
wird  die  bei  weitem  stärkste  Gruppe  durch  „Rentiers  und  andere 
Personen  ohne  Berufsausübung"  gestellt,  die  in  Deutschland  den 
verschwindenden  Bruchteil  von  0,8  %  ausmacht. 

So  drängt  sich  die  Frage  auf,  ob  die  Zunahme  der  Mit- 
glieder, die  ausschließlich  eine  Kapitalanlage  suchen,  im  Interesse 
der  Genossenschaft  liegt?  Man  ist  in  früheren  Jahren  geneigt  ge- 
wesen, diese  Frage  verneinend  zu  beantworten,  mit  Rücksicht  auf 
die  möglichen  tlberraschungen,  die  man  von  jener  Gruppe  be- 
fürchtete. In  der  Tat  haben  während  der  Krise  der  80er  Jahre 
über  25  ^0  der  Mitglieder  jener  Kategorie  der  Genossenschaft  den 
Rücken  gekehrt. 

Nachdem  aber  heute  die  Verhältnisse  durchaus  andere  sind, 
so  daß  die  Gefahr  eines  Massenaustrittes  —  ganz  außergewöhn- 
liche Umstände  vielleicht  vorbehalten  —  als  beseitigt  angesehen 
werden  kann,  muß  die  Eigenschaft  des  Stammanteiles,  das  An- 
lage suchende  Kapital  anzuziehen,  als  eine  für  die  Genossenschaft 
hochbedeutsame  und  hocherfreuliche  angesehen  werden.  Auf  diese 
Weise  tritt  eine  ungemein  wichtige  Ergänzung  der  Genossenschafter 
ein:  zu  denen,  welche  Kapitalien  suchen,  gesellen  sich  in  großem 
Maßstabe  diejenigen,  welche  Kapital  bringen.*)  Da  ohne  Zweifel 
auch  aus  der  Gruppe  10  eine  große  Anzahl  Genossenschafter  der 
Kapitalanlage  zu  liebe  beigetreten  sind,  so  dürfte  die  Summe,  die 
der  Schweizerischen  Volksbank  im  Stammanteilkapital  von  dieser 
Seite  zugeflossen  ist,  jedenfalls  auf  nicht  viel  weniger  als  20  Mil- 
lionen Franken  veranschlagt  werden. 

Zur  Vervollständigung  des  Bildes  muß  noch  darauf  hinge- 
wiesen werden,  dass  die  Trennung  der  Gruppen  9  und  10  von 
den  übrigen  gleichzeitig  auch  eine  Gegenüberstellung  der  männ- 
lichen und  weiblichen  Genossenschafter  bedeutet.  Absolut  ge- 
nommen halten  sich  die  Geschlechter  heute  fast  die  Wage  (52  :48), 
aber  die  Verteilung  auf  die  einzelnen  Berufsarten  ist  durchaus  un- 
gleichartig.    Mehr  als  75^0  der  Frauen   gehören   der    11.  Gruppe 


*)  Vergl.  Crttger  a.  a.  0.  S.  109.    „Durch  eine  den  gewöhnlichen  Kapitalzins 

um  einiges  übersteigende  Dividende werden  die  Kreditgenossenschaften  eine 

gewisse  Klasse  von  Mitgliedern  gewinnen  und  dauernd  erhalten,  an  der  ihnen 
viel  gelegen  sein  muss.  Dies  sind  nämlich  solche,  welchen  es  mehr  um  vorteil- 
hafte Anlage  kleiner  Summen  und  Ersparnisse  als  um  Darlehen  zu  tun  ist." 
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an,  und  auf  die  beiden  Gruppen  lO  und  ii  entfallen  sogar  80,6% 
der  Gesamtzahl  der  Genossenschafterinnen.  In  den  eigentlichen 
Erwerbsklassen  spielen  die  Frauen  daher  eine  untergeordnete  Rolle 
und  machen  sich  hauptsächlich  im  Wirtsgewerbe  und  Handwerk 
neben  den  Männern  bemerkbar,  um  dafür  die  11.  Gruppe  sozu- 
sagen zu  monopolisieren. 

Das  Fehlen  einer  entsprechenden  Gruppe  von  Genossen- 
schaftern in  Deutschland  beiveist  nur,  dass  ein  derartig  natürlicher 
Ausgleich  innerhalb  der  Genossenschaften  und  ihren  Verbänden 
nicht  besteht,  aber  keineswegs,  dass  er  überfliissig  wäre.  Im  Ge- 
genteil —  auch  in  Deutschland  findet  eine  Kapitalisierung  der 
Genossenschaften  statt,  aber  sie  vollzieht  sich  dort  künstlich  durch 
Staatshilfe.  Die  deutschen  Regierungen,  Preußen  an  der  Spitze, 
haben  nach  dem  Motto  „Selbsthilfe,  ergänzt  durch  Staatshilfe« 
Kassen  errichtet,  die  den  Genossenschaften  „zur  Förderung  des 
genossenschaftlichen  Personalkredites"  mit  bedeutenden  Summen 
unter  die  Arme  greifen. 

Wenn  auch  die  Folge  dieser  Unterstützungspolitik  ein  be- 
deutendes äußeres  Wachstum  des  Genossenschaftswesens  in  ganz 
Deutschland  gewesen  ist,  so  war  diese  Entwicklung  doch  keines- 
wegs ganz  frei  von  Bedenken.  Wohl  der  beste  Kenner  des 
deutschen  Genossenschaftswesens,  Dr.  Hans  Crüger,  konstatiert 
(Vorschuß-  und  Kreditvereine,  S.  32):  „Kein  Wunder,  daß  da 
Tausende  und  Abertausende  von  Genossenschaften  in  den  letzten 
Jahren  gegründet  worden  sind.  Es  sind  insbesondere  Kreditgenos- 
senschaften gegründet  worden  ohne  Rücksicht,  ob  ein  Bedürfnis 
vorhanden,  ob  die  geeigneten  Kräfte  zur  Leitung  zu  finden  sind. 
Nicht  selten  bleiben  die  Kreditgenossenschaften  auf  dem  Papiere 
stehen,  oder  leihen  vielleicht  das  ihnen  von  der  Zentrale  aus  zu- 
geführte Betriebskapital  an  die  Mitglieder  aus,  um  damit  bis  auf 
weiteres  die  Tätigkeit  einzustellen.  Auflösungen  von  Genossen- 
schaften sind  vorgekommen,  die  ihren  Geschäftsbetrieb  gar  nicht 
eröffnet  hatten,  an  anderen  Stellen  scheut  man  die  Auflösung 
wegen  der  damit  verbundenen  Kosten.'' 

Die  Einlagen  der  eine  Kapitalanlage  suchenden  Genossen- 
schafter haben  also  für  die  Schweizerische  Volksbank  etwa  die 
nämliche  Bedeutung,  wie  für  die  deutschen  Genossenschaften  die 
Unterstützungen  des  Staates.  Nur  besteht  jener  allgewichtige 
Unterschied,  daß  bei  der  Schweizerischen  Volksbank  der  Geldzufluß 
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sich  ausschließlich  nach  wirtschaftlichen  Gesetzen  vollzieht,  und 
daß  damit  eine  Gewähr  für  eine  innerlich  gesunde  Entwicklung 
gegeben  ist. 

Was  die  übrigen  Berufe  anbelangt,  so  tritt  ein  erheblicher 
Unterschied  nur  noch  in  der  i.  Kategorie  —  Landwirtschaft  — 
zu  Tage.  Hier  ist  die  Erklärung  darin  zu  suchen,  daß  in  Deutsch- 
land eine  ganze  Reihe  von  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
sich  dem  Schulze-Delitzschen  Genossenschaftsverbande  angeschlossen 
haben,  während  die  Volksbank  ihre  Entwicklung  als  Handelsbank 
in  den  Städten  genommen  hat.  Für  den  schweizerischen  Bauern 
besteht  nur  in  Ausnahmefällen  eine  Veranlassung  zum  Anschluß 
an  die  Volksbank,  da  die  schweizerische  Landwirtschaft  ihre  ei- 
genen  hochentwickelten   genossenschaftlichen  Organisationen  hat. 

Wenn  nun  diese  beiden  Kategorien  —  i  und  1 1  —  ausge- 
schaltet werden,  so  ergibt  sich  —  bei  entsprechender  Projizierung 
der  Zahlen  —  für  die  übrigen  Berufsklassen  eine  verhältnismäßige 
Übereinstimmung.  Unter  den  Erwerbsklassen  sind  es  namentlich 
die  selbständigen  Kaufleute  und  Handwerker,  die  sich  der 
Schweizerischen  Volksbank  angeschlossen  haben.  Nicht  unerheb- 
lich ist  auch  die  Zahl  der  in  Handel  und  Industrie  arbeitenden 
Angestellten. 

Natürlich  machen  gerade  diese  Klassen  regen  Gebrauch 
von  den  geschäftlichen  Einrichtungen  der  Volksbank  überhaupt, 
und  von  den  Krediterleichterungen,  die  mit  dem  Stammanteile 
verbunden  sind,  im  besonderen.  Trotzdem  die  Volksbank  allen 
Schichten  der  Bevölkerung  offen  steht  und  sich  während  der 
letzten  Jahre  auch  die  begüterten  Klassen  der  Genossenschaft 
in  großem  Maßstabe  angeschlossen  haben,  kommen  die  wohl- 
tätigen Einrichtungen  der  Bank  —  und  das  verdient  hervor- 
gehoben zu  werden  —  auch  heute  noch  in  erster  Linie  den  näm- 
lichen Bevölkerungsschichten  zu  gut,  zu  deren  Nutz  und  Frommen 
die  Genossenschaft  ursprünglich  errichtet  worden  ist. 
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Organisation  und  Organe  der  Schweizerischen  Volksbank. 


§  10.  Die  allgemeinen  Grundlagen  der  Genossenschaft. 

Die  Gesamtheit  der  Mitglieder  ist  Träger  der  Genossenschaft, 
die  unter  der  Firma  „Schweizerische  Volksbank"  (Banque  Populaire 
Suisse  —  Banca  Popolare  Svizzera)  ein  Bankgeschäft  betreibt.  Das 
Programm  umfaßt  alle  Arten  von  Bankoperationen ;  untersagt  sind 
lediglich  Spekulationsgeschäfte  für  eigene  Rechnung. 

Gegenwärtig  setzt  sich  die  Schweizerische  Volksbank  aus 
15  sogenannten  Kreisbanken  zusammen,  d.  s.  Territorialbanken, 
deren  Geschäftskreis  von  der  Zentralbehörde  begrenzt  wird.  Voraus- 
setzung zur  Errichtung  einer  Kreisbank  ist  einmal  eine  hinreichende 
Anzahl  von  Genossenschaftern  und  sodann  das  Vorhandensein  der 
zum  Bankbetriebe  notwendigen  Voraussetzungen  an  dem  betreffen- 
den Platze. 

An  Orten,  an  denen  diese  Vorbedingungen  fehlen,  können 
sogenannte  Comptoirs  gegründet  werden,  die  der  Leitung  der 
Zentrale  in  Bern  unterstellt  sind.  Zu  diesem  Zeitpunkte  be- 
stehen keine  Niederlassungen  dieser  Kategorie.  Wohl  aber  haben 
mehrere  der  jetzt  bestehenden  Kreisbanken  —  z.  B.  Uster  und 
Montreux  —  ihren  Geschäftsbetrieb  als  Comptoir  begonnen  und 
sind  erst  im  Laufe  der  Zeiten  zum  Range  von  selbständigen 
Territorialbanken  aufgerückt.  Außerdem  sind  mehrere  Comptoirs 
—  z.  B.  Zürich  III  —  als  Filialen  von  Kreisbanken  entstanden  und 
unterstehen  natürlich  der  Aufsicht  und  Leitung  jener. 

Schließlich  ist  noch  zu  bemerken,  daß  Zürich  seit  Mitte  des 
vorigen  Jahres  zwei  „Agenturen",  Thalwil  und  Altstetten,  besitzt, 
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deren  Geschäftsleitung  es  durch  seine  eigenen  Beamten  besorgen 
läßt.  Diese  Agenturen  sind  in  jeder  Hinsicht  unselbständige  Gebilde: 
ihnen  mangelt  sogar  die  eigene  Buchführung  und  die  Skripturen 
finden  ihren  Platz  in  den  Büchern  der  Kreisbank  Zürich.  Übrigens 
sind  die  Erfahrungen,  die  soweit  mit  diesen  Agenturen  gemacht 
worden  sind,  recht  befriedigend. 

Der  Sitz  der  Genossenschaft  als  Gesamtheit  ist  Bern,  und  der 
dortigen  Kreisbank  sind  die  Funktionen  einer  Zentralstelle  über- 
tragen. Dagegen  haben  die  einzelnen  Kreisbanken  und  Comptoirs 
ein  eigenes  rechtliches  Domizil   am  Orte   ihres  Geschäftsbetriebes. 

Als  Genossenschaftszweck  wird  auch  heute  noch  der  Betrieb 
eines  Bankgeschäftes  zur  „Förderung  des  allgemeinen  Wohlstandes 
und  des  Wohlstandes  der  Mitglieder"   bezeichnet. 
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§  IL   Die  Mitgliedschaft 

Physische  und  juristische  Personen  können  Mitglieder  der 
Genossenschaft  werden.  Vorbedingung  für  die  Aufnahme  sind  zwei 
Eigenschaften :  Handlungsfähigkeit  und  Vollbesitz  der  bürgerlichen 
Rechte  und  Ehren.  Unverheiratete  volljährige  Frauen  sind  daher 
ohne  weiteres  aufnahmsfähig,  ebenso  solche  verheiratete  Frauen, 
die  sich  nach  dem  für  sie  geltenden  ehelichen  Güterrechte  selb- 
ständig verpflichten  können.  Wo  das  Güterrecht  anders  geregelt 
ist,  wird  die  Bürgschaft  des  Ehemannes  als  Selbstschuldner  für  die 
Erfüllung  der  statutarischen  Verpflichtungen  durch  die  Frau  gefordert. 

Über  die  Zulässigkeit  der  Aufnahme  von  im  Auslande  leben- 
den Schweizern  wie  von  Ausländern  in  der  Schweiz  und  im  Aus- 
lande enthält  das  Statut  keine  Bestimmungen.  Die  Frage,  ob  diese 
Kategorien  aufnahmsfähig  sind,  wäre  also  zu  bejahen.  In  der  Tat 
sind  einige  im  Auslande  lebende  Schweizer  Mitglieder  der  Genossen- 
schaft, nicht  minder  Ausländer,  die  ihren  Wohnsitz  in  der  Schweiz 
haben.  Die  im  Auslande  lebenden  Genossenschafter  werden  der 
Zentralbank  zugeteilt,  wenn  nicht  besondere  Gründe  für  die  Zu- 
weisung an  eine  bestimmte  Kreisbank  sprechen.  Dagegen  bleiben 
Genossenschafter,  welche  die  Schweiz  verlassen  ohne  ihre  Mitglied- 
schaft aufzugeben,  Glieder  der  nämlichen  Kreisbank,  der  sie  vor 
ihrem  Wegzuge  angehört  haben. 

Die  Aufnahme  erfolgt  nach  Unterzeichnung  einer  verpflichten- 
den Beitrittserklärung  in  der  Regel  durch  Erwerb  der  Mitgliedschaft 
bei  einer  Kreisbank.  Nur  dort,  wo  eine  solche  erst  gegründet 
werden  soll,  nimmt  der  Verwaltungsrat,  also  die  Exekutive  der 
Gesamtgenossenschaft,  die  Mitglieder  direkt  auf. 

Auch  der  freiwillige  Austritt  kann  nur  auf  Grund  einer  schrift- 
lichen Kündigung  stattfinden.  Während  des  Geschäftsjahres,  das 
mit  dem  Kalenderjahre  übereinstimmt,  werden  Kündigungen  nur 
bis  zum  30.  Juni  entgegengenommen.  Statutarisch  erfolgt  der  Aus- 
tritt auf  Schluß  des  dem  Kündigungsjahre  folgenden  Jahres.  Im 
übrigen  haben  aber  die  Bankkommissionen  der  einzelnen  Kreis- 
banken Vollmacht,  „wenn  nicht  Auflösung  der  Genossenschaft 
oder  größere  Verluste  in  Aussicht  stehen,"  Mitglieder  auch  während 
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des  Jahres  —  also  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  —  zu 
entlassen.  Die  Bankkommissionen  dürfen  von  diesem  Rechte 
namentlich  dann  Gebrauch  machen,  wenn  ganz  besondere  Um- 
stände, wie  Unglück,  Abreise  in  das  Ausland,  Zahlungsunfähigkeit, 
Erbteilung  u.  dgl.  m.  eine  sofortige  Rückzahlung  des  Stammanteiles 
im  Interesse  des  Mitgliedes  erscheinen  lassen. 

In   passiver   Weise    wird    das    Erlöschen    der    Mitgliedschaft 

herbeigeführt : 

a)  durch  den  Tod  des  Genossenschafters,  bezw.  bei  juristischen 

Personen  durch  deren  Auflösung; 

b)  durch  Aufhören  oder  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit 
oder  Entzug  der  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren; 

c)  durch  Ausschließung  seitens  der  Bankkommission.   Die  Aus- 
schließung ist  nur  möglich: 

1.  bei  Nichterfüllung  der  statutarischen  Pflichten; 

2.  wenn  das  Mitglied  den   Interessen  der   Genossenschaft 
offenbar  zuwider  handelt. 

In  diesen  drei  Fällen  findet  der  Austritt  des  Genossenschafters 
stets  auf  Ende  des  laufenden  Jahres  statt,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  der  Beendigungsgrund  vor  oder  nach  dem  30.  Juni  eingetreten  ist. 

Die  Mitgliedschaft  ist  ein  persönliches  Recht;  sie  ist  weder 
vererblich,  noch  sonst  in  irgend  einer  Weise  übertragbar. 


Welche  Pflichten  und  Rechte  bringt  nun   die  Mitgliedschaft 

mit  sich? 

Die  Pflichten  haben  seit  den  ersten  Statuten  Abänderungen 
ledigHch  in  quantitativer  Hinsicht   erfahren.    Sie   beschränken  sich 

gegenwärtig  auf: 

1.  die  Zahlung  eines  Eintrittsgeldes,   das  zur  Zeit    10  Franken 

beträgt ; 

2.  den  Erwerb  eines  Stammanteiles  im  Betrage  von  1000  Franken; 

3.  eine    Nachschußleistung     unter    ganz     bestimmten    Voraus- 
setzungen. 

Die  Höhe  des  Eintrittsgeldes  ist  also  seit  1869  von  2  auf 
10  Franken  gestiegen.  Auch  die  letztere  Summe  muß  noch  als 
sehr  mäßig  bezeichnet  werden,  dürfte  sie  doch  im  besten  Falle 
ausreichen,    um    die   beim    Eintritte    eines   Genossenschafters   ent- 
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stehenden  Arbeits-  und  Materialspesen  zu  decken.  Die  Absicht 
der  Genossenschaft  ist  eben  darauf  gerichtet,  den  Eintritt  mög- 
lichst zu  erleichtern  und  dadurch  auch  die  weniger  bemittelten 
Klassen  zum  Beitritte  zu  ermuntern.  Die  Denkschrift  von  1889 
spricht  diesen  Gedanken  klar  aus:  „Es  wäre  ein  großer  Mißgriff, 
wollte  man  das  Eintrittsgeld  je  zu  hoch  stellen."    (S.  23.) 

Über    den    Stammanteil    wird    weiter    unten    ausführlich    zu 
sprechen  sein. 

Was    endlich    die    Nachschußpflicht    anbelangt,    so    sind    die 
heutigen  Verhältnisse  von  denen   bei  Gründung   der  Bank   durch- 
aus verschieden.     Erinnern  wir  uns  daran,    daß  die  Volksbank  in 
Bern  auf  dem  Boden  der  Solidarhaft  gegründet  worden  ist.    Diese 
hatte  sich   als  treffliches  Mittel   erwiesen,   der  Genossenschaft,    als 
sie  noch    mit    geringem    eigenen  Kapitale   arbeitete,    die  zum  Be- 
triebe notwendigen  Gelder  von  anderer  Seite  zu  beschaffen.    Schon 
von  Anfang   an    stand    die  Volksbank  —  im  Gegensatze    zu   den 
meisten  deutschen  Genossenschaften    —    auf  dem  Boden   der  be- 
schränkten Haftung.     Im  Laufe  der  Jahre  hat  sich  nun  die  Höhe 
wie  auch  die  Art  der  Haftbarkeit  nach  und  nach  verändert,  stets 
aber  in   dem  Sinne,    daß   die   Last   sich   von   Statutenrevision    zu 
Statutenrevision  verringerte.     Aus   der  Geschichte    ist    erinnerlich, 
daß  das  Jahr  1891  eine  prinzipielle  Änderung  der  Haftung  brachte. 
Schon  damals  stand  das  Institut  so  gekräftigt  da,  daß  man  glaubte, 
von  dem  Prinzipe  der  Solidarhaft  überhaupt  abgehen  zu  können; 
wie  der  Erfolg  bewies,  nicht  mit  Unrecht.     Die  heutigen  Verhält- 
nisse  liegen   so:    eine   persönliche   Haftbarkeit   der  Mitglieder   für 
Verpflichtungen  der  Volksbank  ist  vollständig  ausgeschlossen.    Die 
Nachschußpflicht   beschränkt  sich  auf  den  Fall,   daß   die  Aktiven, 
sowie    sämdiche   Reservefonds    der    Genossenschaft,    sodann    die 
Stammanteile  der  Genossenschafter  einschließlich  der  ausstehenden 
verfallenen    Beiträge   zur   Deck'tfng    der    Schulden    der   Genossen- 
schaft nicht  ausreichen  sollten.    Dabei  ist  überdies  Voraussetzung, 
daß  die  Reservefonds  aller  Art  der  Gesellschaft  weniger  als  20  7o 
des  Stammkapitales  der  Gesellschaft    ausmachen.     Die  Deckungs- 
pflicht der  Mitgheder    erstreckt    sich    im  Maximum    auf   den  Be- 
trag, um  welchen  die  besonderen  Fonds  unter  20  7o  des  Stamm- 
kapitales   bleiben    sollten,    und    für  diesen   sind   die  Mitglieder   im 
Verhältnis  ihrer  Stammanteile   zu  Nachzahlungen  verpflichtet,  je- 
doch ohne  jede  Solidar-  oder  Subsidiärhaft. 
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Die  Summe  aller  Reservefonds  der  Genossenschaft  erreicht 
gegenwärtig  18,6  ^o  des  dividendenberechtigten  Stammkapitales, 
so  daß  sich  das  Risiko,  zu  Nachschüssen  herangezogen  zu  werden, 
für  die  Mitglieder  mit  Null  bewerten  läßt. 

*  * 

He 

Die  Rechte  der  Mitglieder.  Während  der  Dauer  der  Mit- 
gliedschaft hat  der  Genossenschafter  Anspruch  auf  einen  verhält- 
nismäßigen Anteil  am  Jahresgewinne.  Die  während  der  ersten 
sechs  Monate  einbezahlten  Beträge  sind  vom  i.JuH  des  betreffen- 
den Geschäftsjahres  an  dividendenberechtigt,  die  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  einbezahlten  Beträge  vom  folgenden  Geschäfts- 
jahre an.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  kann  stattfinden  für 
die  Mitglieder  neugegründeter  Kreisbanken  und  Comptoirs,  deren 
Einzahlungen  durch  Beschluß  des  Verwaltungsrates  schon  von 
dem  der  Einzahlung  folgenden  Monate  an  für  gewinnberechtigt 
erklärt  werden  können. 

Die  Mitgliedschaft  berechtigt  ferner  zur  Teilnahme  an  den 
Generalversammlungen  der  Kreisbanken  und  zur  Ausübung  des 
Stimmrechtes  daselbst,  nicht  minder  zu  der  des  aktiven  und  pas- 
siven Wahlrechtes.  Ebenso  gibt  die  Mitgliedschaft  Anspruch  auf 
Teilnahme  an  den  Urabstimmungen  der  Genossenschaft,  die  in 
erster  Linie  für  Statutenänderungen  vorgesehen  sind. 

Das  Mitglied  erhält  endlich  gegen  Verpfändung  des  Stamm- 
anteiles von  der  Genossenschaft  ein  Darlehen  bis  zur  Höhe  der 
auf  den  Stammanteil  geleisteten  Einzahlungen.  Unter  Umständen 
•wird  ihm  überdies  ein  weiterer  ungedeckter  Kredit  bewilligt,  der 
im  Maximum  das  Doppelte  der  auf  den  Stammanteil  eingezahlten 
Beträge  erreichen  darf. 

Beim  Austritt  hat  der  ausscheidende  Genossenschafter  An- 
spruch auf  die  Auszahlung  sämtlicher  auf  den  Stammanteil  ge- 
leisteten Einzahlungen.  Hat  er  Vorschüsse  von  der  Bank  empfangen, 
so  sind  diese  natürlich  vorerst  gegen  die  Einzahlungen  abzurechnen. 

Bei  einem  allfälligen  Austritte  während  des  Geschäftsjahres 
veriiert  das  ausscheidende  Mitglied  jeden  Anspruch  auf  den  Ge- 
winn des  betreffenden  Jahres.  Als  teilweiser  Ersatz  wird  ihm  für 
die  Zeit  vom  i.  Januar  bis  zum  Tage  des  Austrittes  ein  Zins  von 
3  7o  P-  a.  vergütet. 

Sonst  gehen  durch  den  Austritt  sämdiche  Mitgliederansprüche  an 
die  Genossenschaft  verioren,  namentlich  solche  an  die  Reservefonds. 
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§  12.   Der  Stammanteil. 

Das  Vertrauen,  das  man  einer  Bank  im  wirtschaftlichen  Ver- 
kehre entgegenbringt,  ist  nicht  zum  wenigsten  abhängig  von  der 
Größe  des  Kapitales,  mit  welchem  das  Institut  arbeitet.  Anfäng- 
lich in  bescheidenem  Rahmen  konnte  bei  der  Volksbank  die  ver- 
hältnismäßige Kleinheit  des  eigenen  Kapitales  einigermaßen  kom- 
pensiert werden  durch  die  MögHchkeit  des  Rückgriffes  auf  die 
Mitglieder  im  Falle  des  Zusammenbruches  der  Unternehmung.  Je 
weitere  Kreise  das  Geschäft  aber  zog,  desto  nötiger  erwies  sich 
die  Vermehrung  des  den  Kunden  eine  direkte  Garantie  bietenden 
eigenen  Geschäftskapitales.  Aus  diesem  Grunde  wurde  der  Nominal- 
betrag des  Stammanteiles,  der  ursprünglich  auf  loo  Franken  fest- 
gesetzt gewesen  war,  schon  im  Februar  187O  auf  500  Franken 
und  sodann  im  Jahre  1877  ^^^  looo  Franken  erhöht. 

Wenn  auch  diese  Maßnahmen  im  vitalen  Interesse  der  Ge- 
nossenschaft lagen,  machte  sich  dennoch  jeweilen  eine  gewisse 
Opposition  geltend,  gelegentlich  mit  der  Begründung,  eine  solche 
Erhöhung  sei  mit  dem  Wesen  einer  „Volks^-bank  nicht  verein- 
bar. Da  dies  Schlagwort  auch  heute  noch  zuweilen  als  Waffe 
gegen  die  Volksbank  gebraucht  wird,  so  ist  es  vielleicht  nicht 
müßig,  auf  diese  Frage  etwas  näher  einzutreten. 

Die  notwendige  Voraussetzung  für  eine  Kreditgenossenschaft 
auf  dem  Boden  der  Selbsthilfe  ist  ein  Mitgliederstand,  der  auch 
in  der  Lage  ist,  sich  selbst  zu  helfen.  Gescheiterte  Existenzen 
sind  für  die  Genossenschaft  kein  Gewinn:  „die  Verhältnisse  eines 
jeden  Mitgliedes  müssen  derart  sein,  daß  ihm  Darlehen  mit  der 
wahrscheinlichen  Aussicht  auf  Wiedererstattung  anvertraut  werden 
können.  Denn  die  Vorschußvereine  dürfen,  wenn  sie  dauernden 
Bestand  gewinnen  sollen,  durchaus  nicht  mit  Almosenanstalten 
vermengt  werden,  da  sie  nicht  bestimmt  sind,  Arme  zu  unter- 
stützen, sondern  —  was  viel  wichtiger  ist  —  der  Verarmung  vorzu- 
beugen." (Crüger  a.  a.  O.  S.  56.)  Der  Verfasser  des  Rückblickes  auf 
die  ersten  10  Geschäftsjahre  der  Volksbank  in  Winterthur  hat  dem 
gleichen  Gedanken,  auf  die  besonderen  Verhältnisse  der  Volks- 
bank angewandt,  in  treffender  Weise  Ausdruck  gegeben:  „In  das 
Jahr  1878  fällt  der  Entscheid    unseres  Verwaltungsrates    über    die 
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Kontroverse,  ob  entweder  jede  handlungsfähige  Person  als  Mit- 
glied der  Genossenschaft  aufzunehmen  und  es  hernach  Sache  der 
Kreditkommission  sei,  die  Kreditfähigkeit  des  Betreffenden  näher 
zu  prüfen,  oder  ob  diese  Prüfung  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
der  Aufnahme  vorausgehen  und  für  oder  gegen  die  letztere  be- 
stimmend sein  solle.  Die  Mehrheit  des  Verwaltungsrates  entschied 
sich  für  die  zweite  Auffassung;  sie  hielt  es  für  inkonsequent,  Mit- 
glieder zu  acquirieren,  deren  erstes  bestes  Kreditbegehren  abge- 
wiesen werden  mußte,  und  anderseits  erachtete  sie  die  vermehrte 
Gelegenheit,  Verluste  zu  machen,  nicht  als  wünschbar.  Sie  hielt 
auch  ganz  besonders  die  Aufbauschung  des  Garantiekapitales  durch 
einen  positiven  Gehaltes  entbehrenden  Zuwachs  für  unzulässig." 
(Zehnter  Geschäftsbericht  der  Volksbank  in  Winterthur,  S.  31.) 

Diesen  Grundsätzen  ist  voll  und  ganz  beizupflichten.  Eine  ge- 
wisse eigene  Kraft  muss  die  Voraussetzung  für  die  Aufnahme  bilden. 
Die  Erhöhung  der  jährlichen  Minimaleinzahlungen  von  12  auf  25 
Franken  durch  die  Statutenrevision  von  1905  liegt  durchaus  im 
Sinne  dieser  Erwägung.  Auch  dieser  Betrag  ist  noch  sehr  niedrig 
gegriffen.  Winterthur  hatte  die  Konsequenz  seiner  Prinzipien  in 
der  Weise  gezogen,  daß  es  eine  jährliche  Einzahlung  von  minde- 
stens 50  Franken  verlangte.  Wer  diese  nicht  zu  leisten  im  Stande 
sei,  könne  nicht  an  der  Lösung  der  wirtschaftlichen  Aufgaben  der 
Volksbank  mitarbeiten. 

Anderseits  ist  aber  durch  die  Möglichkeit,  den  Stammanteil 
in  solch  kleinen  Raten  zu  äufnen,  deutlich  bewiesen,  daß  die 
Volksbank  den  weitesten  Kreisen  offen  steht,  und  den  Beweis  da- 
für, daß  die  absolute  Höhe  der  Stammanteile  den  wirtschaftlichen 
Kräften  der  Mitglieder  durchaus  angepaßt  ist,  liefert  die  Statistik 
der  Einzahlungen  auf  StammanteÜ: 

Stammanteils 

Franken 
100 


500 


Jahr 

Den  vollen  Anteil  haben 
einbezahlt  .  .  .  Prozent 
der  Genossenschafter: 

Die  durchschnittliche 
Einzahlung  eines  Mit- 
gliedes beträgt: 

Franken 

1869 
1870 

32,47 
57,67 

49.48 
71.  80 

1871 

1872 

1873 

13,30 
30,60 
46,40 

152.70 

235.41 
308.  85 

1874 

1875 
1876 

54,74 

57,85 
61,70 

343-  58 
359.  13 
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Den  vollen  Anteil  haben 

Die  durchschnittliche 

Jahr 

Einzahlung  eines  Mit 

einbezahlt  .  .  .  Prozent 

gliedes  beträgt: 

der  Genossenschafter: 

Franken 

1877 

23.51 

483.  60 

1878 

29,42 

525.65 

1879 

35.96 

574.81 

1880 

40.89 

590.  52 

1881 

42,85 

590.  20 

1882 

4545 

612.  90 

1883 

46,95 

628.  90 

1884 

47.03 

628.  78 

i88^ 

49.35 

647.  46 

1886 

57.35 

693.  48 

1887 

60,43 

734.  36 

1888 

66,46 

778.  82 

1889 

68,06 

776.  87 

1890 

73,26 

819.66 

1891 

76,86 

847.  33 

1892 

78,09 

858.  49 

1893 

79.96 

871.  76 

1894 

81,25 

879.82 

1^95 

81,04 

872.95 

1896 

82,05 

^77-  54 

1897 

«3,64 

889.  55 

1898 

84,98 

899.  99 

1899 

«6,35 

910.04 

1900 

87,54 

917.90 

1901 

87,58 

916.25 

1902 

88,93 

926.  55 

1903 

90,40 

937.21 

1904 

91.48 

944.  32 

1905 

92,38 

949.  69 

1906 

92.87 

953.62 

1907 

93,53 

958.68 

1908 

94. 1 2 

963.  00 

Höhe  des 
Stammanteils 

Franken 

1000 


V 
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Die  durchschnittlichen  Einzahlungen  der  Mitglieder  sind  also 
mit  geringen  Ausnahmen  von  Jahr  zu  Jahr  angewachsen,  nicht 
minder  die  absolute  und  relative  Zahl  der  Genossenschafter,  die 
einen  vollen  Anteil  erworben  haben.  Bei  einem  Mitgliederbestande 
von  über  40,000  Personen  ist  so  der  Bank  ein  sehr  bedeutendes 
Betriebskapital  gesichert. 

Das  Faktum,  daß  nicht  weniger  als  94  ^o  aller  Mitglieder 
ihren  Anteil  völlig  liberiert  haben,  legt  den  Gedanken  nahe,  daß 
es  vielleicht  unschwer  möglich  sein  würde,  den  Nominalbetrag 
des  Anteiles  noch  weiter  zu  erhöhen.     Die  Frage  könnte  aktuell 
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w^erden,  wenn  jemals  eine  Stockung  in  der  Zunahme  des  Mit- 
gliederbestandes oder  gar  eine  dauernde  Abnahme  zu  konstatieren 
wäre.  Es  ist  aber  wohl  anzunehmen,  daß  man  eine  weitere 
Erhöhung  selbst  unter  solchen  Umständen  vermeiden  würde.  „Es 
muß  ein  für  jeden  erreichbares  Ziel  bleiben,  einen  vollen  Stamm- 
anteil zu  erhalten,  sonst  fehlt  der  Ansporn  zu  fortwährendem 
Sparen;  die  Energie  des  Einzelnen,  dieses  Ziel  zu  erreichen,  er- 
lahmt, und  damit  werden  auch  die  sozialen  Zwecke  nicht  erreicht, 
die  wir  anstreben."    (Denkschrift   1889,  S.  25.) 

Noch  einige  Worte  zu  der  Frage  der  Erwerbung  mehrerer 
Geschäftsanteile  durch  ein  Mitglied.  Es  hat,  namentlich  während 
des  ersten  Jahrzehntes,  nicht  an  Stimmen  gefehlt,  die  dazu  rieten, 
der  Bank  auf  diesem  Wege  größere  Betriebsmittel  zu  verschaffen. 
Die  Annahme  eines  derartigen  Vorschlages  würde  aber  das  Grund- 
prinzip der  Genossenschaft,  die  absolute  Gleichheit  aller  Mit- 
glieder, schwer  verletzt  haben,  und  so  sind  diese  Anträge  stets 
mit  der  größten  Entschiedenheit  zurückgewiesen  worden.  Durch 
die  Annahme  eines  solchen  Vorschlages  wären  sofort  zwei  Mit- 
gliederklassen entstanden,  eine  kapitalkräftige  und  eine  kapital- 
schwache, deren  volle  Gleichberechtigung  auf  die  Dauer  kaum 
aufrecht  zu  erhalten  gewesen  wäre,  da  die  Eigner  mehrerer  An- 
teile naturgemäß  immer  wieder  versucht  hätten,  einen  ihrem  grö- 
ßeren Kapitalanteile  entsprechenden  stärkeren  Einfluß  auf  die  Ge- 
schäftsführung zu  erlangen.  Nicht  minder  wäre  auch  das  Moment 
der  Unsicherheit  mit  Bezug  auf  das  Kapital  stark  vergrössert 
worden.  Zu  Zeiten  günstiger  Konjunkturen  wäre  die  Bank  mit 
Kapitalien  überschwemmt  worden,  und  umgekehrt  hätte  das 
Kapital  sich  zu  ungünstigen  Zeiten  in  größerem  Maße  entfernt; 
unter  Umständen  hätten  einige  Großkapitalisten  durch  Kündigung 
ihrer  sämtlichen  Anteile  zu  einem  kritischen  Zeitpunkte  die  Zu- 
kunft des  ganzen  Unternehmens  gefährden  können. 

In  dieser  Hinsicht  steht  die  Volksbank  vollständig  auf  dem 
Boden  der  Ideen  von  Schulze-Delitzsch;  dieser  hat  sich  entschie- 
den gegen  die  Zulassung  des  Erwerbes  mehrerer  Geschäftsanteile 
ausgesprochen,  weil  dadurch  der  so  wichtigen  sozialen  Aufgabe 
der  Genossenschaften,  „der  Ausgleichung  der  Klassenunterschiede 
in  wirtschaftlicher  Hinsicht,"  Abbruch  geschehe. 
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§  13.    Die  Zentralorgane  der  Schweizerischen  Volksbank, 

Die  Dezentralisation  des  Betriebes,  die  durch  die  Statuten 
von  i88i  verwirklicht  wurde,  hat  sich  in  jeder  Hinsicht  bewährt. 
Auch  heute  noch  steht  daher  die  Volksbank  durchaus  auf  dem 
Boden  dieses  Prinzipes.  Eine  jede  Kreisbank  besitzt  als  selbständig 
handelnder  Teil  des  Ganzen  ihre  eigenen  Organe,  die  in  den  so- 
genannten Zentralorganen  ihre  übergeordnete  Parallele  finden. 

Die  Genossenschaft  zählt  sieben  Zentralorgane: 

1.  Die  Gesamtheit  der  Mitglieder. 

2.  Die  Delegiertenversammlung. 

3.  Der  Verwaltungsrat. 

4.  Die  Generaldirektion. 

5.  Der  Generaldirektor. 

6.  Das  Inspektorat. 

7.  Die  Kontrollstelle. 

Das  oberste  Organ  ist  die  Gesamtheit  der  Mitglieder.  Sämt- 
liche andere  Organe  leiten  ihre  Kompetenzen  direkt  oder  indirekt 
von  ihm  ab.  Die  Gesamtheit  übt  ihre  Gewalt  aus  teils  direkt  in 
Urabstimmungen  und  Wahlen,  teils  indirekt  durch  von  ihr  be- 
stellte Organe. 

Zur  Urabstimmung  müssen  der  Gesamtheit  der  Mitglieder 
vorgelegt  werden: 

Anträge  auf  Total-  oder  Teilabänderung  der  Statuten; 
Anträge,   die   ihr  von  der  Delegiertenversammlung   zur  Ent- 
scheidung überwiesen  werden; 
Initiativbegehren  aus  dem  Kreise  der  Genossenschafter,  falls 
sie  von  wenigstens  1000  Mitgliedern    (Antrag    auf  Liqui- 
dation aber  von  mindestens  dem  zehnten  Teile  aller  Mit- 
glieder) unterzeichnet  worden  sind; 
die  Frage  der  Auflösung  der  Genossenschaft. 

Die  Anträge  und  Initiativbegehren  werden  durch  einfache 
Majorität  der  abstimmenden  Mitglieder  angenommen  oder  ver- 
worfen; nur  zu  einem  Auflösungsbeschlusse  bedarf  es  einer  Zwei- 
drittel-Majorität  der  an  der  Abstimmung  teilnehmenden  Mitglieder. 
Eine  Minimalbeteiligung  an  der  Abstimmung  ist  für  keines  dieser 
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Voten  vorgesehen,    so   daß   die    stimmenden   Genossenschafter   in 
jedem  Falle  definitiv  entscheiden. 

Die  Abstimmungen  und  Wahlen  finden  geheim  und  schrift- 
lich statt.  Stellvertretung  ist  gestattet  in  dem  Sinne,  daß  jedes 
Mitglied  noch  für  einen  anderen  Genossenschafter  gegen  Vor- 
weisung von  dessen  Mitgliederkarte  das  Stimmrecht  ausüben  darf. 

Alle  grundlegenden  Entscheidungen,  also  namentlich,  sit 
venia  verbo,  Verfassungsänderungen,  stehen  der  Gesamtheit  der 
Mitglieder  zu.  Für  die  vielen  Detailfragen,  die  der  große  Betrieb 
mit  sich  bringt,  und  die  Kontrolle  der  Geschäftsführung  ist  natür- 
lich die  Allgemeinheit  nicht  geeignet.  Die  Erfüllung  dieser  Auf- 
gaben ist  mit  Recht  nicht  einer  allgemeinen  Generalversammlung, 
sondern  einem  die  Gesamtheit  vertretenden  parlamentarischen  Or- 
gane übertragen,  der  Delegiertenversammlung. 

Je  600  Mitglieder  einer  Kreisbank  oder  Bruchzahlen  über  300 
entsenden  einen  Delegierten.  Kreisbanken  mit  weniger  als  600 
Mitgliedern  wählen  jedenfalls  einen  Abgeordneten.  Die  Wahl 
erfolgt  auf  eine  Periode  von  drei  Jahren.  Zurücktretende  sind 
wieder  wählbar. 

Passiv  sind  in  die  Delegierten  Versammlung  nicht  wählbar 
die  Mitglieder  des  Verwaltungsrates,  sowie  das  Bankpersonal;  auch 
dürfen  von  den  Delegierten  höchstens  drei  der  ßankkommission 
der  betreffenden  Kreisbank  als  Mitglied  angehören. 

Die  Ersatzmänner  des  Verwaltungsrates  sind  zwar  als  Dele- 
gierte wählbar,  aber  sie,  wie  auch  die  Mitglieder  der  Bankkom- 
missionen, dürfen  bei  Prüfung  und  Abnahme  der  Rechnung  nicht 
mitstimmen. 

Versammlungsort  der  Delegierten  ist  Bern.  Zur  Beschluß- 
fähigkeit erforderlich  ist  die  Anwesenheit  der  absoluten  Mehrheit 
der  Delegierten.  Jährlich  muß  mindestens  eine  ordentliche  Ver- 
sammlung stattfinden  zur  Abnahme  der  Jahresrechnung,  sowie  zur 
Erledigung  der  übrigen  statutarischen  Geschäfte.  Außerordentliche 
Versammlungen  können  jederzeit  vom  Verwaltungsrate  einberufen 
w^erden,  ebenso  auch  auf  das  Verlangen  von  mindestens  20  Dele- 
gierten oder  der  Generalversammlungen  von  drei  Kreisbanken  hin. 
Beschlüsse  und  Wahlen  erfolgen  auch  hier  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit. 

Der  Delegiertenversammlung  liegt  namentlich  ob,  die  Prü- 
fung  und   Genehmigung    des  Jahresberichtes    und    die    Beschluß- 
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fassung  über  die  Verwendung  des  Ergebnisses;  die  Vorberatung 
über  alle  der  Urabstimmung  unterliegenden  Gegenstände,  ins- 
besondere Statutenrevisionen;  die  Festsetzung  des  Eintrittsgeldes; 
die  Errichtung  und  Aufhebung  von  Kreisbanken  und  Comptoirs, 
wie  auch  die  Abgrenzung  der  Genossenschaftskreise ;  die  Fest- 
setzung der  Kompetenzen  der  einzelnen  Organe;  vor  allem  end- 
lich auch  die  Wahl  der  MitgHeder  und  Ersatzmänner  des  Ver- 
waltungsrates, sowie  der  Kontrollstelle. 

Der  Verwaltungsrat  ist  die  Behörde,  in  deren  Hand  die 
oberste  prinzipielle  Leitung  der  gesamten  Geschäftsführung  gelegt 
ist.  Herrscht  bei  der  Wahl  der  Delegierten  volle  Gleichheit  unter 
den  einzelnen  Kreisbanken,  so  sind  für  die  des  Verwaltungsrates 
gewisse  Normen  aufgestellt.  Der  Kreis  Bern  stellt  vier  Mitglieder, 
alle  übrigen  Kreisbanken  nur  je  eines,  bezw.  zwei,  wenn  die  Zahl 
der  Genossenschafter  des  betreffenden  Kreises  looo  übersteigt. 
Für  jeden  Kreis  ist  überdies  ein  Ersatzmann  zu  bezeichnen,  der 
am  Erscheinen  verhinderte  Mitglieder  zu  vertreten  hat.  Die  Wahl 
geschieht  auf  vier  Jahre  in  zwei  Serien,  und  zwar  gelangt  alle 
zwei  Jahre  eine  Serie  zur  Wahl.  Passiv  nicht  wählbar  sind  Mitglieder 
und  Ersatzmänner  der  Verwaltungsräte  sowie  Beamte  von  Banken 
mit  ähnlichem  Geschäftsbetriebe  wie  die  Schweizerische  Volksbank. 

Der  Verwaltungsrat  fasst  Beschlüsse  über  diejenigen  Bank- 
geschäfte, die  die  Kompetenz  der  ihm  unterstellten  Organe  über- 
schreiten; er  regelt  das  Verhältnis  der  einzelnen  Banken  unter 
einander  und  zur  Zentrale;  er  stellt  die  höheren  Bankbeamten  an; 
er  erteilt  die  Vollmacht  zur  Unterschrift  für  die  Genossenschaft: 
kurz,  der  Verwaltungsrat  steht  an  der  Spitze  des  Geschäftsbetriebes 
der  Genossenschaft  als  Gesamtheit. 

Er  versammelt  sich  nach  Bedürfnis  oder  auf  Verlangen  von 
fünf  Mitgliedern  und  beschließt  mit  einfacher  Stimmenmehrheit 
bei  Anwesenheit  von  mindestens  der  Hälfte  der  Mitglieder.  Eine 
kleine  Statistik  der  abgehaltenen  Sitzungen  und  der  ermittelten 
Präsenzen  für  die  letzten  Jahre  ist  von  etwelchem  Interesse: 


Jahr 

1904 
1905 
1906 
1907 
1908- 


Mitglieder- 
zahl 

26 
28 
28 
29 

30 


Zahl  der 
Sitzungen 

20 

18 

17 
18 


Präsenzen 
Total 

489 
469 
402 
466 
300^ 


Präsenzen 
pro  Sitzung 

24—25 

26 
26 — 27 

27 — 28 
27—28 


) 
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Im  Durchschnitt  hält  der  Verwaltungsrat  also  etwa  alle  5  bis 
6  Wochen  eine  Sitzung  ab,*)  und  —  wie  aus  der  Präsenzliste  her- 
vorgeht,— sind  die  Mitglieder  je  weilen  fast  vollzählig  versammelt. 

Aus  dem  Schöße  des,  wie  man  sieht,  bereits  ziemlich  umfang- 
reichen Verwaltungsrates  geht  ein  fünfgliedriges  Organ  hervor,  das 
ihm  unterstellt  ist,  die  Generaldirektion,  quasi  ein  Ausschuß 
des  Verwaltungsrates.  Präsident  und  Vizepräsident  sind  beiden 
Organen  gemeinsam.  Der  Verwaltungsrat  hat  überdies  aus  seiner 
Mitte  noch  zwei  Mitglieder  zu  bezeichnen,  die  die  ordentlichen 
Mitglieder  der  Generaldirektion  nötigenfalls  zu  vertreten  haben.  Von 
den  fünf  Mitgliedern  der  Generaldirektion  müssen  mindestens  zwei 
dem  Kreise  Bern  angehören,  und  aus  dieser  Bestimmung  erklärt  sich 
das  Faktum,  daß  man  der  Kreisbank  Bern  vier  Mitglieder  im  Ver- 
waltungsrate zugesteht.  Nach  der  Wahl  von  zweien  derselben  in 
die  Generaldirektion  bleibt  Bern  im  Verwaltungsrate  numerisch  die 
gleiche  Vertretung  wie  einer   der  anderen   größeren  Kreisbanken. 

Die  Amtsdauer  beträgt  für  sämtliche  Mitglieder  zw^ei  Jahre, 
erlischt  aber  eventuell  schon  vorher  bei  einem  allfälligen  Austritte 
aus  dem  Verwaltungsrate. 

Die  Generaldirektion  ist  beschlußfähig  bei  Anwesenheit  von 
vier  Mitgliedern,  doch  genügt  in  dringenden  Fällen  die  einstim- 
mige Annahme  eines  Vorschlages  des  Generaldirektors  durch  nur 
drei  anwesende  Mitglieder.  Die  Hauptaufgabe  der  Generaldirektion 
ist  Prüfung  und  Antragstellung  in  allen  vom  Verwaltungsrate  zu 
behandelnden  Geschäften,  die  Leitung  der  Comptoirs,  die  nicht 
Filialen  von  Kreisbanken  darstellen,  die  Sorge  für  die  Immobilien 
der  Bank,  die  Beschlußfassung  über  den  Erwerb  von  solchen, 
endlich  der  Beitritt  zu  Nachlaßverträgen,  wenn  der  Ausfall  für  die 
Bank  3000  Franken  übersteigt. 

Das  vollziehende  Organ  des  Verwaltungsrates  und  der  General- 
direktion ist  der  Generaldirektor,  dem  zur  Unterstützung  in 
der  Kontrolle  das  Inspektorat  beigegeben  ist.  Der  Generaldirektor 
wohnt  den  Sitzungen  der  Generaldirektion,  des  Verwaltungsrates 
und  der  Delegiertenversammlung  mit  beratender  Stimme  bei;  er 
ist  verantwortlich  für  die  Aufstellung  der  Bilanzen,  für  den  Ent- 
wurf des  Geschäftsberichtes  und  der  Gesamtjahresrechnung. 


*)    Der  Verwaltungsrat  hält  in  der  Regel  Doppelsitzungen  ab,  je  eine  am 
Vor-  und  eine  am  Nachmittag;  jede  dieser  Versammlungen  wird  für  sieh  gezählt. 
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Dem  Inspektorate  liegt  als  besondere  Aufgabe  ob  die 
ständige  Revision  der  Kreisbanken  und  Comptoirs,  doch  können 
ihm  auch  von  den  übergeordneten  Organen,  also  dem  General- 
direktor, der  Generaldirektion  und  dem  Verwaltungsrate,  noch 
weitere  Aufgaben  zugewiesen  werden. 

Unabhängig  von  all  diesen  Organen  und  ohne  direkten  Zu- 
sammenhang mit  ihnen  steht  die  Kontrollstelle  (Zensoren)  da, 
deren  Wahl,  wie  gesagt,  der  Delegiertenversammlung  obliegt.  Sie 
besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  einem  Ersatzmanne.  Ihre  Auf- 
gabe besteht  in  der  Kontrolle  der  Zentralbehörden.  Alljährlich 
scheidet  ein  Mitglied  aus,  das  für  die  nächste  Amtsperiode  nicht 
wieder  wählbar  ist. 

Nicht  wählbar  als  Zensoren  sind  die  Mitglieder  und  Ersatz- 
männer der  Verwaltungsrätej  sowie  Beamte  von  anderen  Bank- 
instituten mit  ähnlichem  Geschäftsbetriebe  wie  die  Schweizerische 
Volksbank. 

Die  Notwendigkeit  einer  scharfen  Kontrolle  ist  gerade  bei 
einer  Genossenschaft  groß;  das  finden  wir  in  fast  einem  jeden 
Jahresberichte  betont.  Unter  den  Kontrollorganen  kommt  die 
größte  Bedeutung  ohne  Zweifel  dem  Inspektorate  zu.  Dieses 
Organ  setzt  sich  gegenwärtig  aus  drei  Inspektoren  zusammen,  von 
denen  ein  jeder  an  der  Spitze  je  eines  der  drei  jährlich  wechseln- 
den Inspektionskreise  steht.  Es  ist  einleuchtend,  daß  diese  berufs- 
mäßige Inspektion  durch  einen  mit  dem  Geschäftsbetriebe  und  der 
Methode  der  Kontrolle  durchaus  vertrauten  Beamten  ganz  außer- 
ordentliche Garantien  bietet.  Die  Sicherheit  wird  durch  das  System 
der  Überwachung  durch  mehrere  von  einander  unabhängige  Organe 
noch  erhöht.  Ein  Beamter,  der  heute  revidiert  worden  ist,  muß 
darauf  gefaßt  sein,  schon  in  kürzester  Frist  wieder  von  einer 
anderen  Stelle  kontrolliert  zu  werden.  —  Dank  ihrem  Systeme 
hat  die  Volksbank  bis  heute  nennenswerte  Verluste  durch  ihre 
Beamten  nicht  erlitten. 
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§  14,   Die  Organe  der  Kreisbanken. 

Den  Organen  der  Gesamtheit  gegenüber  stehen  die  Organe 
der  Kreisbanken.  Da  diese  in  jeder  Hinsicht  unter  der  Kontrolle 
der  Zentralbehörden  stehen,  so  genügen  für  ihren  Betrieb  vier 
Organe : 

1.  Die  Generalversammlung. 

2.  Die  Bankkommission. 

3.  Die  Verwaltungsbeamten. 

4.  Die  Kontrollstelle. 

Auch  hier  ist  das  oberste  Organ  wieder  die  zur  General- 
versammlung zusammengetretene  Gesamtheit  der  Mitglieder  der 
Kreisbank.  Sie  muß  ordnungsgemäß  jedes  Frühjahr  einberufen 
werden,  um  den  Jahresbericht  der  Kreisbank  entgegenzunehmen 
und  sonstige  statutarische  Geschäfte  zu  erledigen.  Die  Einberufung 
liegt  der  Bankkommission  ob  und  erfolgt  durch  Ankündigung  der 
Versammlung  in  mindestens  einer  im  Genossenschaftskreise  er- 
scheinenden Zeitung.  Die  Bekanntmachung  muß  spätestens  acht 
Tage  vor  der  Versammlung  erfolgen  und  deren  Tagesordnung 
enthalten.  Außerordentliche  Generalversammlungen  finden  statt 
auf  Beschluß  der  Bankkommission  hin,  oder  wenn  ein  Zehntel 
der  Genossenschafter  eines  Kreises  die  Einberufung  unter  Angabe 
eines  Grundes  verlangt. 

Die  Generalversammlung  konstituiert  sich  selbst,  indem  sie 
ihre  Beamten  wählt.  Beschlüsse  und  Wahlen  erfolgen  mit  abso- 
luter Stimmenmehrheit;    Stellvertretung  ist  nicht  gestattet. 

Die  Generalversammlung  wählt  die  Abgeordneten  der  Kreis- 
bank für  die  Delegiertenversammlung  und  bestellt  überdies  zwei 
von  den  drei  anderen  Organen:  die  Bankkommission  und  die 
Kontrollstelle.  Jeder  Genossenschafter  hat  das  Recht,  einen  An- 
trag einzubringen;  im  Allgemeinen  gehen  aber  die  Anträge  von 
der  Bankkommission  aus.  Um  Überrumpelungen  unmöglich  zu 
machen,  darf  über  keinen  Antrag  abgestimmt  werden,  der  nicht 
in  der  Einladung  zur  Generalversammlung  angeführt  worden  ist. 
Diese  Einladung  muß  wenigstens  acht  Tage  vor  der  Versamm- 
lung erlassen  werden. 
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Die  Bankkommission  ist  ein  neungliedriges  Organ,  das  aus 
der  Zahl  der  Kreisgenossenschafter  durch  geheimes  absolutes  Mehr 
gewählt  wird.  Die  Amtsdauer  beträgt  drei  Jahre;  jedes  Jahr 
scheiden  drei  der  Mitglieder  aus ;  sie  sind  übrigens  wieder  wählbar. 
Von  der  Wahl  sind  natürlich  auch  hier  die  Mitglieder  und  Ersatz- 
männer der  Verwaltungsräte  und  die  Beamten  von  Bankinstituten  mit 
ähnlichem  Geschäftsbetrieb  ausgeschlossen.  Die  Aufgabe  der  Bank- 
kommission im  Geschäftsbetriebe  der  Kreisbank  umfaßt  etwa  die 
Funktionen  des  Verwaltungsrates  und  der  Generaldirektion  der  Zentral- 
behörden. Die  Bankkommission  hat  nicht  nur  die  Direktive  für  die  Ge- 
schäftsführung im  Allgemeinen  zu  geben,  sie  nimmt  in  bestimmten 
Fällen  an  dieser  auch  aktiv  teil.  Denn  sie  schließt  Verträge  ab,  er- 
teilt Prozeßvollmacht,  bewilligt  Kredite,  beschließt  Erwerbung  oder 
Verzicht  auf  die  Erwerbung  von  Immobilien  in  Zwangsliquidationen, 
wenn  der  Übernahmspreis  6000  Franken  nicht  übersteigt,  ebenso 
die  Wiederveräusserung  von  solchen  Immobilien.  Sie  kann  end- 
lich den  Beitritt  zu  Nachlaßverträgen  erklären,  aber  auch  wieder 
unter  dem  Vorbehalt,  daß  der  Ausfall  für  die  Bank  3000  Franken 
nicht  überschreitet. 

Die  Bankkommission  überwacht  die  gesamte  Geschäftsführung 
und  hat  die  Pflicht  einzuschreiten,  wenn  dies  im  Interesse  der 
Bank  notwendig  ist. 

Den  Kompetenzen  des  Bankrates  sind  also  nicht  allzu  weite 
Grenzen  gezogen;  sie  gehen  aber  jedenfalls  so  weit,  als  man  eben 
bei  einem  nicht  ständig  sitzenden,  vielfach  aus  nicht  fachmännisch 
gebildeten  Leuten  zusammengesetzten  Kollegium  gehen  kann. 

Das  Verwaltungspersonal  wird  vom  Verwaltungsrate  und 
von  der  Bankkommission  gewählt.*)  An  der  Spitze  steht  ein  von 
der  Zentralbehörde  ernannter  Direktor,  der  Mitglied  der  Genossen- 
schaft sein  muß.  Seine  Pflichten  unterscheiden  sich  nicht  wesent- 
lich von  denjenigen    eines  jeden  Bankdirektors;    er   hat   die   vor- 


*)   §  22.    Die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  des  Verwaltungsrates  sind: 

lit.  c.  Wahl  der  Beamten  und  Festsetzung  ihrer  Besoldung  und 
Kautionsleistung;  der  Verwaltungsrat  bestimmt,  welche  An- 
gestellte als  Beamte  zu  betrachten  sind. 

§  36.    Die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der  Bankkommission  sind: 
lit.  e.  Wahl  der  Angestellten; 

lit.  f.  Ausübung  des  Vorschlagsrechtes  für  die  vom  Verwaltungs- 
rate zu  wählenden  Beamten. 
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kommenden  Geschäfte  nach  Maßgabe  der  bestehenden  Regulative 
zu  behandeln.  Er,  wie  auch  die  meisten  anderen  Beamten  sind 
kautionspflichtig.  Soweit  dies  nicht  Sache  der  Zentralbehörden  ist, 
wird  die  Höhe  der  Kautionen  von  der  Bankkommission  bestimmt; 
die  Kautionen  selbst  werden  bei  der  Zentralstelle  deponiert. 

Die  Kontrolle  des  Geschäftsbetriebes  und  der  einzelnen  Be- 
amten wird  durch  besonders  dazu  bestellte  Revisoren  ausgeübt, 
deren  Zahl  nach  Bedürfnis  festgesetzt  wird.  Ihnen  liegt  nament- 
lich die  Prüfung  des  Rechnungsabschlusses  ob;  im  übrigen  haben 
sie  das  Recht,  jederzeit  Einsicht  in  den  Geschäftsgang  und  die 
Geschäftsbücher  zu  nehmen,  also  Kompetenzen,  die  weit  über 
die  gesetzlichen  Minimalanforderungen  für  die  Kontrolle  hinaus- 
gehen. . 

Die  Organe  der  Kreisbanken  und  die  Zentralorgane  greifen 
also  vielfach  ergänzend  ineinander  ein.  Die  Einrichtung  gipfelt  in 
dem  Prinzipe,  einem  jeden  Organe  den  regelmäßigen  Betrieb  inner- 
halb gewisser  Grenzen  und  nach  bestimmten  Regulativen  selb- 
ständig zu  überlassen,  aber  die  geringste  Abweichung  vom  regu- 
lären Bankbetriebe  einem  anderen  Organe  wenigstens  zur  Mei- 
nungsäußerung zu  übergeben.  So  sehen  wir  beispielsweise,  daß 
der  Direktor  der  Kreisbank  die  rein  kaufmännischen  Bankgeschäfte 
nach  den  ihm  vorgeschriebenen  Grundsätzen  durchaus  selbständig 
leitet.  Sobald  sich  aber  in  diesem  Geschäftsbetriebe  Kompli- 
kationen ergeben,  wenn  also  z.  B.  Verluste  entstehen,  Nachlaß- 
verträge, oder  Erwerbungen  von  Immobilien  notwendig  werden, 
muß  die  Bankkommission  eingreifen.  Aber  auch  das  Operations- 
feld dieser  letzteren  ist  begrenzt.  Sowie  die  Komplikationen 
größeren  Umfang  annehmen,  geht  die  Entscheidung  an  die  Zentral- 
behörden über. 
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.?  15.   Das  Vereinsgericht. 

Die  Gründer  der  Volksbank  in  Bern  hatten  noch  ein  weiteres 
Organ  vorgesehen,  das  aber  nur  bis  zur  Umwandlung  in  die 
Schweizerische  Volksbank  bestanden  hat:  das  Vereinsgericht. 

Das  Vereinsgericht  sollte  einmal  bei  Differenzen  zwischen 
den  einzelnen  Organen  der  Genossenschaft  eingreifen.  Es  sollte 
dann  namentlich  aber  auch  den  Mitgliedern  des  Vereines  bei 
Streitigkeiten  mit  andern  Genossenschaftern  den  langsamen  und 
kostspieligen  ordentlichen  Prozeßweg  ersparen,  indem  es  ihnen 
Gelegenheit  gab,  Differenzen  durch  ihre  Mitgenossen  aburteilen 
zu  lassen  und  so  quasi  auf  friedlichem  Wege  zu  erledigen. 
Die  Gründer  hofften  ursprünglich  noch  mehr;  sie  dachten,  daß 
gute  Erfolge  unter  den  Genossenschaftern  sogar  außerhalb  des 
Vereines  stehende  Personen  veranlassen  würden,  das  Vereinsgericht 
zur  Schlichtung  ihrer  Streitigkeiten  anzurufen. 

Um  nun  den  Genossenschaftern  einen  Appell  an  das  Vereins- 
gericht möglichst  empfehlenswert  erscheinen  zu  lassen,  wurden  die 
Mitglieder  des  Gerichtes  ohne  Ausnahme  dem  Gewerbestande  ent- 
nommen. Nur  der  Vorsitzende  war  juristisch  gebildet.  Warum 
nun  aber  das  Vereinsgericht  unter  den  Genossenschaftern  so  ge- 
ringe Beachtung  fand,  trotzdem  das  Gericht  ein  Jahrzehnt  hindurch 
Jahr  für  Jahr  neu  besetzt  wurde,  darüber  geben  die  Jahresberichte 
der  Genossenschaft  keinen  Aufschluß.  Möglicherweise  ist  es  ge- 
rade das  Überwiegen  des  juristisch  nicht  gebildeten  Elementes  ge- 
wesen, das  in  den  Genossenschaftern  kein  rechtes  Zutrauen  zu 
der  Einrichtung  aufkommen  ließ.  Vielleicht  sind  andere  auch 
durch  persönliche  Gründe  abgehalten  worden.  Es  ist  lediglich  zu 
konstatieren,  daß  das  Vereinsgericht  auch  nicht  ein  einziges  Mal 
in  den  Fall  gekommen  ist,  sich  zur  Entscheidung  oder  auch  nur 
Begutachtung  einer  Streitfrage  zu  versammeln,  so  daß  man  wohl 
mit  Recht  davon  abgesehen  hat,  dieses  Institut  in  die  Schweizerische 
Volksbank  zu  verpflanzen.*) 


*)    Auch  die  Volksbank   in  Winterthur  hatte   ein  Genossenschaftsschieds- 
gericht, das  aber  gleichfalls  niemals  in  Funktion  getreten  ist. 
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III. 


Der  Geschäftskreis  der  Schweizerischen  Volksbank. 


§  16.    Die  Geschäftszweige  der  Schweizerischen  Volksbank  und 

ihre  Einteilung. 

Schon  durch  die  Statutenrevision  vom  24.  Februar  1870 
wurde  die  Volksbank  in  Bern  zu  Bankoperationen  „aller  Art"  er- 
mächtigt, ohne  daß  diese  aber  vorläufig  des  näheren  umschrieben 
worden  wären.  Die  vierzigjährige  Entwicklung  von  der  einfachen 
Spar-  und  Leihkasse  bis  zur  Handelsbank,  die  in  fast  allen  Zweigen 
des  Bankgewerbes  tätig  ist,  ist  an  anderer  Stelle  in  ihren  wich- 
tigsten Phasen  verfolgt  worden;  hier  soll  im  Allgemeinen  ledig- 
lich der  gegenwärtige  Stand  und  Umfang  des  Geschäftes  ins  Auge 
gefaßt  werden. 

Laut  den  heutigen  Statuten  betreibt  die  Schweizerische  Volks- 
bank „alle  in  das  Bankfach  einschlagenden  Geschäftszweige",  ins- 
besonders: 

1.  Annahme  verzinslicher  Gelder  in  Kontokorrent,   als  Spar- 
einlagen,  Obligationen  (Kassascheine),  feste  Anleihen; 

2.  Gewährung  von  Dariehen  auf  Bürgschaft,  faust-  und  grund- 
pfändliche  Sicherheit; 

3.  Diskonto  und  Inkasso  von  Wechseln  auf  die  Schweiz  und 
auf  das  Ausland; 

4.  Eröffnung    von   Kontokorrent-    und   Akzeptationskrediten 
gegen  Bürgschaft,  faust-  und  grundpfändliche  Sicherheit; 

5.  An-  und  Verkauf  von  Wertschriften  für  eigene  und  fremde 

Rechnung; 

6.  Übernahme  von  Vermögensverwaltungen; 

7.  An-  und  Verkauf  von  Edelmetallen; 

8.  Übernahme  und  Vermittlung  von  Anleihen  und  Beteiligung 
an  Syndikaten; 

9.  Aufbewahrung  von  Titeln  und  Wertsachen ; 
10.  Beschaffung  von  Informationen. 
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Unter    Durchführung     der    üblichen    Einteilung    der    Bank- 
geschäfte in  drei  Gruppen  gehören  zu  der  Kategorie  der 

Passivgeschäfte  die  unter  Nummer  i  angeführten  ver- 
schiedenen Arten  der  Annahme  von  verzinslichen  Geldern; 

zur  Kategorie  der 

Aktivgeschäfte  die  unter  Nummer  2,  3  und  4  angeführten 
Geschäftszweige,  mit  Ausnahme  der  unter  die  dritte  Gruppe 
fallenden  Wechselinkassi. 

Endlich  zur  Kategorie  der 

indifferenten  Geschäfte  die  übrigen  angeführten  Ge- 
schäftszweige. 
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§17.    Die  Passivgeschäfte. 

Das  Charakteristikum  dieser  Geschäfte  liegt  darin,  daß  das 
Verhältnis  der  Bank  zum  Kunden  dasjenige  der  Schuldnerin  zum 
Gläubiger  ist.  Die  weitere  Einteilung  der  Passivgeschäfte  ergibt 
sich  aus  der  Länge  der  Zeit,  für  welche  der  Kunde  der  Bank 
sein  Kapital  zur  Verfügung  stellt.  Von  den  Passivkap.tal.en  .st  m 
nicht  geringem  Maße  der  Umfang  der  Aktivgeschäfte  abhängig, 
und  im  Allgemeinen  bildet  die  absolute  Höhe  des  Passivkapitales 
und  mehr  noch  das  relative  Verhältnis  der  eigenen  zu  den  frem- 
den Kapitalien  den  besten  Maßstab  für  das  Vertrauen,  das  eine 
Bank  beim  Publikum  genießt.  -  Wir  wenden  uns  jetzt  der  Be- 
trachtung der  einzelnen  Zweige  dieser  Kategone  zu. 

A. 

Die  Annahme  verzinslicher  Gelder  in  Kontokorrent. 

Man  bezeichnet  diesen  Geschäftszweig  gemeinhin  als  Depo- 
sitengeschäft.   Es  handelt  sich  dabei  um  die  Übergabe  von  Kapi- 
talien an  die  Bank,   über  die  jeder  Zeit  zu  verfügen  der  Kunde 
sich    das   Recht    vorbehält.     In   Ausnahmsfällen    wird    auch    eme 
Kündigungsfrist  vereinbart;    auch    behält   sich    die   Bank   vor,   in 
außerordentlichen  Fällen"  Zahlungsfristen   bis  auf  sechs  Monate 
festzusetzen.    Es  ist  anzunehmen,  daß  die  Bank  von  diesem  Rechte 
nie  Gebrauch  machen  wird,  es  sei  denn,  daß  beispielsweise  infolge 
einer  allgemeinen  Geldkrisis  auch  andere  Banken  zu  ähnlichen  Maß- 
nahmen gezwungen  sind.    Die  Auswahl  der  Aktivgeschäfte,  welche 
die  Bank   mit  dem  ihr  so  zur  Verfügung  gestellten  Kapital  unter- 
nehmen  kann,   ist   daher  für   sie   sehr   beschränkt,   da  sie   einen 
verhältnismäßig  bedeutenden  Teil  dieser  Gelder  stets  verfügungs- 
bereit halten  muß.    Daraus  ergibt  sich,  daß  die  Verzinsung  dieser 
Gelder  verhältnismäßig  niedrig  sein  muß.  Für  1908  hat  sie  sich  etwas 
über  3  »/o  erhoben  (3,346  »/o).   In  Wirklichkeit  reduziert  sich  dieser 
Zinssatz  noch  ganz  erheblich  dadurch,  daß  die  Bank  den  Kunden 
Provisionen  anrechnet,  teils  auf  dem  Gesamtumsatz,  teils  auf  den 
einzelnen  Posten ;  effektiv  dürfte  daher  die  Zinsvergütung  für  diese 
Gelder  kaum  3  "jo  erreicht  haben. 
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Die   folgende 
dieses  Geschäftes: 


Tabelle   gibt  Aufschluss    über   die   Bedeutung 


Jahr 


Anzahl 
der  Konten 


1879 

33^ 

1880 

430 

1885 

M59 

1890 

2,194 

1895 

4,055 

1900 

5Ö92 

1905 

7,443 

1906 

8,468 

1907 

9,995 

1908 

1 1 ,040 

Verkehr  im  Soll 
und  Haben 

Fr.       7,675,088 
10,189,365 

55,594,509 

95,752,551 
152,761,742 

214,409,264 

297,826,606 

315,463,429 

369,594,120 

592,452,732 
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Saldo  der  Depositengelder 
per  Ende  des  Jahres 

Fr.         5ii»25i 

868,268 
3,243,312 
6,350,020 
12,038,296 
20,410,200 
29,178,864 
33,222,293 
38,026,342 

43,653,325 


,, 


,, 


i» 


,, 


»> 


»» 


,, 


,, 


Es  ist  leider  unmöglich,  die  Zahlen  anderer  Institute  zum 
Vergleiche  heranzuziehen,  denn  die  Bilanzen  der  Banken  sind 
durchaus  nicht  gleichartig  aufgestellt.  Bei  den  meisten  finden  wir 
nur  ein  Konto,  in  dem  Schuldner  und  Gläubiger  der  Bank  aufge- 
führt werden,  das  Kontokorrentkonto.  Ebenso  ist  der  angegebene 
Umsatz  in  der  Regel  der  Umsatz  aller  Kontokorrente.  Ferner  ver- 
meiden die  Banken*)  auch  übereinstimmend,  die  Anzahl  der  er- 
öffneten Konten  anzugeben,  so  daß  bei  ihnen  Schlüsse  mit  Bezug 
auf  Größe  und  Umsatz  in  den  einzelnen  Konten  nicht  gezogen 
werden  können. 

Bei  der  Schweizerischen  Volksbank  ist  nun  zu  konstatieren, 
daß  das  Durchschnittsguthaben  des  einzelnen  Kunden  weniger  als 
4000  Franken  beträgt  (ca.  3954  Franken)  und  unter  den  Umständen 
ist  es  auch  ganz  begreiflich,  daß  der  Umsatz  verhältnismäßig  bei 
weitem  nicht  die  Summen  erreicht,  wie  beispielsweise  bei  der 
Basler  Handelsbank,  die  für  1908  einen  Totalverkehr  von  2127 
Millionen  nachweist.  Die  Volksbank  dehnt  ihren  Kontokorrent- 
verkehr auf  die  weitesten  Kreise  aus  und  scheint  dabei  im  In- 
teresse ihrer  Klienten  weniger  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Um- 
satzes oder  des  Guthabens  zu  nehmen.  Größere  Handelsbanken 
stipulieren  im  Gegensatze  zu  diesem  Prinzipe  namentlich  gerne 
Minimalumsätze,  d.  h.  sie  sichern  sich  das  Recht,  eine  Provision 
unter  allen  Umständen  von  einem  solchen  zu  berechnen. 


*)   die  Handelsbanken;   anders  z.  B.  die  Zürclier  Kantonalbank. 
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Unter  den  einzelnen  Kreisbanken  weist  Zürich  den  stärksten 
Kontokorrentverkehr  mit  1570  Kunden  und  einem  Umsätze  von 
über  80  Millionen  Franken  auf.  Nach  der  Zahl  der  eröffneten 
Konten  wird  Zürich  übertroffen  von  St.  Gallen  mit  2312  Konten, 
deren  Totalumsatz  sich  aber  nur  auf  etwa  15  — 16  Millionen 
Franken  beläuft.  Basel  weist  auf  1069  Konten  einen  Verkehr 
von  über  58  Millionen  Franken  nach,  während  Bern  Ende  1908 
1130  Konten  eröffnet  hatte  mit  einem  Totalumsatze  von  fast  76 
Millionen  Franken. 

Die  Kontokorrentbedingungen  werden  von  den  einzelnen 
Bankkommissionen  für  ihre  Kreisbanken  besonders  festgesetzt. 
Eine  jede  Filiale  kann  daher  nach  ihren  individuellen  Bedürf- 
nissen und  denjenigen  ihrer  Mitglieder  selbständig  vorgehen; 
die  Generaldirektion  wird  allerdings  dafür  zu  sorgen  haben,  daß 
die  Bedingungen  an  den  einzelnen  Plätzen  nicht  gar  zu  große 
Differenzen  von  einander  aufweisen. 

B. 

Die  Annahme   verzinslicher  Gelder   als  Spareinlagen. 

Dieser  Geschäftszweig  war  ursprünglich  als  einziges  Passiv- 
geschäft der  Bank  gedacht,  und  zwar  sollten  sowohl  Mitglieder 
als  auch  Nichtmitglieder  zu  Einlagen  berechtigt  sein.  Erstere 
sollten  immerhin  vor  den  letzteren  bevorzugt  werden,  in  der 
Weise,  daß  man  ihnen  einen  höheren  Zins  gewährte  als  jenen. 
Dieses  Prinzip  ist  auch  in  der  Tat  bis  in  die  neueste  Zeit  durch- 
geführt worden,  und  noch  der  Jahresbericht  von  1902  nennt  be- 
sondere Zinsbedingungen  für  Mitglieder  und  Nichtmitglieder. 

Das  Vorgehen  der  Kreisbanken  war  übrigens  nicht  einheit- 
lich, denn  auch  die  Festsetzung  der  Bedingungen  für  die  An- 
nahme von  Sparkassageldern  fiel  in  den  Machtbereich  der  ein- 
zelnen Kreisbankkommissionen.  Schon  einige  Jahre  vor  1902  ist 
zu  beobachten,  daß  manche  Kreisbanken  bei  der  Verzinsung  von 
Sparkassaguthaben  keinen  Unterschied  zwischen  Mitgliedern  und 
Nichtmitgliedern  mehr  machen.  Jedenfalls  hatte  hier  die  Kon- 
kurrenz anderer  Institute  Wandel  geschaffen:  die  Volksbanken 
waren  genötigt,  in  der  Zinsvergütung  auf  der  gleichen  Höhe  zu 
bleiben,  wie  ihre  Konkurrenten ;  eine  banktechnisch  richtige  An- 
lage der  Sparkassagelder  warf  nun  wohl   nicht   mehr   so  viel    ab. 
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um  den  Mitgliedern  noch  besondere  Vorzüge  einräumen  zu  können. 
Vielleicht  spielt  in  der  Gleichstellung  auch  die  Rücksichtnahme 
auf  eine  leicht  verständliche  Antipathie  der  Nichtmitglieder  gegen 
Ausrichtung  einer  höheren  Vergütung  an  Mitglieder  eine  Rolle; 
sind  doch  die  Leistungen  beider  die  gleichen,  tragen  doch  beide 
das  nämliche  Risiko !  Es  ist  daher  vielleicht  anzunehmen,  daß  in 
absehbarer  Zeit  allgemein  mit  dem  Prinzipe  der  verschiedenen 
Behandlung  gebrochen  werden  wird.  Wo  noch  Unterschiede  ge- 
macht werden,  wie  z.  B.  bei  der  Kreisbank  in  Winterthur,  sind 
diese  sehr  gering  und  betragen  selten  mehr  als  7^  7»  ^^  Jahre. 

So  wurden  im  vergangenen  Jahre  (1908)  die  Einlagen  der 
Mitglieder  im  Durchschnitte  verzinst  mit  3,931  %,  die  der  Nicht- 
mitglieder mit  3,860%.  Diese  Ziffern  verhalten  sich  wie  100:98,2 
zu  einander.  Im  Jahre  1905  waren  die  entsprechenden  Zahlen 
3,579 7o  und  3,40570,  was  einem  Verhältnis  von  100:95,14  ent- 
spricht. Im  großen  ganzen  ist  eine  Tendenz  zur  Annäherung  un- 
verkennbar. 

Die  nachstehende  Tabelle  gibt  Auskunft  über  die  Entwick- 
lung des  Sparkassageschäftes  bei  der  Schweizerischen  Volksbank : 

Jahr 


Jahr 


1869 

1879 
1880 

Einleger 


Zahl  der  Einleger  Total  der  Einlagen 

(Mitglieder  und  Nichtmitglieder  zusammen) 

Fr.        22,417 

4687  „    5.o33»979 

1140  „    2,586,794 


Mitglieder 


Einlagen 
Fr. 

1,847,762 

2,627,245 

4,215,185 

7,290,805 
13,461,925 
13,905,918 
15,221,311 
16,823,690 

Zahl  der  Einleger  und  Betrag  der  Einlagen  haben  also  von 
Jahr  zu  Jahr  eine  erfreuHche  Vermehrung  gezeigt.  Die  einzige 
Ausnahme  bildet  das  Jahr  1880,  das  erste  Geschäftsjahr  unter  der 
neuen  Flagge  „Schweizerische  Volksbank".    Der  Geschäftsbericht 


1885 

1,035 

1890 

1,890 

1895 

2,904 

1900 

5,253 

1905 

8,118 

1906 

8,924 

1907 

9,854 

1908 

10,319 

Nichtmitglieder 

Einleger 

Einlagen 

Fr. 

6,331 

4,953,573 

9,913 

8,019,045 

17,313 

12,758,259 

29,396 

20,539,341 

45,068 

34,163,597 

49,030 

36,312,058 

54,589 

39,989,977 

59,761 

46,277,691 
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geht  recht  leicht  über  diese  Verminderung  hinweg.  Das  mit 
,, Spareinlagen"  überschriebene  Kapitel  enthält  nichts  weiter  als 
das  nackte  Zahlenmaterial,  während  in  dem  allgemeinen  Geschäfts- 
berichte dieser  Rückgang  noch  begrüßt  wird !  Man  klagt  darin 
zunächst  über  „une  surabondance  des  capitaux  comme  nous  n'en 
avions  jamais  eue,  une  Stagnation  dans  le  commerce  et  l'industrie", 
um    einige  Zeilen   weiter   unten   fortzufahren:    ,,Far   l'abaissement 

du  taux  d'interets  pour  les  comptes  d'epargne  • nous  avons 

reussi  quelque  peu  ä  mettre  un  frein  ä  cette  affluence  de  capi- 
taux." Schließlich  wird  sogar  noch  angekündigt:  ,,nous  nous  reser- 
vons  cependant  de  prendre  encore  d'autres  decisions  ä  ce  sujet." 
Ob  dieser  Optimismus  angesichts  des  Austrittes  von  über  75  ^/o 
der  Einleger  mit  annähernd  der  Hälfte  der  Einlagen  wirklich 
von  Herzen  kam,  mag  hier  dahingestellt  bleiben. 

Ein  Vergleich  mit  den  übrigen  Handelsbanken  ist  auch  hier 
unmöglich,  teils,  weil  diese  das  Sparkassageschäft  überhaupt  nicht 
betreiben,  teils,  weil  sie  über  Art  und  Höhe  der  Spareinlagen 
keine  Veröffentlichungen  bringen.  Vielleicht  verdient  erwähnt  zu 
werden,  daß  die  Zürcher  Kantonalbank  Ende  1908  132,346  Spar- 
kassahefte ausgegeben  hatte,  und  daß  der  Durchschnittsbetrag  pro 
Heft  sich  über  507  Franken  erhob.  Bei  der  Volksbank  belief  sich 
um  den  gleichen  Zeitpunkt  das  durchschnittliche  Sparkassaguthaben 

eines  Mitgliedes  auf  1630  Franken, 

eines  Nichtmitgliedes  auf  774  Franken. 

Im  Sparkassageschäfte  steht  die  Zentralbank  an  führender 
Stelle,  was  durch  historische  Gründe  leicht  zu  erklären  ist.  Bern 
zählt  fast  15,500  Einleger  mit  über  13,9  Millionen  Franken  Gut- 
haben. Zürich  folgt  mit  13,750  Einlegern  mit  etwa  10,1  Millionen 
Franken  Guthaben.  Genf  zeichnet  sich  durch  den  hohen  Durch- 
schnitt der  Einlagen  der  Mitglieder  aus,  nämlich  fast  2800  Franken 
pro  Mitglied;  auch  die  Einlagen  der  Nichtmitglieder  stehen  weit 
über  dem  Durchschnitte. 

In  den  kleineren  Landgemeinden  bildet  das  Sparkassageschäft 
einen  der  Hauptzweige  der  Volksbanken,  und  bei  mancher 
Kreisbank  wird  nicht  weniger  als  Ys  —  V^  ^^^  Totalsumme  an 
Passivkapitalien  durch  dasselbe  gestellt.  In  den  großen  Städten 
nimmt  es  an  verhältnismäßiger  Bedeutung  ab,  einmal,  weil  die 
Kreisbanken  daselbst  viel  mehr  den  Charakter  von  Handelsbanken 
als  den  von  Sparkassen  besitzen   und  wahrscheinlich  auch  infolge 
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der  größeren  Zahl  von  Instituten,  unter  denen  dem  Sparenden  die 
Auswahl  offen  steht.  Viele,  namentlich  unter  den  „kleinen"  Spa- 
renden, geben  erfahrungsgemäß  ohne  jede  weitere  Erwägung  der 
Bank  den  Vorzug,  die  ihnen  die  größte  Sicherheit  zu  bieten 
scheint.  So  haben  gerade  im  Sparkassawesen  Institute,  hinter 
denen  die  staatliche  Garantie  steht,  vor  den  anderen  stets  einen 
nicht  zu  unterschätzenden  Vorsprung. 

C. 

Die  Annahme   verzinslicher  Gelder  gegen  Obligationen. 

„Der  oberste  Grundsatz  jeder  Bankpolitik  muß  lauten  :  die 
Bank  darf  keinen  anderen  Kredit  gewähren,  als  sie  selbst  em- 
pfangen hat."  (Helfferich.)  Der  Bankgewinn  ist  zum  Teil  ein  Dif- 
ferenzialgewinn  zwischen  dem  Satz,  zu  welchem  der  Bank  Kapi- 
talien zur  Verfügung  gestellt  worden  sind,  und  der  Rate,  zu  der 
sie  selbst  das  Geld  weiter  ausleihen  kann.  Sind  der  Bank  die 
Kapitalien  nur  auf  kurze  Frist  übergeben  worden,  so  darf,  nach 
dem  oben  angeführten  Grundprinzipe,  sie  selbst  damit  keine  an- 
deren als  kurzfristige  Kreditgeschäfte  machen,  bei  denen  auf  eine 
hohe  Rendite  nicht  zu  rechnen  ist. 

Eine  wichtige  Aufgabe  für  jede  Bankleitung  ist  daher,  sich 
Kapitalien  zu  beschaffen,  die  ihr  nicht  jederzeit  oder  schon  nach 
Ablauf  einer  kurzen  Kündigungsfrist  wieder  entzogen  werden 
können.  In  dem  Maße  der  Bank  dies  gelingt,  ist  sie  auch  be- 
fähigt, bedeutende  Geschäfte  zu  unternehmen,  deren  Abwicklung 
sich  vielleicht  über  einen  bedeutenden  Zeitraum  erstreckt.  Nicht 
minder  können  derartige  Kapitalien  aber  auch  zur  Erhöhung  von 
kurzfristigen  Anlagen  dienen. 

Die  Mehrzahl  der  schweizerischen  Bankinstitute  beschafft  sich 
Kapitalien  für  längere  Termine  durch  Ausgabe  von  sogenannten 
Kassaobligationen.  Diese  sind  während  einer  bestimmten  Frist  für 
Schuldner  und  Gläubiger  fest,  und  können  nach  deren  Ablauf  von 
jeder  der  beiden  Seiten  gekündigt  werden.  Diese  Zeit  beträgt 
selten  weniger  als  zwei,  oder  mehr  als  sieben  Jahre,  nur  bei  Hy- 
pothekenbanken gelegentlich  auch  bis  zu  zehn  Jahren,  der  Regel 
nach  drei  bis  fünf  Jahre. 

Es  ist  jedenfalls  ein  Fehler,  wenn  Banken  —  Hypotheken- 
institute  natürlich    ausgenommen    —   um   ihren  Obligationen  eine 
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größere  Anziehungskraft  auf  das  Publikum  zu  verleihen,  die  Frist, 
während  welcher  sie  unkündbar  sind,  auf  mehr  als  drei  Jahre  aus- 
dehnen, es  sei  denn,  daß  es  sich  um  eine  Emission  zu  einem  sehr 
niedrigen  Prozentsatz  handle.  Wenn  auch  zu  Zeiten  eines  stei- 
genden Zinsfußes  verhältnismäßig  niedrig  verzinsliche  Obligationen 
den  Banken  die  Möglichkeit  einer  sehr  schönen  Rendite  der  Aktiv- 
anlagen eröffnen,  so  haben  die  Banken  doch  auch  jederzeit  mit 
der  entgegengesetzten  Möglichkeit  zu  rechnen.  Viele  Banken,  da- 
runter auch  die  Schweizerische  Volksbank,  haben  während  des 
ersten  Quinquenniums  der  8oer  Jahre,  zur  Zeit  eines  zurückgehenden 
Zinsfußes  sehr  unangenehme  Erfahrungen  mit  Kassenobligationen 
gemacht,  deren  Verzinsung  über  der  allgemeinen  Diskontrate  statt- 
zufinden hatte,  und  die  weder  zur  Rückzahlung  noch  zu  einer 
Konversion  kündbar  waren. 

Auch  bei  diesen  Obligationen  huldigte  man  zuerst  dem  Prin- 
zipe,  den  Mitgliedern  durch  Gewährung  eines  höheren  Zinsfußes 
einen  Vorteil  vor  den  Nichtmitgliedern  einzuräumen.  Die  Zins- 
differenz betrug  in  den  siebziger  Jahren  zumeist  Ya  %,  um  dann 
auf  etwa  ^ji  ^/o  zu  sinken.  Fanden  etwa  Zessionen  von  Milglieder- 
obligationen  an  Nichtmitglieder  statt,  so  wurden  allfällig  zu  viel 
bezahlte  Zinsen  bei  der  Rückzahlung  der  Obligationen  am  Kapital 
in  Abzug  gebracht.  Mit  der  Zunahme  der  Ausgabe  von  derartigen 
Obligationen  bedingte  die  Zweiteilung  größere  Schwierigkeiten, 
so  daß  man  schon  in  den  neunziger  Jahren  von  ihr  abkam. 


ahlenmäß 

ige  Entwicklung 

stellt  sich  wie  folgt  dar 

Jahr 

Anzahl 

Betrat 

1  der  Obligationen 

am 

Ende  des  Jahres 

1870 

52 

Fr. 

54,700 

1875 

999 

9 

1,413,500 

1879 

1,893 

» 

3,176,000 

1880 

2,665 

» 

3,738,000 

1885 

3,314 

» 

4,949,400 

1890 

6,736 

9» 

10,704,000 

1895 

12,950 

» 

20,086,500 

1900 

39,315 

» 

55,494,500 

1905 

51,833 

» 

79,480,500 

1906 

62,183 

n 

95,057,600 

1907 

77,868 

» 

119,362,500 

1908 

90,655 

» 

138,370,500 
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Im  Jahre    1908    betrug    die   mittlere  Verzinsung   der   Kassa- 
obligationen der  Schweizerischen  Volksbank  4,04270. 

Diese  Zahlen,  die  das  Bild  einer  kräftigen  Entwicklung  geben, 
erhalten  eine  erhöhte  Bedeutung  durch  Vergleichung  mit  den  ent- 
sprechenden Ziffern  der  übrigen  schweizerischen  Großhandelsbanken. 
Am  31.  Dezember   1908  belief  sich  bei  folgenden  Banken 


Bank  in  Winterthur  .  .  . 
Basler  Handelsbank    .     .     . 

Leu  &  Co.,  A.  G 

Eidgenössische  Bank  A.  G. 
Schweizerischer  Bankverein 
Schweizerische  Kreditanstalt 
Zürcher  Kantonalbank    .     . 


das  Total  der 
Kassaobligationen 

Fr.  22,853,400 
„  13,015,500 
„  104,684,000 
„  40,415.885 
49,087,200 
68,344,000 
„     194,085,500 


auf: 


die  durchschnittliche 
Verzinsung 


4,03 

? 


Vo 


3 '9  5  3  7o 
4,01970 

4,01970 

4,00 


Vo 


,866  ^^o 


Die  Schw^eizerische  Volksbank  verfügt  also  über  ein  Obli- 
gationenkapital, das  nur  durch  dasjenige  einer  einzigen  anderen 
Bank,  bei  der  ganz  besondere  Verhältnisse  vorliegen,  übertroffen 
und  nur  von  dem  eines  zweiten  Institutes,  einer  Hypothekarbank, 
annähernd  erreicht  wird.  Was  die  Zinsverhältnisse  anbelangt,  so  sind 
diese  bei  allenBanken  so  ziemlich  gleich.  Am  günstigsten  ist  wiederum 
die  durch  Staatsgarantie  gestützte  Bank  gestellt.  Bei  der  Basler 
Handelsbank,  deren  Bericht  sich  in  keiner  Weise  durch  besondere 
Ausführlichkeit  auszeichnet,  war  die  Höhe  der  durchschnittlichen 
Verzinsung  des  Obligationenkapitales  leider  in  keiner  Weise  zu  er- 
mitteln. Bei  der  Eidgenössischen  Bank  und  beim  Schweiz.  Bank- 
verein mußte  die  Höhe  der  Verzinsung  auf  Basis  der  Obligationen- 
ausgabe am  31.  Dezember  1908  ausgerechnet  werden,  während 
die  übrigen  Ziffern  auf  Grund  der  durchschnittlichen  Größe  der 
Kassaobligationenverpflichtungen  während  des  Jahres  durch  die 
Banken  selbst*)  ermittelt  worden  sind. 


*)    Vgl.  die  einzelnen  Jahresberichte. 


) 


r^ 


§  18.  Das  Verhältnis  der  eigenen  zu  den  fremden  Kapitalien. 

Bei  der  Genossenschaft  haben  wir  es  mit  zwei  variablen 
Größen  zu  tun,  dem  eigenen  Gesellschaftskapital  und  den  fremden, 
aus  Passivgeschäften  herrührenden  Kapitalien.  Es  ist  bereits  früher 
auf  den  Gegensatz  der  Genossenschaft  zur  Aktiengesellschaft  hin- 
gewiesen worden.  Zwar  ist  bei  der  Aktiengesellschaft  eine  Ver- 
änderung des  Aktienkapitales  auch  nicht  unmöglich,  aber  sie  ist 
an  gewisse  Förmlichkeiten  gebunden  und  vollzieht  sich  in  voller 
Öffentlichkeit,  zumal,  wenn  es  sich  um  eine  Herabsetzung  des 
Gesellschaftskapitales  handelt.  Bei  der  Genossenschaft  vollzieht  sich 
Vermehrung  und  Verminderung  des  Genossenschaftskapitales  ohne 
jede  Formalität:  kein  Beschluß  einer  Generalversammlung,  keine  An- 
meldung beim  Register  ist  erforderlich.  Unter  diesen  Umständen 
ist  bei  ihr  die  Möglichkeit  entsprechend  größer,  daß  die  eigenen 
und  fremden  Kapitalien  in  ein  Mißverhältnis  zu  einander  geraten. 

Welches  ist  nun  aber  das  richtige  Verhältnis.?  Man  hat  — 
wie  schon  weiter  oben*)  ausgeführt  —  für  die  deutschen  Kredit- 
genossenschaften die  Frage  in  der  Weise  beantw^ortet,  daß  man 
für  die  erste  Zeit  nach  der  Entstehung  eine  Relation  von  ungefähr 
I  :  10  für  zulässig  erklärte,  die  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  sich 
aber  auf  etwa  i  :  2  reduzieren  solle.  Diese  Zahlen  haben  jedoch 
nur  eine  Art  Durchschnittswert  und  können  auf  die  einzelne  Unter- 
nehmung nicht  ohne  weiteres  Anwendung  finden;  es  wird  ganz 
von  der  Art  des  Geschäftsbetriebes  abhängen,  in  welchem  Umfange 
fremdes  Kapital  neben  das  der  Genossenschaft  treten  darf. 

Die  hier  in  Betracht  kommenden  Zahlen  für  die  Schweizerische 
Volksbank  sind: 


Eigene  Kapitalien 

Fremde  Kapitalien 

Prozentsatz 

Dividende 

nach  Abschluss 

des  Gewinn-  und 

Jahr 

Verlust 

-  Kontos 

Vo 

Vo 

1869 
1870    * 

7,932 

31,417 

21,5 

5 

29,158 

I  2  1 ,404 

24,02 

5 

1871 

69,399 

333,152 

20,83 

6 

1872 

137,938 

858,869 

16,06 

8 

1873 

226,199 

1,261,640 

17,93 

8 

1874 

335434 

2,369,215 

14,16 

8 

0   §4. 
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Eigene  Kapitalien 

Fremde  Kapitalien 

Prozentsatz 

Dividende 

nach  Abschluß  des  Gewinn-  und 

Jahr 

Verlust- 

-  Kontos 

Vo 

0/0 

1875 

472,960 

3,753,905 

12,59 

8 

1876 

594,923 

5,314,236 

11,19 

7 

1877 

970,326 

6,014,501 

16,13 

7 

1878 

1,164,279 

7,397'33i 

15,74 

8 

1879 

i  »363,863 

8,912,885 

15,30 

7 

1880 

I»  796,07  7 

11,454,530 

15,68 

5 

1881 

2,106,147 

11,547,122 

18,24 

5,25 

1882 

2,187,424 

12,667,098 

17,27 

5,5 

1883 

2,212,059 

11,614,774 

19,04 

3 

1884 

2,116,818 

12,750,509 

16,60 

5 

1885 

2,055,214 

14,235,460 

14,44 

7 

1886 

2,273,293 

17,216,459 

13,20 

6 

1887 

2,679,994 

18,853,162 

14,21 

6 

1888 

3,311,806 

20,438,101 

16,304 

7 

1889 

4,614,829 

23,060,690 

20,011 

7 

1890 

6,115,836 

27,998,102 

21,844 

7 

1891 

7.516,598 

30,047,221 

25,016 

5 

1892 

8,877,945 

36,580,428 

24,270 

4,5 

1893 

9,151,915 

37,033,255 

24,718 

4,5 

1894 

9,863,971 

44,536,190 

22,148 

5 

1895 

11,279,219 

49,248,740 

22,902 

5 

1896 

12,922,097 

59,047,974 

21,884 

5 

1897 

14,926,724 

68,249,708 

21,871 

5 

1898 

17,443,837 

78,497,198 

22,222 

5 

1899 

19,696,333 

90,835,588 

21,683 

5,5 

1900 

21,951,792 

103,723,846 

21,164 

6 

1901 

24,795,358 

113,109,885 

21,921 

5 

1902 

27,566,363 

118,923,187 

23,179 

5' 

1903 

30,445,483 

125,442,620 

24,589 

5 

1904 

34,363,757 

135,723,434 

25.319 

5 

1905 

38,274,253 

156,284,886 

24,490 

5 

1906 

42,184,392 

178,497,768 

23,633 

% 

1907 

45,894,893 

212,600,131 

21,587 

5,5 

1908 

50,039,422 

245,125,706 

20,413 

5.5 

Die  Zahlen  der  beiden  äußersten  Kolonnen  rechts  finden  auf 

der  folgenden  Tabelle  nochmals  eine  graphische  Darstel 

lung. 

Graphische  Darstellung  der  Dividenden, 

sowie  des  Verhältnisses  der  eigenen  zu  den  fremden  Kapitalien. 


1869  1870  1871  1872  1873  1874 


1875  1876  1877  1878 


187911880  1881 


1882  1883  1884 


1885  1886 


1887 


1888 


1889 


1890 


1891 


1892 


1893 


1894 


1895 


1896 


1897 


1898  1899 


1900 


1901 


1902 


1903  1904  1905 


1906 


1907 


1908 
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Seit  1889  hat  das  eigene  Kapital  der  Schweizerischen  Volks- 
bank nie  weniger  als  20  7o  des  fremden  betragen.  Dieses  Verhältnis 
ist  als  durchaus  genügend  zu  bezeichnen,  weil  die  Leihkapitalien 
in  vollem  Umfange  gesichert  erscheinen.  Daß  es  auch  in  der 
kaufmännischen  Praxis  als  genügend  angesehen  wird,  das  beweist 
die  jährliche  bedeutende  Zunahme  der  fremden  Kapitalien,  mit 
der  die  der  eigenen  allerdings  durchaus  Schritt  hält. 

Die  beigefügte  Tabelle  soll  auf  den  Einfluß  hinweisen,  den 
das  Verhältnis  des  eigenen  Kapitales  zum  fremden  auf  die  Höhe 
der  Dividende  ausübt  und  umgekehrt.  Theoretisch  ist  anzunehmen, 
daß,  je  größer  das  fremde  Kapital  im  Verhältnis  zum  eigenen  ist, 
desto  größer  auch  die  Dividende  für  das  letztere  werden  muß. 
Setzen  wir  den  Fall,  daß  zwei  Banken  mit  einem  Leihkapital  von 
je  50  Millionen  Franken  arbeiten,  Bank  A  mit  einem  eigenen  Ka- 
pitale von  10  Millionen,  Bank  B  mit  einem  solchen  von  20  Millionen, 
und  daß  das  Passivkapital  mit  durchschnitüich  4  7o  verzinst  werden 
muß,  in  Aktivgeschäften  aber  mit  6%  angelegt  werden  kann. 
Beide  Banken  machen  dann  den  nämlichen  Differenzialgewinn  von 
I  Million.  Für  Bank  A  bedeutet  dies  einen  Gewinn  von  10  7o 
des  eigenen  Kapitales,  für  Bank  B  einen  solchen  von  nur  5  7o. 
Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Bank  stets  eine  angemessene 
Verwertung  für  alle  ihr  übergebenen  fremden  Kapitalien  hat, 
scheint  demnach  eine  möglichst  große  Spannung  zwischen  eigenem 
und  aufgenommenem  Kapital  im  Interesse  der  Bank  zu  liegen. 
Für  den  Gläubiger  des  Institutes  bedeutet  aber  ein  derartiges 
Verhältnis  eine  nicht  zu  unterschätzende  Vergrößerung  seines  Ri- 
sikos, und  es  ist  anzunehmen,  daß  dem  übermäßigen  Anschwellen 
des  fremden  Kapitals  eine  natürliche  Grenze  gezogen  ist  durch 
die  Abneigung  des  Publikums  gegen  ein  sich  vergrößerndes  Ri- 
siko in  der  Anlage  seiner  Kapitalien. 

Bei  der  Schweizerischen  Volksbank  bildet  nun  die  Möglich- 
keit des  Eintrittes  von  neuen  Genossenschaftern  zu  jedem  Zeit- 
punkte einen  ungemein  wirksamen  und  eigenartigen  Regulator 
für  das  Verhältnis  der  beiden  Kapitalgruppen.  Als  unzweifelhaft 
ist  anzunehmen,  daß  der  Anreiz  zum  Beitritte  zu  der  Genossen- 
schaft durch  die  Höhe  der  Dividende  bedingt  wird,  die  die  Ge- 
sellschaft auszurichten  in  der  Lage  ist.  Steigt  beispielsweise  die 
Dividende  infolge  eines  unverhältnismäßig  großen  Zuströmens  von 
Leihkapital,   so  wird  die   natürliche    Folge    davon    ein  vermehrter 
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Andrang  zur  Mitgliedschaft  sein,  bis  die  Dividende  wieder  auf 
einer  normalen  Basis  angelangt  ist.  Sinkt  die  Dividende  dagegen 
für  einige  Jahre  unter  eine  gewisse  Höhe,  so  geht  die  Mitglieder- 
zahl zurück  oder  bleibt  wenigstens  ziemlich  konstant,  und  das  im 
Verhältnis  zum  eigenen  Kapital  wieder  größer  werdende  fremde 
Kapital  verhilft  dem  Unternehmen  zu  einer  besseren  Rendite  der 
verbliebenen  Kapitalien. 

Die  Bewegung  der  beiden  Linien  auf  den  Tabellen  vollzieht 
sich  daher  —  von  kleinen  Schwankungen  natürlich  abgesehen  — 
durchaus  entgegengesetzt.  Ein  Sinken  des  Verhältnisses,  wie  es 
in  den  Jahren  1870—1876  stattfand,  bringt  eine  Steigerung  der 
Rentabilität  hervor,  die  mit  dem  Anwachsen  des  Verhältnisses 
(1876— 1883)  wieder  abnimmt.  Nochmals  divergieren  die  beiden 
Linien  energisch  bis  1885—86,  um  sich  sodann  bis  1891  wieder 
zu  nähern.     Seitdem  verlaufen   sie  ziemlich  parallel  mit  einander. 

Diese  regulierende  Funktion  des  unbestimmten  Geschäfts- 
kapitales ist  jedenfalls  einer  seiner  größten  Vorzüge.  Der  Gefahr 
für  die  Gesellschaftsgläubiger,  daß  ihnen  während  einer  Zeit  an- 
dauernd ungünstigen  Geschäftsganges  durch  einen  massenhaften 
Austritt  der  Genossenschafter  und  der  damit  verknüpften  Reduktion 
des  Gesellschaftskapitales  eine  Vergrößerung  des  Risikos,  wenn 
nicht  gar  ein  Verlust  in  einer  allfälligen  Liquidation  erwachsen 
könnte,  dieser  Gefahr  ist  durch  §  43,  lit.  c  der  Statuten  der 
Schweizerischen  Volksbank  vorgebeugt  worden.  Erklärt  nämlich 
bis  zum  30.  Juni  eines  Jahres  1/3  der  Mitglieder  den  Austritt,  so 
ist  der  Gesamtheit  der  Genossenschafter  die  Frage  der  Liquidation 
zur  Urabstimmung  zu  unterbreiten.  Wird  diese  dann  beschlossen, 
so  sind  sämtliche  Genossenschafter  für  das  Liquidationsergebnis 
verantwortlich.  Ein  ungünstiges  Resultat  scheint  übrigens  gegen- 
wärtig angesichts  der  sehr  bedeutenden  Reserven  der  Genossen- 
schaft und  der  ungemein  gewissenhaften  und  vorsichtigen  Ge- 
schäftsführung so  gut  wie  ausgeschlossen. 
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§  19.  Die  Aktivgeschäfte  der  Schweizerischen  Volksbank. 

A. 

Das  Kreditgeschäft  im  Allgemeinen. 

Die  Schweizerische  Volksbank  wendet  den  überwiegend 
großen  Teil  der  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Kapitalien  dem 
Kredit-  und  Darlehensgeschäft  zu.  Aus  der  Bilanz  vom  31.  De- 
zember 1908  ergibt  sich,  daß  aus  einer  Totalbilanzsumme  von 
Fr.  316,077,419  nicht  weniger  als  Fr.  229,876,893,  d.  i.  72,73  ^o 
in  diesem  Geschäftszweige  Anlage  gefunden  hatten.  Um  einen 
festen  Funkt  zu  gewinnen,  von  dem  aus  sich  diese  Anlage  kritisch 
betrachten  läßt,  scheint  es  nicht  unangebracht,  die  Verhältnisse 
der  übrigen  schweizerischen  Großbanken  zum  Vergleich  heranzu- 
ziehen. Aus  den  Berichten  auf  den  31.  Dezember  1908  seien 
folgende  Zahlen  angeführt: 


Bank  in  Winterthur 
Basler  Handelsbank 
Leu  &  Co. 
Eidgen.  Bank 
Schweiz.  Bankverein 
Schweiz.  Kreditanstalt 


Total  der 
Bilanzsumme 

Fr-  97'739,898 
83,831,107 
174,086,918 
176,194,267 
385,298,212 

375'939»049 


?9 


>j 


j> 


jj 


Total  der  Vorschüsse, 

gedeckt  und  ungedeckt 

Fr.     59,947.628 

37,925,169 

153.259.586 

97,416,825 

234,735.148 

191.747756 


5J 


J? 


J) 


5» 


>> 


In  Prozenten 
der  Bilanz 

61,34 
45.24 
88,04 

55.30 
60,92 

51,01 


Aus  dieser  Aufstellung  ergibt  sich  zunächst,  daß  nur  eine 
Bank,  Leu  &  Co.,  im  Kredit-  und  Darlehensgeschäft  prozentuell 
noch  stärker  engagiert  ist,  als  die  Schweizerische  Volksbank.  Sie 
darf  aber  wohl  kaum  ohne  weiteres  zum  Vergleiche  herangezogen 
werden,  da  sie  in  erster  Linie  Hypothekenbank  ist  und  daher  die 
Darlehenserteilung  den  eigentlichen  Geschäftszweck  darstellt.  —  Von 
den  übrigen  Banken  kommt  keine  einzige  den  Zahlen  für  die  Schwei- 
zerische Volksbank  nahe,  da  die  Kreditanlagen  derselben  etwa 
zwischen  50  und  60  %  der  Bilanzsumme  schwanken.  Die  Schwei- 
zerische Volksbank  ist  somit  verhältnismäßig  weit  stärker  in  Kredit- 
erteilungen engagiert,  als  die  Mehrzahl  der  anderen  Handelsbanken. 
Die  Beantwortung  der  Frage,  in  welchem  Sinne  diese  Tatsache  zu 
interpretieren  sei,  hängt  einmal  ab  von  der  Rentabilität  und  so- 
dann von  der  Sicherheit  dieser  Kapitalanlage. 
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Die  Schweizerische  Volksbank  trennt  in  ihrer  Bilanz  „Kre- 
dite" und  „Darlehen".  Zu  der  ersteren  Gruppe  gehören  die  Vor- 
schüsse, welche  die  Bank  ihren  Geschäftsfreunden  in  laufender 
Rechnung  macht;  Voraussetzung  sind  also  hier  andauernde  ge- 
schäftliche Beziehungen,  ein  sogenanntes  Kontokorrentverhältnis.  — 
Unter  „Darlehen"  fallen  die  Vorschüsse,  die  an  Personen  gemacht 
werden,  die  nicht  in  einem  derartigen  Verhältnisse  zu  der  Bank 
stehen,  die  mit  ihr  lediglich  in  Beziehungen  treten,  um  ein  Dar- 
lehen zu  erhalten,  und  diese  in  der  Regel  wieder  abbrechen,  so* 
bald  sie  das  Darlehen  wieder  zurückbezahlen.  Die  Rentabilität 
dieser  beiden  Gruppen  ist  verschieden,  so  daß  die  seit  einigen 
Jahren  eingeführte  Trennung  der  Posten  sich  wohl  lohnt.  Im  All- 
gemeinen dürften  bei  gleicher  Rentabilität  und  Sicherheit  für  die 
Bank  Vorschüsse  in  Kontokorrent  vorteilhafter  sein.  Das  erhöhte 
Kapital,  das  dem  Kunden  zur  Verfügung  steht,  sollte  in  den 
meisten  Fällen  zu  einer  Vergrößerung  des  Geschäftsverkehres 
führen  und  der  Bank  durch  Diskont  oder  Inkasso  von  Wechseln 
usw.  vermehrte  Gelegenheit  zu  Provisionsverdienst  geben.  In  der 
folgenden  Tabelle  sind  diese  beiden  Gruppen  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Rentabilität  einander  gegenüber  gestellt: 

Ertrag  in  Prozenten 


der  Kredite 

der  Schuldscheine            < 

Jer  Darlehen 

1900 

5,640 

4,924 

5,200 

I90I 

5,182 

5,017 

4,943 

1902 

4,886 

4,784 

4,666 

1903 

4.880 

4,655 

4,659 

1904 

4,778 
4,748 

4,591 

4,585 

1905 

4,539 

1906 

4,950 

4,722 

1907 

5.153 

4,882 

1908 

4,978 

4,991 

Die  Verzinsung  dieser  Kapitalanlage  ist  für  die  Bank  relativ 
und  absolut  recht  befriedigend.  Lediglich  in  einem  einzigen  an- 
deren Geschäftszweige,  dem  Diskont  von  Wechseln,  ist  ein  relativ 
höherer  Gewinn  nachzuweisen,  und  aus  einem  Vergleich  mit  den 
Zinsposten  der  Aktivkapitalien  ergibt  sich  eine  Marge  von  etwa 
I  ®/o  für  die  Bank.  Dagegen  tritt  nunmehr  die  Frage  der  Sicher- 
heit dieser  Kapitalanlage  an  uns  heran. 


u 


% 


\ 
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Mit  Rücksicht  auf  diese  unterscheidet  man  gedeckte  und  un- 
gedeckte Kredite.  Von  dem  Gesamtbetrage  der  Kredite,  Darlehen 
und    Vorschüsse    waren    auf   den    31.   Dezember     1908    bei    den 

Schweizerischen  Handelsbanken 

gedeckt  ungedeckt 

Bank  in  Winterthur 50,63^0  49,3770 

Basler  Handelsbank }  ? 

Leu  &  Co }  ? 

Eidgenössische  Bank 70,03  7o  29,97  7o 

Schweizerischer  Bankverein    ....  65,30^0  34, 70  7» 

Schweizerische  Kreditanstalt   ...     .  65,20^0  34,80^0 

Bei  der  Schweizerischen  Volksbank  ergeben  sich  per  31.  De- 
zember 1908  folgende  Verhältnisse:  es  sind  durch  Bürgschaft,  Faust- 
oder Grundpfand,  oder  Kombinationen  unter  diesen  Möglichkeiten 

bei  Krediterteilungen  bei  Darlehen 

gedeckt:        97,8870  ioo,oo7o 

teilweise    gedeckt :.....  i  ,69  7o 

ungedeckt:         0,43  7o 

Als  „teilweise  gedeckt"  sind  hier  angenommen  die  Vorschüsse 
an  die  Mitglieder  gegen  Verpfändung  ihrer  Stammanteile  und  auf 
Personalkredit.  Es  ist  jedenfalls  kein  ungünstiges  Zeichen,  daß  von 
der  Gesamtsumme  der  Darlehen  und  Kredite  der  Bank  nicht  ganz 
1,3  7o  ^uf  diese  Art  Vorschüsse  entfallen.  Der  Prozentsatz  der 
ganz  ungedeckten  Anleihen  ist  verschwindend  gering  und  stellt 
sich  auf  0,33  7o  der  Gesamtsumme  der  Krediterteilungen  und  Dar- 
lehen. Die  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte  effektiv  in  Anspruch 
genommenen  ungedeckten  Kredite  machen  einen  noch  wesentlich 
geringeren  Prozentsatz  aus.  Ende  1908  waren  die  Saisonkredite 
tatsächlich  vielleicht  nur  zu  Y» — ^/a  benützt.  Trotz  ihrer  anscheinend 
recht  geringen  Bedeutung  muß  weiter  unten  auf  diese  beiden 
Kreditarten  noch  besonders  eingetreten  werden,  auf  den  Personal- 
kredit seiner  großen  wirtschaftlichen  Bedeutung  wegen,  auf  die 
Blankokredite,  weil  die  Aufnahme  derartiger  Geschäfte  in  den 
Geschäftskreis  der  Volksbank  durch  die  letzte  Statutenrevision 
einen  Schritt  von  höchster  Wichtigkeit  darstellt.   • 

Nicht  unwesentlich  ist  auch  eine  Untersuchung,  in  welcher 
Weise  die  Kredite  und  Darlehen  gedeckt  sind.  Der  Bericht  auf 
den  31.  Dezember  1908  veröffentlicht  darüber  folgendes:  es  waren 
gesichert 
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von  den  Krediten        von  den  Darlehen 

durch  Bürgschaft      .....  Fr.  25,465,448  Fr.  6,806,237 

„      Faustpfand „     69,324,503       „  12,456,087 

„      Grundpfand „     43,747,402       „  16,326,031 

„      Faustpfand    oder    Grund- 
pfand    verstärkt      durch 

Bürgschaft „     55»395.803       „  24,822,458 

Bei  den  Krediten  nimmt  als  Sicherung  das  Faustpfand  die 
erste  Stelle  ein,  namentlich  infolge  der  großen  Rolle,  die  es  in 
diesem  Geschäftszweige  in  Zürich  spielt.  Ähnlich,  wie  in  Zürich, 
liegen  die  Verhältnisse  auch  an  den  anderen  Haupthandelsplätzen, 
Basel,  St.  Gallen  und  Winterthur,  während  in  Bern  und  dann 
namentlich  in  den  ländlichen  Gegenden  die  Sicherung  durch  Grund- 
pfand, Hand  in  Hand  mit  der  gemischten  Sicherung,  den  ersten 
Platz  einnimmt. 

Es  bleibt  noch  zu  untersuchen,  wie  die  Deckung  sich  in  der 
Praxis  bewährt.  Bei  dem  Ziele,  das  die  Volksbank  im  Auge  hat, 
dem  kleinen  und  mittleren  Gewerbestand  unter  die  Arme  zu 
greifen,  darf  man  nicht  erwarten,  daß  die  Sicherheiten  sich  auf 
der  Höhe  von  Lombarddeckungen  bewegen.  Das  Maximum  der 
Vorschüsse,  die  im  regulären  Lombardgeschäft  gewährt  werden,  geht 
selten  über  750/0  des  Börsen  wertes  bei  Effekten,  oder  40 — 60^/0 
des  Marktwertes  bei  Waren  hinaus.  Es  ist  anzunehmen,  daß  die 
Schweizerische  Volksbank  solche  Grenzen  gerne  ziehen  wird,  wo 
es  geht;  wo  dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  läßt  sie  sich  nicht  die 
Hände  durch  sonst  übliche  Regeln  binden,  sondern  kommt  ihren 
Klienten  soweit  entgegen,  als  die  Bankkommission  oder  der  Ver- 
waltungsrat den  Umständen  nach  glauben  verantworten  zu  können. 
Daß  dabei  gelegendich  zu  hoch  gegriffen  wird,  ist  erklärlich.  So 
finden  wir,  daß  die  Bank  jedes  Jahr  eine  Reihe  von  Verlusten  zu 
verzeichnen  hat,  die  — ■  und  das  ist  lobend  anzuerkennen  —  in 
den  Jahresberichten  mit  voller  Offenheit  besprochen  werden.  Das 
Kreditgeschäft  während  der  letzten  10  Jahre  weist  folgendes  Bild  auf: 

Jahr  Total  alter  Vorschüsse        Zinsertrag  der  Vorschüsse       ^^JectLnÄn*^** 

1899  Fr.     84,990,974.30       Fr.    4,040,498.80       Fr.     42,270.85 

1900  „      94007,373-20         „     4,793,584.50        „     106,425.95 

1901  „       98,962,368.65  „     4,868,308.55         „       72,760.20 

1902  „     108,447,560.20         „     4,962,496.40        „       37,428.60 
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Jahr 

1903 
1904 

1905 
1906 

1907 

1908 


Total  aller  Vorschüsse 

Fr.    1 20,484, 1 10.  50 
„     134,524,506.  10 
146,993,751.20 
167,694,069.05 

200,358,876.25 
229,876,803.05 
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Zinsertrag  der  Vorschüsse 
Fr. 


Verluste    zuzUglich 
Rechtskosten 


1? 


w 


Y) 


•n 
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5,418,380.20 

5^902,575-75 
6,579,466.95 

7,496,876.  10 

9,225,243.70 

10,608,564.55 


Fr. 


ti 


26,248.  30 

i7'323-95 
54,864.  50 

74,829.  45 

70,847.  85 
57,265.  10 


In  manchen  Jahren  sind  also  nicht  unbeträchdiche  Einbußen 
zu  verzeichnen  gewesen;  namentlich  1900  und  1901  ist  das  Er- 
gebnis durchaus  unbefriedigend.  Es  hängt  dies  zusammen  mit  den 
Verlusten,  die  der  Kreisbank  in  Zürich  infolge  der  an  diesem  Platze 
ausgebrochenen  Baukrisis  erwachsen  sind.  Aus  den  damals  ge- 
sammelten Erfahrungen  hat  sich  namentlich  ergeben,  daß  es  nicht 
angezeigt  ist,  größere  Beträge  gegen  Bürgschaft  von  Mitgliedern 
der  gleichen  Familie  zu  kreditieren  (ein  Vorgehen,  gegen  das  sich 
bei  kleineren  Beträgen  meist  durchaus  nichts  einwenden  läßt),  und 
nicht  minder,  daß  für  größere  Beträge  eine  Verstärkung  der  Sicher- 
heit durch  Stellung  von  mehr  als  einem  Bürgen  unbedingt  gefordert 
werden  sollte. 

Wie  bereits  weiter  oben  angetönt,  muß  angesichts  dieser  Ver- 
luste, die  alljährlich  wiederkehren,  wohl  konstatiert  werden,  daß 
die  Sicherung  der  von  der  Schweizerischen  Volksbank  gewährten 
Kredite  vom  rein  banktechnischen  Standpunkte  aus  nicht  ganz 
einwandfrei  ist.  Es  ist  hier  aber  wohl  an  den  ersten  Paragraphen 
der  Statuten  zu  erinnern,  laut  welchem  der  Zweck  der  ]^ank  nicht 
nur  die  Förderung  des  Wohlstandes  der  Mitglieder  ist,  sondern 
auch  desjenigen  der  Allgemeinheit.  Es  kann  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, daß  die  Krediterteilung  gegen  Sicherheiten,  die  vom  gewöhn- 
lichen Bankbetriebe  nicht  als  vollwertig  angesehen  werden,  für 
manche  Kreise  von  der  höchsten  wirtschaftlichen  Bedeutung  ist. 
Diese  Erkenntnis  ist  es  wohl,  die  die  leitenden  Organe  der 
Schweizerischen  Volksbank  veranlaßt,  trotz  der  alljährlichen  Ver- 
luste in  der  liberalen  Erteilung  von  Krediten  und  Darlehen  ihr 
eigenstes  Geschäftsgebiet  zu  erblicken. 
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Die   Krediterteilung   an   Mitglieder. 

1.  Die  Belelmung  der  Stammanteile. 

Bei  Besprechung  der  Rechte  der  Genossenschafter  ist  bereits 
darauf  hingewiesen  worden,  daß  den  Mitgliedern  der  Schweizerischen 
Volksbank  auf  Ansuchen  ein  Darlehen  in  der  Höhe  der  auf  den 
Stammanteil  geleisteten  Einzahlungen  gewährt  wird.  Der  Stamm- 
anteil ist  hierbei  zur  Sicherung  der  Forderung  bei  der  Gesellschaft 
zu  hinterlegen.  Es  handelt  sich  also  um  ein  Effektenlombardgeschäft, 
dessen  Eigentümlichkeit  darin  besteht,  daß  die  Bank  die  eigenen 
Anteilscheine   und  zwar  bis  zur  vollen  Höhe  des  Wertes  belehnt. 

Gegen  die  Höhe  des  Vorschusses  ist  an  und  für  sich  nichts 
einzuwenden,  da  die  Bank  für  das  Kapital  durch  die  Einzahlungen 
auf  den  Stammanteil  und,  bei  einigermaßen  gutem  Geschäftsgange, 
auch  für  die  Zinsen  des  Darlehens  durch  die  auf  den  Anteil  ent- 
fallende Dividende  vollständig  gedeckt  ist.  Für  den  kreditsuchenden 
Genossenschafter  ist  diese  volle  Belehnung  seines  Stammanteiles 
natürlich  von  hoher  Wichtigkeit,  da  sonst  im  Allgemeinen  beim 
Effektenlombard  Dividendenpapiere  selten  mit  mehr  als  60  ^o  ihres 
Wertes  belehnt  werden. 

Ernsthafte  Bedenken  können  aber  erhoben  werden  dagegen, 
daß  auf  diese  Art  und  Weise  ein  Teil  des  nominellen  Stamm- 
kapitales der  Gesellschaft  verschwindet.  Man  könnte  auf  die  Aktien- 
gesellschaften verweisen,  wo  etwa  analoge  Verhältnisse  vorliegen. 
Nach  deutschem  Rechte  soll  eine  Aktiengesellschaft  ihre  eigenen 
Aktien  im  regelmäßigen  Geschäftsbetriebe  weder  erwerben  noch 
zum  Pfände  nehmen.  Im  schweizerischen  Obligationenrechte  ist  in 
Art. 628  das  Verbot  des  Eigentumserwerbs,  vier  besonders  ange- 
führte Fälle  ausgenommen,  noch  schärfer  ausgesprochen.  Dagegen 
ist  eine  Belehnung  rechtlich  wenigstens  nicht  unzulässig.  Aber, 
vom  rechtlichen  Standpunkte  ganz  abgesehen,  können  manche 
Erwägungen  ins  Feld  geführt  werden,  die  gegen  die  Belehnung 
der  eigenen  Anteile  sprechen. 

Vor  allem  wohl  die,  daß  das  Garantiekapital  der  Genossen- 
schaft durch  diese  Krediterteilungen  gemindert  wird.  Die  Schwei- 
zerische Volksbank  ist  sich  dessen  vollkommen  bewußt,  daß  ihr 
Vorgehen  theoretisch  vielleicht  nicht  ganz  einwandfrei  ist.  Aber 
anderseits  ist  sie  sich  darüber  klar,  daß  sie  ihren  Mitgliedern  durch 
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Erteilung  von  solchen  Krediten  sehr  wertvolle  Dienste  leisten  kann, 
und  diese  Erkenntnis  ist  ihr  für  ihre  Praxis  maßgebend.  „Wie  es 
oft  im  Leben  geht,  decken  sich  Theorie  und  Praxis  nicht  ganz. 
Es  hieße  gewissermaßen  ein  Juwel  aus  der  Krone  der  Volksbank 
ausbrechen,  wollten  wir  auf  diese  wirtschaftliche  Wohltat  ver- 
zichten«.   (Denkschrift  1889.) 

Die  Belehnung  der  Stammanteile  läßt  sich  übrigens  vielleicht 
auch  noch  durch  folgende  Erwägungen  rechtfertigen.  Die  Ge- 
nossenschaft weicht  in  einem  wichtigen  Punkte  von  der  Aktien- 
gesellschaft ab.  Diese  hat  ein  festes,  jene  ein  variables  Kapital. 
Kann  man  daher  von  der  Aktiengesellschaft  mit  Recht  fordern, 
daß  das  Grundkapital  voll  vorhanden  sei,  so  trifft  dies  auf  die 
Genossenschaft  nicht  ohne  weiteres  zu.  Denn  man  hat  bei  ihr 
nicht  mit  einem  fest  bestimmten  Grundkapital  zu  rechnen,  sondern 
mit  einem  Betrage,  der  sich  ebensowohl  vermehren  wie  vermindern 
kann.  Ob  nun  die  Verminderung  eintritt  durch  Rücktritt  von  Mit- 
gliedern oder  durch  Rückzahlung  der  Einlagen  in  Form  von  Dar- 
lehen, kommt  für  die  Gläubiger  der  Genossenschaft  schließlich  auf 
das  gleiche  heraus.  Zu  verlangen  ist  nur,  daß  diese  Darlehen  an 
Mitglieder  in  der  Bilanz  deutlich  zum  Ausdrucke  kommen,  und 
daß  —  dies  im  Interesse  der  Genossenschaft  selbst  —  diese  Dar- 
lehen nur  einen  kleineren  Teil  des  Genossenschaftsstammkapitals 
ausmachen.  Der  ersten  angeführten  Forderung  entspricht  die  Bi- 
lanz der  Schweizerischen  Volksbank  in  vollem  Maße.  Daß  unter 
den  Stammeinlagen  auch  die  von  solchen  Mitgliedern  sind,  die 
daraufhin  Vorschüsse  empfangen  haben,  ist  vollständig  berechtigt, 
denn,  bilanztechnisch  gesprochen,  wird  das  Stammkapitalkonto  von 
den  Darlehen  nicht  berührt.  Als  Mitglieder  der  Genossenschaft 
bleiben  die  Darlehensempfänger  überdies  in  dem  durch  die  Sta- 
tuten vorgesehenen  Maße  zu  Nachschußleistungen  verpflichtet. 
Die  Minderung  der  Garantiekraft  des  Stammkapitals  durch  Dar- 
lehen kommt  auf  dem  Kreditkonto  zum  deudichen  Ausdruck.  Sie 
ist  im  Verhältnis  zum  Gesamtkapital  nicht  sehr  erheblich  und  zeigt 
überdies  im  Laufe  der  Jahre  eher  eine  fallende  Tendenz. 

2.   Der  PersonaWredif. 

„Die  Bankkommission  hat  das  Recht,  einem  Mitglied  einen 
ungedeckten  Vorschuß  bis  zum  doppelten  Betrage  des  einbezahlten 
Stammkapitals  zu  bewilligen.   Die  für  die  Festsetzung  des  Personal- 
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kredites   erforderlichen  Bestimmungen  werden  vom   Verwaltungs- 
rate erlassen."    (§   lO  der  Statuten.) 

Die  Erteilung  von  Vorschüssen  war  bei  Gründung  der  Volks- 
bank als  ein  Hauptzweck  der  Bank  gedacht.    Als  das  Institut  sich 
noch    in    kleinen  Verhältnissen    bewegte    und    eine    grolJe  Anzahl 
der  Personen,  die  beitraten,  lediglich  um  des  Kredites  willen  Mit- 
gheder  wurden,  war  eine  Hauptaufgabe  der  sogenannten  „Kredit- 
kommissionen''   aller    Kreisbanken,    sämtliche    Mitglieder    zweimal 
jährlich    für    einen    ihnen    zu    gewährenden    Personalkredit    einzu- 
schätzen,   ohne    Rücksicht    darauf,    ob   die   Genossenschafter    den 
ihnen  eingeräumten  Kredit  auch  wirklich  beanspruchten.    Mit  der 
wachsenden    Mitgliederzahl   würde    dieses   summarische  Vorgehen 
immer  weniger  praktisch,    namentlich,    als   sich   die  Zahl  derer  zu 
mehren  begann,  für  die  eine  Krediteinschätzung  durchaus  verlorene 
Mühe   bedeutete.     So  wurde   in    den   achtziger  Jahren  die  Arbeit 
auf  diejenigen  ^litglieder  beschränkt,  die  das  Verlangen  nach  Ge- 
währung eines  Blankokredites  aussprachen.     Eine   eigene   Kredit, 
kommission  erwies  sich  daher  für  die  Zukunft  als  überflüssig,  die 
Bewilligung  von  Krediten  wurde  mit  anderen  Aufgaben  der  Bank^ 
kommission    übertragen,    welche    die    einlaufenden    Gesuche    von 
Fall  zu  Fall  zu  prüfen  und  die  gewährten  Darlehen  periodisch  zu 
revidieren  hat. 

Nichtmitgliedern  und  Genossenschaftern,  die  die  Mitgliedschaft 
gekündet  haben,  darf  kein  persönlicher  Kredit  gewährt  werden. 
Auch  Ehefrauen  sind  von  diesem  Kredit  ausgeschlossen,  wenn 
ihre  Gatten  der  Volksbank  ebenfalls  als  Mitglieder  angehören. 
Eine  Ausnahme  ist  nur  zulässig  bei  Gewerbe-  und  Handelsfraueri 
nach  Art.  35  des  Schweiz.  Obl.-R. 

Ein  persönlicher  Kredit  darf  erst  gewährt  werden,  wenn  der 
Stammanteil  bis  zur  Höhe  der  Einzahlungen  belehnt  worden  ist, 
bezw.  in  Verbindung  mit  einer  derartigen  Belehnung,  und  seine 
Maximalhöhe  beläuft  sich  auf  das  Doppelte  der  Einzahlungen  auf 
den  Stammanteil.  Ist  dieser  beispielweise  voll  einbezahlt  worden, 
so  kann  dem  Mitgliede  über  die  1000  Franken  hinaus,  die  es 
gegen  Verpfändung  des  Stammanteiles  jedenfalls  erhält,  ein  weiterer 
Kredit  von  2000  Franken,  somit  ein  Totalkredit  von  3000  Franken 
eingeräumt  werden. 

Ein  Anspruch  auf  Gewährung  eines  Personalkredites  besteht 
aber  nicht;  die  Bankkommission  kann  ein  jedes  Gesuch  mit  oder 
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ohne  Angabe  von  Gründen  ablehnen   und  ebenso  den  Kredit  in- 
nerhalb der  Maximalgrenzen  nach  Gutdünken  festsetzen. 

Bei  Beurteilung  der  persönlichen  Kreditwürdigkeit  wird 
zunächst  einmal  Rücksicht  genommen  auf  die  Regelmäßigkeit 
der  Einzahlungen  auf  den  Stammanteil,  die  der  Bankkommission 
häufig  genug  ein  wertvolles  Material  für  die  Beurteilung  des  Kre- 
ditsuchenden liefert.  Vor  allem  kommt  natürlich  in  Betracht  dessen 
ökonomische  Stellung,  aber  weiter  werden  auch  Auskünfte  ein- 
gezogen, ob  derselbe  bereits  anderwärts  verpflichtet  ist,  und  für 
wieviel,  ebenso  über  seinen  Leumund,  seine  Lebensführung. 
Nicht  minder  wird  auch  berücksichtigt,  ob  der  Betreffende  durch 
Eingehung  einer  Lebensversicherung  für  den  Todesfall  in  aus- 
reichender Weise  gesorgt  hat  usw.  Nach  dem  Gesamtbild,  das 
die  Bankkommission  erhält,  entscheidet  sie  über  Gewährung  oder 
Abweisung  des  Gesuches  und  über  die  Höhe  des  Kredites,  den 
die  Bank  einräumen  kann. 

Natürlich  ist  das  Risiko  eines  solchen  Personalkredites  für 
die. Bank  verhältnismäßig  hoch;  aber  die  Verluste,  die  sie  Jahr 
für  Jahr  erleidet,  sind  trotzdem  in  der  Regel  unbedeutend,  was 
den  besten  Beweis  dafür  bildet,  daß  bei  Bemessung  des  Personal- 
kredites in  gewissenhaftester  Weise  vorgegangen  wird.  Das  Maxi- 
mum betrug  noch  vor  einigen  Jahren  nur  gleich  viel,  wie  die 
Höhe  der  Einzahlungen  auf  den  Stammanteil;  die  Erfahrungen 
waren  aber  so  ermutigend,  daß  man  es  1905  auf  das  jetzige  Ni- 
veau, das  doppelte  der  Einzahlungen,  erhöhte. 

Die  damalige  Statutenrevision  brachte  für  die  Kreditnehmenden 
eine  weitere,  höchst  bedeutsame  Neuerung:  die  Gewährung  von 
Krediten  gegen  Verpfändung  des  Stammanteiles  in  Kontokorrent 
statt  auf  Eigenwechsel.*)  Ein  dahinzielender  Antrag  war  bereits 
gelegentlich  der  Statutenrevision  von  1891  eingebracht,  damals 
aber  abgelehnt  worden.  Dagegen  fand  er  1905  eine  große  zu- 
stimmende Mehrheit.  Man  hoffte,  mit  dieser  Neuerung  dem 
^jkleinen  Mann"  einen  wesentlichen  Dienst  zu  leisten:  „Die  Grund- 
idee der  Bestimmung,  daß  die  Belehnung  des  Stammanteiles  nur 
gegen  Unterzeichnung  von  Eigenwechseln  stattfinden  soll,  war 
wohl  gut.  Man  wollte  das  betreffende  Mitglied  veranlassen,  der 
Bank  das  Geld  von  Zeit  zu  Zeit  wieder  zu   zeigen.    Allein  es  ist 

*)  Es  ist  bemerkenswert,  dass  die  Volksbank  in  Winterthur  Personalkredite 
stets  in  Kontokorrent  gegeben  hatte. 
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nicht  außer  Acht  zu  lassen,  daß  man  den  Leuten  dieses  Geld  im 
Grunde  genommen  doch  gibt,  damit  sie  es  längere  Zeit  fruktifi-_  , 
zieren  können,  nicht,  damit  sie  es  der  Bank  wieder  vorzuzeigen 
haben Bei  denjenigen  Banken,  die  an  das  System  der  Eigen- 
wechsel gewöhnt  sind,  kann  auch  in  Zukunft  so  verfahren  werden, 
bei  denjenigen  aber,  die  hierin  ein  Hindernis  erblicken,  kann  diese 
Formalität  wegfallen  und  der  Vorschuß  auf  Kontokorrent  gewährt 
werden.«  (Dr.  SträuH  in  der  außerordentlichen  Delegiertenver- 
sammlung vom   1 6.  Januar  1905.) 

Die  Vorzüge  dieser  Neuerung  werden  durch  den  Umfang 
bestätigt,  in  dem  die  Mitglieder  sich  diese  Neueinrichtung  zu 
Nutze  gemacht  haben.   Im  Verlaufe  der  letzten  vier  Jahre  wurden 

Vorschüsse  gemacht 

auf  Wechsel  in  Kontokorrent 

1905  Fr.  6,184,257       Fr.  972,137 

1906  „  5»0i,832       „  1,670,885 

1907  „  5o42,i97       "  2,599,679 

1908  „  5»38o,355        "  3.348,055 

Die  Vorschüsse  gegen  Verpflichtung  durch  Eigenwechsel  sind  also 
im  Sinken  begriffen,  und  die  Vorschüsse  in  Kontokorrent  dürften 
voraussichtlich  in  spätestens  zwei  bis  drei  Jahren  die  ersteren 
übertreffen. 

Auch  mit  Rücksicht  auf  die  Dauer  des  Kredites  vermag  die 
Bank  heute  dem  Kreditsuchenden  weiter  entgegenzukommen,  als 
früher:  der  Kredit  wurde  auf  drei  Monate  gegeben  und  durfte 
statutengemäß  nur  ein  einziges  Mal  auf  weitere  drei  Monate  ver- 
längert werden.  Auch  heute  wird  die  Dauer  des  Personalkredites 
in  der  Regel  auf  drei  Monate  bemessen ;  aber  da  die  Bankkom- 
mission für  dessen  Erneuerung  an  keine  bestimmten  Normen  ge- 
bunden ist,  so  kann  eine  Prolongation  öfter  als  einmal  erfolgen, 
vorausgesetzt,  daß  eine  solche  von  der  Kommission  als  opportun 
erachtet  wird.  Können  Darlehen  nicht  mehr  verlängert  werden, 
so  soll  der  Einzug  vom  Schuldner  mit  aller  Schonung  geschehen. 

Die  wirtschafdiche  Bedeutung  eines  derartigen  Personalkre- 
dites für  den  Kleingewerbetreibenden,  für  den  Kleinkaufmann,  für 
den  Landwirt  kann  schwerlich  überschätzt  werden.  Er  ermöglicht 
ihnen,  zu  gewissen  Zeiten  ihr  eigenes  Betriebskapital  bedeutend 
zu  vergrößern  und  zwar,  ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  und  zu 
einem  sehr  mäßigen  Zinsfuße.  „In  der  Tat«,  sagt  Crüger,   „ist  diese 
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Art  des  Geldverkehres  für  den  Kreditnehmer  die  vorteilhafteste 
und  bequemste,  die  es  gibt.  Er  versichert  sich  durch  die  Eröff- 
nung eines  solchen  Kontos  seitens  der  Genossenschaft: 

1.  daß  er  jeden  Augenblick  jede  ihm  gerade  genehme  Summe, 
wenn  auch  nur  bis  zu  einem  Höchstbetrage,  erhalten,  und 

2.  jeden  Augenblick,  was  er  gerade  im  Geschäfte  übrig  hat, 
auf  die  entnommene  Summe  zurück-,  ja  über  dieselbe  hinaus  auf 
künftige  Kredite  zum  voraus  einzahlen  kann,  und  so  von  jeder 
Mark  und  jedem  Tage  den  Zins  zieht."  (Crüger,  a.  a.  O.,  S.  185.) 


C. 

Die  Eröffnung  von  ungedeckten  Krediten. 

Für  das  Gedeihen  einer  kaufmännischen  Unternehmung  gibt 
es  kaum  eine  gefährlichere  Klippe  als  das  unbedingte  Festhalten 
an  sogenannten  bewährten  Prinzipien.  Die  Gefahr,  auf  einem  ge- 
wissen Punkte  der  Entwicklung  stehen  zu  bleiben,  ist  gerade  bei 
genossenschaftlichen  Verbänden  nicht  gering,  weil  Änderungen  in 
der  Organisation  von  der  schwer  beweglichen  Masse  aller  Ge- 
nossenschafter abhängig  sind.  Die  rasche  äußere  Entwicklung  war 
jedenfalls  ein  Glück  für  die  Volksbank,  weil  dadurch  von  Zeit  zu 
Zeit  der  Zwang  zur  inneren  Neuorganisation  unwiderstehlich  wurde. 
Daß  bei  diesen  Revisionen  neue  Gesichtspunkte  auftauchten  und 
alte  Prinzipien  über  Bord  geworfen  werden  mußten,  liegt  in  der 
natürlichen  Entwicklung  der  Dinge  begründet. 

Eben  diese  natürliche  Entwicklung  hatte  allmählich  dazu  ge- 
führt, daß  die  geschäftliche  Praxis  die  statutarischen  Richtlinien 
nicht  mehr  immer  durchaus  einzuhalten  vermochte.  Die  Diskon- 
tierung von  Kundenwechseln  und  die  Bevorschussung  von  unak- 
zeptierten  Wechseln  ohne  Zession  bedeuteten  z.  B.  für  die  Bank 
Kredite,  deren  Deckung  den  ehemals  geübten  Prinzipien  wohl 
kaum  mehr  entsprach.  In  einem  speziellen  Handelszweige,  dem 
Silbergeschäfte  im  Jura,  mußte  dem  Kunden  —  den  Usancen  des 
Handels  entsprechend  —  sogar  eine  Zahlungsfrist  von  30  Tagen 
eingeräumt  werden,  eine  Praktik,  die  in  ihren  Konsequenzen  einem 
Blankokredite  durchaus  gleichkam.  Nicht  minder  wurde,  wenn 
vielleicht  auch  nicht  der  Wortlaut,  so  doch  der  Geist  der  Statuten 
übertreten  bei  gewissen  Darlehen  an  Privatfirmen  und  Genossen- 
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Schäften  oder  bei  Verabfolgung  von  Geldern  gegen  Solawechsel 
an  Bankinstitute.  War  dies  alles  auch  sozusagen  unvermeidlich, 
so  wünschten  die  leitenden  Organe  sich  begreiflicher  Weise  nicht 
noch  weiter  in  Gegensatz  zu  den  Statuten  zu  stellen,  so  daß  „sehr 
viele  und  sehr  gute  Kunden  der  Konkurrenz  zugetrieben  wurden, 
weil  die  Vorschriften  der  Volksbank  ihr  nicht  erlaubten,  diesen 
Leuten  entgegenzukommen."  (Generaldirektor  Ochsner  in  der 
Revisionskommission  der  Delegiertenversammlung  am  i8.  Ok- 
tober  1904.) 

Unter  diesem  „Entgegenkommen"  verstanden  die  leitenden 
Organe  in  erster  Linie  die  Gewährung  von  ungedeckten  Krediten. 
Wie  weiter  unten  näher  auszuführen  sein  wird,  bestand  kein  Ver- 
langen danach,  anderen  Firmen  Kredite  aufzudrängen  oder  kon- 
stantes Betriebskapital  zu  liefern ;  vielmehr  handelte  es  sich  darum, 
bewährten  Kunden  zu  gewissen  Zeiten  limitierte  Kredite  auf  be- 
stimmte Zeitdauer  zu  bestimmten  Zwecken  zu  eröffnen. 

In  früheren  Zeiten  hatte  die  Schweizerische  Volksbank  sich 
damit  trösten  können,  daß,  ,,wenn  auch  Blankokredite  nach  ihren 
Statuten  nicht  eröffnet  werden  dürften,  ihr  mit  dem  bisherigen 
Geschäftskreise  in  der  Schweiz  doch  noch  ein  weites  Feld  offen 
bliebe."  (Geschäftsbericht  1899.)  I"  späteren  Jahren  mußte  sie  aber 
erfahren,  daß  ihr  auch  auf  ihren  eigensten  Geschäftsgebieten  eine 
nicht  zu  unterschätzende  Konkurrenz  erwuchs:  ,,ln  einer  Reihe 
von  Niederlassungen  beginnt  die  Konkurrenz  in  unserem  speziellen 
Geschäftsbetriebe  fühlbar  zu  werden.  An  den  Plätzen,  wo  Kan- 
tonalbanken bestehen,  sind  diese  unsere  nächsten  Konkurrenten. 
W^ir  haben  bis  jetzt  immer  noch  eine  gewisse  Distanz  von  den 
Kantonalbanken  innegehalten ;  wir  sind  etwas  kulanter  als  sie, 
unsere  Organisation  ist  etwas  leichter  als  die  der  staatlichen  Banken. 
Nun  werden  aber  die  Kantonalbanken  durch  die  kommende 
Bundesbank,  ich  will  nicht  sagen  in  ihrer  Existenz,  aber  doch  im 
Umfange  ihres  Geschäftskreises  bedroht,  so  daß  sie,  wenn  ich  so 
sagen  darf,  auf  das  Niveau  der  Volksbank  herabzusteigen  suchen. 

Es  sind  Anzeichen  dafür  vorhanden,  daß  die  Kantonalbanken 

uns  in  Zuk^inft  in  unserem  intimsten  Geschäftsbetrieb  mehr  Kon- 
kurrenz machen  werden  als  bisher.  So  sieht  z.  B.  der  Entwurf 
eines  Reglementes  für  die  Kantonalbank  von  Zürich  die  Belehnung 
von  Vieh  vor,  womit  sie  sich  bisher  nicht  abgab,  sondern  was 
bisher  nur  die  Volksbank    und    speziell    einige   Leihkassen    getan 
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haben.  Ich  verweise  ferner  auf  die  Sparkassen,  die  uns  gelegent- 
lich ans  Leben  gehen  wollen,  an  den  Postgeldverkehr  usw.  Das 
alles  mahnt  uns  daran,  auf  der  Hut  zu  sein,  daß  wir  nicht  einfach 
bei  dem  Überlieferten  stehen  bleiben  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
uns  von  rechts  und  links  Konkurrenz  gemacht  werde."  (Dr.  Sträuli 
in  der  außerordentlichen  Delegiertenversammlung  vom  16.  Ja- 
nuar 1905.)  .  . 

Zu  diesen  Erwägungen  hinzu  trat  noch  die  Sorge  um  eine 
genügende  Verzinsung  des  Stammanteilkapitales.  Unter  entspre- 
chend kleineren  Verhältnissen  hatten  auch  die  kleineren  und  mit- 
leren Transaktionen  genügt,  um  den  Genossenschaftern  eine  be- 
friedigende Dividende  zu  sichern.  Bei  dem  rapiden  Anschwellen 
des  Genossenschaftskapitales  aber  drängte  das  bedeutendere  Ka- 
pital die  Genossenschaft  auch  zu  verhältnismäßig  bedeutenderen 
Geschäften  hin:  „Namentlich  die  größeren  Kreisbanken  müssen 
eine  etwas  größere  Ellenbogenfreiheit  haben,  damit  sie  das  einbe- 
zahlte Stammkapital  nutzbringend  verwerten  können."  (Dr.  Sträuli 
—   16.  Januar   1905.) 

Der  Wunsch  der  leitenden  Organe  wurde  bei  der  Statuten- 
revision von  1905  dadurch  verwirklicht,  daß  man  den  §  40  (Ge- 
schäftsbetrieb) durch  folgenden  Passus  erweiterte:  „Der  Ver- 
waltungsrat kann  ausnahmsweise  in  einzelnen  Fällen  auf  be- 
stimmte Zeit  Darlehen  und  Kredite  unter  besonderen  Bedingungen 
gewähren.'^ 

Es  ist  also  nochmals  hervorzuheben,  daß  es  sich  nicht  um 
Blankokredite  im  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes  handelt,  son- 
dern um  sogenannte  Saisonkredite.  In  vielen  Branchen  gibt  es 
Zeiten,  während  welcher  die  finanziellen  Anforderungen  an  eine 
Firma  sich  in  außerordentlicher  Weise  steigern :  „Wenn  der  Wein- 
händler, der  das  ganze  Jahr  hindurch  seinen  Kredit  bei  uns  nicht 
erschöpfte  oder  vielleicht  Kreditor  war,  im  Herbst,  zur  Zeit  des 
Weineinkaufes,  hohe  Summen  benötigt,  warum  soll  die  Bank 
nicht  das  Risiko  übernehmen,  ihm  auf  ein,  zwei,  drei  Monate  eine 
gewisse  Summe  zur  Verfügung  zu  stellen,  die  er  dann,  wenn  seine 
Weingelder  ihm  eingehen,  wieder  zurückzuzahlen  hätte.?  Das 
Gleiche  trifft  auf  den  Seidenhändler  zu,  der  seine  Cocons  einzu- 
kaufen hat,  auf  den  Kohlenhändler,  den  Käsehändler,  der  auf  die 
Jagd  geht  und  seinen  Beutel  wohlgespickt  haben  muß  usw.  Alle 
diese  können  wünschen,   daß  man   ihnen  zu  gewissen  Zeiten  des 
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Jahres  entgegenkomme  und  daß  ihnen  eine  bestimmte  Summe 
zur  Verfügung  gestellt  werde."  (Dr.  SträuH  —  i6.  Januar  1905.) 
Diesen  Unternehmungen  unter  die  Arme  zu  greifen,  muß  als  eine 
wirtschaftliche  Aufgabe  angesehen  werden,  deren  Lösung  durch- 
aus im  Sinne  der  Tendenzen  der  Schweizerischen  Volksbank  liegt. 
Die  geschäfdiche  Basis  dieser  Saisonkredite  kann  —  im  Gegensatz 
zu  manchen  Blankokrediten  im  gewöhnlichen  Sinne  —  als  durch- 
aus gesund  bezeichnet  werden.  Wo  mit  der  nötigen  Vorsicht  vor- 
gegangen wird,  ist  das  Risiko  für  die  Bank  sehr  gering,  und  in 
der  Tat  hat  die  Verwaltung  der  Schweizerischen  Volksbank  es 
sich  angelegen  sein  lassen,  die  umfassendsten  Vorsichtsmaßregeln 
zu  treffen:  Nach  Erkundigungen  an  Ort  und  Stelle  werden  nur 
regelmäßigen  Kunden  der  Bank  solche  Kredite  eingeräumt,  Kunden, 
die  ein  nachweisbar  regelmäßiges  und  einträgliches  Geschäft  machen, 
so  daß  die  Kreditfähigkeit  des  Betreffenden  über  alle  Zweifel  er- 
haben ist.  Ein  tadelloser  Ruf  ist  selbstverständliche  Vorbedingung. 
Übungsgemäß  verlangt  man  die  Vorlegung  von  Bilanzen  und 
unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  auch  Einsicht  in  die  Bücher. 

Die  Saisonkredite  können  nur  vom  Verwaltungsrate  be- 
willigt werden,  und  zwar  setzt  diese  Instanz  Höhe  und  Kredit- 
termin fest.  Die  Entscheidung  geschieht  auf  Grund  der  Anträge 
der  Bankkommission  der  betreffenden  Kreisbank  und  der  General- 
direktion. Somit  ist  alle  Gewähr  für  eine  vorsichtige,  sachent- 
sprechende Behandlung  geboten. 

Der  Charakter  dieser  Vorschüsse  als  Saisonkredite  wird 
auf  das  schärfste  gewahrt:  sie  müssen,  wenn  nicht  kürzere 
Fristen  vorgesehen  sind,  in  spätestens  sechs  Monaten  zurück- 
bezahlt werden. 

Auch  die  Kontrolle  ist  vortrefflich  ausgebildet.  Die  Beob- 
achtung des  allgemeinen  Geschäftsverkehres  liegt  naturgemäß  den 
leitenden  Organen  der  betreffenden  Kreisbanken  ob.  Dazu  kommen 
Revisionen  durch  die  Bankkommissionen  und  die  Generaldirektion, 
so  daß  auch  in  dieser  Hinsicht  alles  getan  ist,  um  einen  befriedi- 
genden Verlauf  dieser  Geschäfte  zu  sichern. 

Die  Bedürfnisfrage  läßt  sich  wohl  am  besten  an  Hand  der  Ent- 
wicklung beantworten,  den  diese  Kredite  während  der  letzten 
Jahre  genommen  haben: 
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Bern  .  . 
Zürich  . 
Basel 

Winterthur 
Uster 
St.  Immer 
Genf  .     . 
Lausanne 

Total 


1905 
Zahl    Betrag 

I        6,000 


25,000 
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1906 
Zahl    Beirag 

I   10,000 

4  80,000 

5  130,000 
I   60,000 

I      25,000 
I      30,000 


1907 
Zahl    Betrag 

3  90,000 
2       14,000 

4  95.000 
6  140,000 
I  60,000 

1  25,000 

2  1 30,000 


1908 
Zahl    Betrag 

3  90,000 

3  24,000 

7  145,000 

9  345.000 

I  60,000 

I  20,000 

I  25,000 

3  150,000 


2   31,000   13  335,000   19  554,000   28  859,000*) 

Angesichts  der  sehr  erschwerenden,  die  absolute  Sicherheit 
verbürgenden  Bestimmungen  und  der  natürlichen  Zurückhaltung 
der  Leitung  bis  ein  gewisses  Erfahrungsmaterial  vorHegt,  muß  die 
Entwicklung  als  befriedigend  bezeichnet  werden.  Um  so  mehr, 
als  gerade  auf  diesem  Gebiete  der  Volksbank  von  den  anderen 
Handelsbanken  eine  scharfe  Konkurrenz  gemacht  wird.  Der  Prozent- 
satz der  ungedeckten  Kredite  bei  den  meisten  Handelsbanken  und 
nicht  minder  manche  Beobachtungen,  die  bei  einem  im  Februar 
1907  in  Zürich  durchgeführten  Prozesse  gegen  Blattmann,  Lips  &  Cie. 
angestellt  werden  konnten,  deuten  darauf  hin,  daß  bei  manchen 
schweizerischen  Banken  nicht  die  Zurückhaltung  gegenüber  der 
Erteilung  von  Blankokrediten  zu  konstatieren  ist,  die  man  beispiels- 
weise bei  deutschen  und  englischen  erstklassigen  Bankinstituten  zu 
finden  gewohnt  ist.  Gewiß  ist  den  Blankokrediten  im  Allgemeinen 
die  wirtschafdiche  und  geschäfdiche  Berechtigung  nicht  abzu- 
sprechen. Wünschenswert  wäre  nur,  daß  jede  Bank  bei  derartigen 
Krediterteilungen  in  der  gleichen  peinlich  gewissenhaften  Weise 
vorgehen  würde,  die  die  Politik  der  Schweizerischen  Volksbank 
in  dieser  Hinsicht  auszeichnet. 

D. 

Das   Diskontgeschäft. 

Das  Diskontgeschäft  weist  bei  der  Schweizerischen  Volksbank 
keine  Eigentümlichkeiten  vor  dem  anderer  Banken  auf,  so  daß 
lediglich  dessen  Bedeutung  für  die  Bank  durch  statistische  Angaben 
festzustellen  ist.  Die  Entwicklung  dieses  Geschäftszweiges  läßt  sich 
an  Hand  der  nachstehenden  Tabelle  verfolgen: 


*)  Vergl.  Seite  85,  Absatz  3. 
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Jahr 

Eingang  im  Jatire 

Portefeuiilebestand  am  31.  Dezember 

Rendite 

Stück 

Betrag 

Stuck 

Betrag 

% 

1871 

2,728 

Fr.  1,962,744 

456 

Fr.  288,567  ' 

"  • 

1876 

10,284 

„   8,920,466 

2,383 

„  1,999,970  ' 

6,233 

1881 

31,345 

„  39,441,923 

6,043 

„  4,659,354  ' 

6,005 

1886 

54,728 

n  53,726,909 

8,759 

.  5,841,471 

5,265 

1891 

87,880 

„  87,297,189 

15,051 

„  11,131,095  • 

4,904 

1896 

117,122 

„  127,737,574 

21,195 

„  13,839,256 

5,154 

1901 

167,016 

„  212,095,905 

31,175 

„  28,004,718  . 

4,762 

1902 

177,496 

„  205,879,045 

33,926 

„  25,673,481 

4.487 

1903 

181,254 

„  205,437,808 

34,259 

„  24,468,174. 

4,859 

1904 

185,387 

„  239,300,581 

33,551 

„  25,840,579 

4,992 

1905 

181,483 

„  251,447,703 

34,510 

„  27,708,145 

4,799 

1906 

175,407 

„  259,322,136 

32,986 

„  27,837,636 

5,322 

1907 

176,435 

„  262,609,949 

34,093 

„  30,719,934 

5,583 

1908 

183,034 

„  267,115,964 

34,972 

„  36,903,816 

5,095 

Vergleichsweise  seien  auch  die  Zahlen  von   einigen  änderen 
Handelsbanken  für  das  letzte  Jahr  angeführt: 


Bank  in  Winterthur 
Basler  Handelsbank 
Leu  &  Co.      ... 
Eidgen.  Bank 
Schweiz.  Bankverein 
Schweiz.    Kreditanstalt 


Eingang  während  des 

Jahres 
Fr.  506,555,591 
616,509,658 
„  165,126,953 
„  2,210,060,397 
„  5,664,812,607 
„    1,667,546,399 


n 


Portefeuille-Bestand 
am  Ende  des  Jahres 
Fr.  18,412,354 
24,358,447 
7,362,015 
40,128,853 
76,168,760 
79,508.236 


Rendite 

0/0 

4,39 

? 

4o7 
5,03 

4,83 


Das  Diskontgeschäft  beansprucht  einen  bedeutend  geringeren 
Teil  des  Kapitals  der  Schweizerischen  Volksbank  als  das  Kredit- 
geschäft. Waren  im  Durchschnitte  des  letzten  Jahres  in  diesem 
letzteren  nicht  weniger  als  212,933,000  Franken  angelegt,  so  be- 
trug die  mittlere  Anlage  in  Diskonten  nur  etwas  über  36  Millionen 
Franken.  Aus  einer  Vergleichung  der  Anzahl  mit  dem  Nominal- 
werte der  Wechsel  ergibt  sich,  daß  es  sich  im  Durchschnitte  um 
kleinere  Beträge  handelt.  Bei  der  Basler  Handelsbank  z.  B  erhebt 
sich  der  mittlere  Betrag  eines  Wechsels  auf  gegen  8000  Franken, 
während  er  bei  der  Volksbank  noch  unter  1500  Franken  bleibt. 
Dagegen,  und  das  ist  wohl  die  Hauptsache,  ist  die  Rendite  des 
Portefeuilles  jahraus,  jahrein  recht  befriedigend,  sowohl  im  Ver- 
gleiche mit  den  übrigen  Anlagen  der  Bank,  als  auch  der  Ren- 
dite, welche  die  anderen  Banken  erzielt  haben.    Es  ist  dies  wohl 
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jedenfalls   mit  eine  Folge  des   geringen  Durchschnittsbetrages  der 
Wechsel. 

Das  Portefeuille  der  Schweizerischen  Volksbank  enthält  so- 
zusagen ausschließlich  schweizerische  Wechsel.  Das  Devisenge- 
schäft, das  sie  betreibt,  ist  gering;  augenscheinlich  sind  ihre  Ver- 
bindungen mit  dem  Auslande  noch  nicht  derart  ausgebaut,  daß 
ihr  eine  durchaus  befriedigende  Verwertung  der  Devisen  möglich 
wäre.  Überdies  setzt  ein  ausgebildetes  Devisengeschäft  eine  enge 
Verbindung  mit  dem  internationalen  Warenhandel  voraus,  die  erst 
im  Laufe  von  Jahren  geschaffen  werden  kann;  bei  der  Schwei- 
zerischen Volksbank  sind  hierzu  erst  einige  Ansätze  da. 

Es  ist  nicht  unmöglich,  daß  ein  systematischer  Ausbau  dieses 
Geschäftszweiges  Aufnahme  in  das  Programm  der  leitenden  Or- 
gane finden  wird.  Vor  der  Hand  jedoch  liegt  der  Schwerpunkt 
der  Bank  noch  ganz  im  Kreditgeschäft  und  nicht  im  Diskontge- 
schäft. Im  Kreditgeschäfte  hat  die  Bank  eine  jahrzehntelange  Er- 
fahrung;  ihre  ganze  Organisation  ist  auf  dasselbe  zugeschnitten. 
Das  Diskontgeschäft  kommt  erst  in  zweiter  Linie.  Sie  wird,  dank 
ihren  zahlreichen  Filialen,  einen  nicht  unbedeutenden  Teil  des 
schweizerischen  internen  Wechselverkehres  an  sich  ziehen  können, 
und  zwar  werden  ihr  dabei  namentlich  —  der  wirtschaftlichen 
Stellung  des  größeren  Teiles  ihres  Kundenkreises  entsprechend  — 
die  kleineren  Wechsel  zufallen.  Daneben  bedarf  die  Schweizerische 
Volksbank  allerdings  auch  erstklassigen  Diskontpapieres  und  zwar 
mindestens  in  dem  Maße,  um  über  eine  stets  realisierbare  Reserve 
gegen  mögliche  Forderungen  aus  Passivgeschäften  zu  verfügen. 
Üie  Eröffnung  von  großen  Krediten  und  namentlich  auch  von 
ungedeckten  Krediten  scheint  darauf  hinzuweisen,  daß  die  lei- 
tenden Organe  es  nicht  an  Anstrengungen  fehlen  lassen,  das 
Wechselportefeuille  auch  qualitativ  zu  heben.  Jedenfalls  zeigt  die 
durchschnittliche  Höhe  der  Wechsel  im  Laufe  der  Jahre  eine  aus- 
gesprochene Tendenz  zuzunehmen. 
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§  20.  Die  indifferenten  Geschäfte  der  Schweizerischen  Volksbank. 

A. 

Allgemeines. 

Die  Mehrzahl  der  indifferenten  Geschäfte  der  Schweizerischen 
Volksbank  weist  keinerlei  Eigentümlichkeiten  auf,  die  eine  Be- 
sprechung erforderlich  machten  ;  auch  ist  ihre  Bedeutung  für  das 
Gewinn-  und  Verlustkonto  der  Bank  gering.  Als  derartige  Ge- 
schäftszweige sind  anzuführen  die  Beschaffung  von  Informationen, 
und  ferner  die  Aufbewahrung  von  Titeln  und  Wertsachen,  die 
Übernahme  von  Vermögensverwaltungen,  mit  anderen  Worten: 
das  Depotgeschäft  in  allen  seinen  Verzweigungen. 

Auch  der  Ankauf  und  Verkauf  von  Wertpapieren  für  fremde 
Rechnung  hat  noch  keinen  sehr  großen  Umfang  erreicht :  im  ver- 
gangenen Jahre  haben  die  Kommissionen  auf  derartigen  Aufträgen 
etwa  I  %  an  das  Bruttoerträgnis  des  ganzen  Geschäftes  geliefert. 
Damit  soll  natürlich  die  MögHchkeit  nicht  bestritten  werden,  daß 
in  absehbarer  Zeit  die  Vermittlung  von  Börsenaufträgen  bedeu- 
tendere Dimensionen  annehmen  könne.  Die  Kreisbanken  von 
Basel,  Bern,  Genf  und  Zürich  sind  an  den  Börsen  ihrer  Plätze  ver- 
treten und  die  Generaldirektion  der  Schweizerischen  Volksbank 
hat  in  einer  Zuschrift  an  die  „Neue  Zürcher  Zeitung"  im  März 
des  Jahres  1907  ihren  entschiedenen  Willen  kundgegeben,  diesen 
Geschäftszweig  unter  allen  Umständen  weiter  zu  pflegen. 

Zwei  der  indifferenten  Geschäfte  verlangen  dagegen  eine 
gesonderte  Behandlung,  einmal  das  Inkassogeschäft  und  sodann 
die  Beteiligung  an  Konsortien  zwecks  Übernahme  von  Anleihen. 

B. 
Das   Inkasso   von  Wechseln. 

Zunächst  einige  Zahlenangaben  über  die  Entwicklung  dieses 
Geschäftszweiges : 
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Zahl 

und           Betraq 

Jahr 

der  Inkassowechsel 

Ertrag 

Prozentualer 

Franken 

Franken 

Ertrag 

1871 

4,141 

970,862 

1876 

27*972 

11,035,642 

17,818 

8,883 

1881 

110,695 

60,854,916 

66,464 

5,556 

1886 

163,465 

62,453497 

40,43 1 

5  »003 

1891 

232,759 

97,330,294 

70,960 

5,m 

1896 

308,920 

161,781,030 

82,109 

4,653 

1901 

469,998 

310,565,757 

116,937 

4,099 

1902 

509,810 

339,648,162 

126,955 

4,102 

1903 

518,596 

290,765,540 

124,529 

4,272 

1904 

531,091 

294,074,805 

128,403 

4,131 

1905 

559,512 

317,041,322 

140,505 

4,198 

1906 

483,979 

365,745,372 

144.373 

3,660 

1907 

664,099 

451,606,192 

148,369 

2,972 

1908 

669,779 

457,582,291 

163,908 

3,153 

Das  Inkassogeschäft  hat  für  die  Bank  eine  doppelte  Bedeutung. 
Es  ist  zunächst  ein  provisionspflichtiges  Geschäft.  Die  Verzinsung 
des  darin  angelegten  Kapitales  ist  zwar  nichts  weniger  als  glänzend, 
und  aus  den  Zahlen  geht  hervor,  daß  der  Verdienst  stetig  sinkt. 
In  der  Schweiz  liegen  die  Verhältnisse  augenscheinlich  ähnlich  wie 
in  Deutschland,  für  das  Helfferich  konstatiert,  daß  die  Konkurrenz 
der  Banken  zu  einer  derartigen  Reduktion  der  Inkassogebühren 
geführt  habe,  daß  diese  kaum  die  eigenen  Kosten  der  Bank  deckten. 
Unter  Berücksichtigung  der  großen  Mühe  und  der  bedeutenden 
Schreibarbeit,  die  das  Inkasso  der  Wechsel  verursacht,  unter  An- 
rechnung der  nicht  geringen  Verantwortlichkeit  für  rechtzeitige 
Präsentation,  eventuell  auch  rechtzeitige  Protesterhebung  usw., 
muß  wohl  auch  für  die  Schweizerische  Volksbank  zugegeben  wer- 
den, daß  der  oben  ausgewiesene  „ Gewinnbetrag «  von  annähernd 
164,000  Franken  kaum  mehr  als  die  eigenen  Spesen  decken  wird. 

Es  hat  nicht  an  Anläufen  gefehlt,  die  Rentabilität  des 
Inkassogeschäftes  durch  gemeinsame  Tarife  besser  zu  gestalten. 
Solche  Bestrebungen  sind  erklärlicher  Weise  gerade  von  der 
Schweizerischen  Volksbank,  der  größten  schweizerischen  Inkasso- 
bank, ausgegangen,  und  haben  wenigstens  zu  dem  Resultate  geführt, 
daß  der  schlimmsten  Preisdrückerei  Einhalt  getan  worden  ist,  und 
daß  die  bedeutenderen  Inkassobanken  jetzt   ziemlich  übereinstim- 


— '■     ■!■»' 


-^    102     — 

mende  Tarifansätze  haben.  Diese  haben  aber  nur  bedingten  Wert, 
da  ihre  Anwendung  nicht  kontrolliert  werden  kann,  und  die  Banken 
größeren  Kunden  aus  geschäftspolitischen  Rücksichten  jederzeit 
besondere  Bedingungen  einräumen  können.  Das  Inkassogeschäft 
ist  so  zu  einer  Art  Propagandageschäft  geworden,  das  die  Banken 
mit  Rücksicht  auf  ihre  Kunden  durchführen,  die  sie  dann  durch 
Geschäfte  anderer  Art  für  die  unbezahlte  Mühe  dieses  Geschäfts- 
zweiges entschädigen  sollen. 

Für  die  Schweizerische  Volksbank  hat  das  Inkassogeschäft 
allerdings  noch  eine  besondere  Bedeutung  mit  Rücksicht  auf  das 
große  Kreditgeschäft,  das  sie  betreibt.  Sie  tritt  auf  diese  Weise  in 
Verbindung  mit  einer  Reihe  von  Personen,  die  sich  später  als 
Kreditsuchende  an  sie  wenden.  Aus  dem  Wechselverkehr,  den  die 
Leute  gehabt  haben,  und  der  vielleicht  jahrelang  durch  die  Hände 
der  Schweizerischen  Volksbank  gegangen  ist,  kann  diese  oft  eine 
ganze  Reihe  wichtiger  Schlüsse  ziehen.  So  wird  sie  namentlich 
ziemlich  zuverlässige  Fingerzeige  erhalten,  ob  der  Betreffende  be- 
reits anderweitig  als  Schuldner  engagiert  ist ;  sie  wird  sich  ein  Bild 
von  dem  Geschäftsumfange  und  der  Geschäftsführung  des  Kredit- 
suchenden machen  können,  namentlich  auch  davon,  wie  der, 
Betreffende  seine  Verbindlichkeiten  erfüllt.  —  Nicht  zu  vergessen 
ist  auch,  daß  die  konstante  Begegnung  mit  einer  Bank  die  Leute 
immer  und  immer  wieder  auf  diese  hinweist  und  ihr  in  nicht 
so  seltenen  Fällen  neue  Kunden  zuführt. 

Dies  sind  einige  indirekte  Vorteile,  die  der  Bank  wenigstens 
einen  geringen  Ersatz  für  die  sonstige  Unrentabilität  dieses  Geschäfts- 
zweiges bieten. 

C. 

Die  Übernahme  und  Vermittlung  von  Anleihen  und 
die  Beteiligung  an  Syndikaten. 

Die  regelmäßige  Emissionstätigkeit  der  Schweizerischen  Volks- 
bank reicht  nunmehr  über  20  Jahre  zurück.  Wenn  man  von  dem 
ersten,  nicht  völlig  gelungenen  Versuche  im  Jahre  1872  absehen 
will,  so  finden  wir  im  Geschäftsberichte  über  das  Jahr  1887  zum 
ersten  Male  die  Mitteilung,  daß  die  Volksbank  sich  an  einem 
Syndikate  zur  Durchführung  mehrerer  Konversionen  beteiligt  habe. 
Der  Bericht  macht  durchaus  kein  Aufhebens  von  diesem  Schritte, 
sondern   behandelt   das   Geschäft   als   etwas  ohne  weiteres  in  den, 
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Rahmen  des  Betriebes  Gehöriges.  In  den  folgenden  Jahren  nehmen 
die  Beteiligungen  zu,  aber  erst  im  Jahresberichte  für  1895  ergreift 
der  Berichterstatter  das  Wort,  um  mit  Bezug  auf  das  Emissions- 
geschäft mehr  negativ  zu  konstatieren:  „Wenn  wir  uns  auch,  in- 
folge der  Entwicklung,  die  unser  Institut  genommen  hat,  gerne 
an  Geschäften  beteiligen,  welche  ihrer  Natur  nach  dem  Groß- 
bankbetriebe angehören,  —  sofern  dieselben  sicherer  Natur  sind  — , 
^o  sind  wir  uns  anderseits  je  länger  je  mehr  bewußt,  daß  unsere 
Kraft  doch  stets  im  Volke  wurzelt,  daß  die  Befriedigung  der  kleinen 
und  kleinsten  Geldbegehren  unsere  erste  Pflicht  ist". 

Die  Stellungnahme  der  Schweizerischen  Volksbank  zum 
Emissionsgeschäft  ist  hierdurch  dahin  präzisiert  worden,  daß  sie 
dasselbe  als  ein  Supplementargeschäft  betrachtet,  in  dem  solche 
Kapitalien  angelegt  werden  können,  die  auf  dem  eigendichen 
Arbeitsfelde  der  Bank,  dem  Kreditgeschäfte,  keine  Investierung  zu 
finden  vermögen.  Niemals  dürfen  also  durch  das  Emissionsgeschäft 
die  Kräfte  der  Bank  derart  in  Anspruch  genommen  werden,  daß  dem 
Kreditgeschäft  Kapitalien  entzogen  werden  müßten.  —  Dies  die  be- 
sonderen Voraussetzungen  für  die  Schweizerische  Volksbank.  All- 
gemein ist  noch  hinzuzufügen,  daß  die  Emissionstätigkeit  eine 
derartige  Kapitalbewegung  bedingt,  daß  dieser  Geschäftszweig  ohne 
weiteres  den  Großbanken  überlassen  bleibt.  Es  ist  durchaus  er- 
klärlich, daß  die  regelmäßige  Tätigkeit  der  Schweizerischen  Volks- 
bank auf  diesem  Felde  erst  begann,  als  ihr  werbendes  Kapital 
20  Millionen  überschritten  hatte.  Die  Anfänge  fallen  in  eine  Periode 
des  faschen  Anwachsens  der  eigenen  und  der  Passivkapitalien, 
mit  dem  die  Ausdehnung  des  Geschäftskreises  nicht  Schritt  zu 
halten  vermochte.  Eine  Erweiterung  der  Geschäftssphäre  im  gewöhn- 
lichen Bankbetriebe  war  um  so  schwieriger,  als  die  achtziger  Jahre 
eine  Periode  niedriger  Zinssätze  brachten.  Nun  hatte  aber  der  Tief- 
stand des  Zinsfußes  anderseits  eine  sehr  bedeutende  Bewegung  im 
Obligationenmarkte  zur  Folge,  da  sozusagen  sämtliche  hochver- 
zinslichen Anleihen  von  Staaten,  Korporationen  usw.  in  einen 
372 — 4^/0  Typus  konvertiert  wurden.  Hier  zeigte  sich  also  der 
Ausweg,  den  die  Volksbank  zur  Plazierung  ihrer  überschüssigen 
Kapitalien  einschlagen  mußte,  eine  Straße,  die  sie  seither  regel- 
mäßig mit  befriedigendem  Erfolge  beschritten  hat. 

Aus  den  Geschäftsberichten  ergibt  sich,  daß  die  Schweizerische 
Volksbank  sich  regelmäßig  jedes  Jahr —  1892  allein  ausgenommen  — 
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an  einer  gewissen  Anzahl  Anleihenssyndikate  beteiligt  hat.  Die 
Werte,  um  die  es  sich  handelt,  sind  durchaus  erstklassig.  In  erster 
Linie  finden  wir  Staatsanleihen  vertreten,  zumeist  inländische,  und 
zwar  neben  den  großen  eidgenössischen  in  der  Regel  diejenigen  von 
solchen  Kantonen,  in  denen  eine  Kreisbank  des  Institutes  ihren 
Sitz  hat.  In  neuerer  Zeit  tauchen  auch  einige  ausländische  An- 
leihen auf,  die  sich  durch  besonders  günstige  Zinsbedingungen  aus- 
zeichnen, doch  handelt  es  sich  dabei  um  keine  größeren  Beträge. 
Weiter  finden  wir  besonders  zahlreich  vertreten  die  Obligationen- 
anleihen von  Verkehrsinstituten,  die  in  nicht  seltenen  Fällen  hypo- 
thekarisch sichergestellt  sind.  Auch  Namen  von  Anleihen  industrieller 
und  kommerzieller  Unternehmungen  fehlen  nicht,  und  zwar  ist 
auch  hier  meist  für  die  Sicherheit  der  Obligationsgläubiger  in  aus- 
reichender Weise  gesorgt.  Es  ist  demnach  festzustellen,  daß  die 
Qualität  der  Effekten,  die  die  Volksbank  in  ihrem  Kundenkreise 
untergebracht  hat,  durchaus  einwandfrei  ist. 

Von  der  Organisation  dieser  Syndikatsgeschäfte  lüftet  die 
Volksbank  den  Schleier  nur  in  wenigen  Fällen  etwas.  Bloß  in 
einem  Jahresberichte  (1902)  finden  wir  die  genauen  Summen  an- 
gegeben, mit  denen  die  Bank  an  den  einzelnen  Unternehmungen 
beteiligt  war,  und  nur  für  die  am  Ende  des  Berichtsjahres  noch 
nicht  abgewickelten  Konsortialgeschäfte  sind  in  mehreren  Jahres- 
berichten (1900,  1901)  die  einzelnen  Summen  genannt,  mit  denen 
die  Volksbank  interessiert  blieb.  In  keinem  Falle  ist  das  Resultat 
der  einzelnen  Unternehmung  ersichtlich  gemacht  worden;  in  den 
ersten  Jahren  wurden  die  Gewinne  überhaupt  stets  über  das  Konto 
„Diverse"  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  zugeführt,  und  erst 
in  den  letzten  Jahresberichten  finden  wir  in  der  Durchschnitts- 
bilanz einen  Posten:  „Ertrag  aus  SyndikatsbeteiHgungen,  Subskrip- 
tionen und  Verschiedenes",  dem  leider  kein  Posten:  „Verluste  aus 
Syndikatsbeteiligungen"  gegenübersteht.  Ohne  Zweifel  ist  diese 
Zurückhaltung  in  der  Besprechung  der  Syndikatsgeschäfte  durch 
das  Interesse  des  Gesamtkonsortiums  an  der  Geheimhaltung  der 
Resultate  der  einzelnen  Emissionen  bedingt.  Es  ist  immerhin  nicht 
ohne  Interesse,  die  mageren  Zifferangaben  vergleichend  zusammen- 
zustellen : 
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Jahr 

Total-Beteiligung 

Engagements  am  Ende 

Ertrag  aus  Syndikats 

des  Jahres 

beteiligungen  usw. 

1887/96 

keinerlei  Angab 

en. 

1897 

435,000 

? 

? 

1898 

1,835,000 

1,087,000 

• 

1899 

1,418,000 

885,000 

5465.  55 

1900 

1,668,500 

1 ,070,000 

5,605.  90 

1901 

3,120,850 

1,105,000 

22,908.  20 

1902 

950,000 

? 

19.515.75 

1903 

474,900 

104,680.  — 

1904 

220,000 

77,106.  50 

1905        . 

? 

79,246.  65 

1906 

356,000 

48,856.  40 

1907 

237,500 

88,611.45 

1908 

527^500 

101,089.05 

Diese  Statistik  weist  ernstliche  Lücken  auf,  auf  deren  Aus- 
füllung jedoch  nicht  zu  rechnen  ist.  Es  fällt  auf,  daß  der  Gewinn 
in  den  Jahren  1899/ 1902  sehr  klein  ist,  trotz  der  nicht  unbedeuten- 
den Gesamtbeteiligungen  während  dieser  Periode.  Seit  dem  Jahre 
1903  weist  dagegen  der  Ertrag  aus  Syndikatsbeteiligungen  nicht 
unbedeutende  Summen  auf.  Augenscheinlich  sind  die  Erträgnisse 
der  vorangegangenen  Jahre  durch  Verluste  auf  einigen  Beteili- 
gungen nicht  unwesentlich  geschmälert  worden. 

Man  hat  die  Schweizerische  Volksbank  ihrer  Beteiligung  an 
Emissionssyndikaten  wegen  wiederholt  heftig  angegriffen,  mit  der 
Begründung,  solche  Operationen  gehörten  nicht  zum  Geschäfts- 
kreise einer  Bank  ihrer  Art.  Es  scheint,  daß  die  Bankleitung  sich 
dem  gegenüber  mit  Recht  auf  den  Standpunkt  stellt,  daß  ihr  aus 
einer  Ausdehnung  ihrer  Geschäftssphäre,  in  welcher  Richtung  diese 
auch  immer  stattfinden  möge,  kein  Vorwurf  gemacht  werden 
könne,  so  lange  der  neue  Wirkungskreis  im  Einklänge  oder  wenig- 
stens nicht  im  Widerspruche  mit  den  Grundprinzipien  der  Ge- 
nossenschaft stehe.  Mit  Rücksicht  vielleicht  auf  die  Bestimmung 
der  Statuten,  daß  der  Bank  Spekulationsgeschäfte  jeder  Art  unter- 
sagt sind,  hat  die  Bankleitung  mit  großer  Gewissenhaftigkeit  seit 
mehr  als  einem  Jahrzehnte  auf  eine  jede  Beteiligung  an  der  Aus- 
gabe von  Aktien  verzichtet    und    sich   lediglich    auf  die  Emission 
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von  Obligationen  beschränkt.  Dazu  hat  sie  sich  —  namentHch  in 
den  ersten  Jahren  ihrer  Emissionstätigkeit  —  bei  Anleihen,  deren 
Erfolg  ungewiß  war  oder  wurde,  in  der  Regel  durch  Retrozes- 
sionsverträge  *)  gegen  eine  Anhäufung  von  schwer  verkäuflichen 
Obligationen  in  ihrem  Portefeuille  geschützt.  Die  Bankleitung  hat 
sich  übrigens  im  Frühjahr  1907  in  einer  Zuschrift  an  die  „Neue 
Zürcher  Zeitung"  mit  Entschiedenheit  dahin  ausgesprochen,  daß 
sie  sich  auch  in  Zukunft  an  Obligationenanleihen  (Aktien  aus- 
geschlossen) beteiligen  werde,  „wenn  die  nötigen  Garantien  vor- 
handen seien,  und  soweit  es  die  Mittel  der  Bank  erlaubten.« 


^ 


*)    Jahresberichte  1889,  1890,  1892. 
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§  21.   Rechnungslegung  und  Gewinnverteilung. 

Der  Bücherabschluß  der  Kreisbanken  wie  der  Zentralbank 
findet  alljährlich  auf  den  31.  Dezember  statt.  Jede  Kreisbank  stellt 
für  sich  eine  gesonderte  Bilanz  auf,  in  der  die  eigenen  Verwal- 
tungskosten, Abschreibungen  und  Verluste  zur  Verrechnung  zu 
gelangen  haben.  Der  ermittelte  Reingewinn  wird  alsdann  aut  das 
Konto  der  Zentrale  übertragen,  der  die  Aufstellung  der  Gesamt- 
schlußbilanz und  die  Verteilung  des  nach  Abzug  ihrer  eigenen 
Verwaltungskosten  übrigbleibenden  Reingewinnes  obliegt. 

Vom  Nettoreingewinne  sind  dem  Reservefonds  10  7o  so- 
lange zuzuwenden,  als  dieser  nicht  auf  der  Höhe  von  20^/0  des 
einbezahlten  Stammkapitales  steht.  Der  Saldo  dient  in  erster 
Linie  zur  Ausschüttung  einer  Dividende  für  das  dividendenberech- 
tigte Stammkapital,  sodann  zur  Aufnung  der  Spezialreservelonds. 
Die  Dividende  darf  indessen  6  7o  nicht  übersteigen,  so  lange  der 
Reservefonds  noch   nicht   die   statutarisch    vorgesehene    Höhe    er^ 

reicht  hat. 

Zur  Deckung  von  allfälligen  Verlusten,  die  nicht  aus  dem 
Jahresgewinne  bestritten  werden  können,  muß  zuerst  der  Spezial- 
reservefonds  verwendet  werden.  Dieser  darf  übrigens  auf  Be- 
schluß der  Delegiertenversammlung  hin  auch  zur  Erhöhung  der 
Jahresdividende  bis  .uf  4  7«  in  Anspruch  genommen  werden.  Der 
eigentliche  Reservefonds  kommt  zur  Deckung  von  Verlusten  erst 
in^'zweiter  Linie  in  Frage  ;  eine  Verminderung  desselben  zu  Di- 
videndenzwecken ist  ausgeschlossen. 

Neben  dem  Reservefonds  und  dem  Speziaireservefonds  be- 
steht noch  ein  sogenannter  Invalidenfonds  zu  Gunsten  der  Bank- 
beamten, der  sich  gegenwärtig  auf  etwa  375.000  Franken  beläuft. 
Dieser  Invalidenfonds  ist  Eigentum  der  Bank  und  würde  statuten- 
gemäß im  Falle  einer  Liquidation  mit  zur  Deckung  der  Schulden 
der  Gesellschaft  verwendet  werden. 

Den  statutarischen  Bestimmungen  über  die  Verteilung  des 
Gewinnes  darf  volles  Lob  gezollt  werden.  Deudich  erkennbar  ist 
der  Wille,  eine  starke  Reserve  zu  bilden.  Bei  einer  Genossen- 
schaft mit  variablem  Kapital  war  das  einzig  Richtige  die  Fest- 
setzung eines  prozentualen  Verhältnisses   zwischen   Stammanteilen 
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und  Reservefonds,  und  es  ist  anzuerkennen,  daß  die  Bestimmung 
der  Höhe  dieses  Verhältnisses  ohne  Rücksicht  auf  allfällige  Wünsche 
der  Mitglieder,  lieber  die  Dividende  etwas  reichlicher  zu  bemessen, 
erfolgt  ist. 

Lediglich  zwei  der  statutarischen  Bestimmungen  dürften  Anlaß, 
wenn  auch  nicht  zu  einer  eigentlichen  Kritik,  so  doch  immerhin 
zu  einigen  Bemerkungen  geben.  Zunächst  die,  welche  den  In- 
validenfonds der  Angestellten  als  Eigentum  der  Bank  zur  Liqui- 
dationsmasse gehörig  erklärt.  Der  Invalidenfonds  verdankt  seine 
Entstehung  der  Statutenrevision  von  1891.  Man  stand  damals  vor 
zwei  Möglichkeiten,  entweder,  einen  Kapitalbetrag  in  beliebiger 
Höhe  bei  Seite  zu  stellen,  ihn  in  beliebiger  Weise  —  also  na- 
mentlich nach  guten  Geschäftsjahren  —  zu  äufnen,  und  nach 
Belieben  zu  Gunsten  von  bedürftigen  Angestellten  darüber  zu 
verfügen,  oder  aber  einen  auf  mathematisch- technischer  Grund- 
lage beruhenden  Invaliden-  bezw.  Altersfonds  für  alle  Angestellten 
zu  errichten. 

Eine  Kapitalrückstellung  der  ersteren  Art  wäre  niemals  lebens- 
und  leistungsfähig  gewesen  und  hätte  die  Bank  nur  in  Verlegen- 
heiten bringen  können.  So  entschloß  man  sich  mit  Recht  zur  An- 
sammlung eines  eigentlichen  Versicherungsfonds,  indem  man  die 
Konsequenz  dieses  Vorgehens  —  regelmäßige  Speisung  auch  in 
schlechten  Geschäftsjahren  —  auf  sich  nahm. 

Die  Einrichtung  eines  solchen  Fonds  lag  sicherlich  im  In- 
teresse der  Bank,  wenn  auch  —  um  die  Genehmigung  der  Vor- 
lage durch  die  Genossenschaft  zu  erhalten  —  die  Vorteile  dieser 
Einrichtung  für  die  Genossenschaft  etwas  stark  aufgetragen  wurden. 
In  dem  Berichte  der  Delegiertenversammlung  an  die  Genossen- 
schafter im  Jahre  1891  lesen  wir:  „Die  Delegiertenversammlung 
würde  sich  einen  falschen  Schein  geben,  wollte  sie  behaupten, 
die  Bestimmungen  über  einen  Invalidenfonds  zu  Gunsten  des  Bank- 
personals aus  lauter  Mildtätigkeit  in  die  Statuten  aufgenommen 
zu  haben.  Nein  —  es  war  vielmehr  eine  gute  Portion  Eigennutz 
dabei  wirksam.  Mit  dem  längeren  Bestehen  unseres  Institutes 
treten  nach  und  nach  zahlreiche  Beamte  in  ein  höheres  Alter, 
später  auch  in  ein  Alter,  in  welchem  sie  nicht  mehr  mit  der  nö- 
tigen Arbeitskraft  ausgerüstet  sein  werden.  Nun  aber  erfordert 
gerade  das  Bankgeschäft  geistesfrische,  energische  Beamte,  die 
nicht  in  die  Routine  verfallen,    sondern  jedes    neue  Geschäft   mit 
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gleicher  Umsicht  prüfen.  Beamte,  welche  dies  nicht  mehr  zu  tun 
vermögen,  werden  im  Interesse  des  Geschäftes  besser  durch 
jüngere  Kräfte  ersetzt.  Dem  steht  entgegen,  daß  verdiente  Be- 
amte, welche  ihre  besten  Jahre  und  Kräfte  der  Bank  gewidmet 
haben,  nicht  einfach  auf  die  Gasse  gestellt  werden  dürfen ;  am 
wenigsten  kann  dies  eine  Genossenschaft  tun,  welche  eine  För- 
derin der  Arbeit  sein  will.  Daher  der  Gedanke,  bei  Zeiten  einen 
Fonds  anzulegen,  der  nach  und  nach  ausreichen  würde,  Beamten, 
welche  wegen  Invalidität  entlassen  werden  müssen,  eine  bleibende 
Rente  fest  zuzusichern.^* 

Der  Fonds  hat  schon  seit  Jahren  eine  segensreiche  Wirkung 
ausgeübt    und  wird    dies    später    in  vermehrtem    Maße    tun.     Das 
hocherfreuliche    Gesamtbild     dieser     sozialpolitischen    Einrichtung 
wird    nun    durch    die   Bestimmung,    die    diesen  Fonds    fast  in  die 
erste  Linie  der  Liquidationsmasse  stellt,  etwas  beeinträchtigt.   Die 
Volksbank    befindet   sich    zwar   durchaus    auf   dem    Rechtsboden, 
wenn  sie  sich  das  Eigentum    an   einem   von    ihr    gestifteten    und 
ausschließlich  von   ihr   gespeisten  Fonds  vorbehält;    nicht    minder 
folgt  sie  damit  dem  Beispiel    aller    anderen  Banken,    die   für  ähn- 
liche Fonds  ebenfalls  jeden  Anspruch  der  Angestellten  ausschließen. 
Und  dennoch!    Die  Genossenschafter  stellen  schließlich  doch  nur 
das  Kapital.    Daß  es  jahrelang  erfolgreich  arbeitet,    daß  die  Bank 
Reserven  sammeln  und  die  Geschäfte  zu  Nutz  und  Frommen  der 
Mitglieder  immer  weiter  und  weiter  ausdehnen  kann,  das  ist  doch 
in  allererster  Linie  die  Frucht  der  pflichtgetreuen  Arbeit  der  An- 
gestellten. So  lange  die  Bank  blüht  und  gedeiht,  braucht  den  Be- 
amten um  ihr  Brot  und  ihre  Versorgung  im  Falle  der  Invalidität 
nicht  bange  zu  sein.    Wenn  aber  je  die  Notwendigkeit  der  Liqui- 
dation eintreten  sollte,  so  würden  sie  nicht  nur  ihren  Erwerb  ver- 
lieren, sondern  auch  den  Fonds,    der  sie   im   Falle  der  Not  hätte 
unterstützen  können.  Bei  der  Größe  der  Bilanz  kann  der  Invaliden- 
fonds kaum  je  von    ausschlaggebender  Bedeutung  für  die  Befrie- 
digung der  Gläubiger  der  Volksbank   sein.     Wäre   da   nicht   eine 
Neuerung  am  Platze,   die  diese  Rücklagen    den  Bankbeamten   für 
jeden  Fall  sicher  stellen   oder   zum    mindesten    bestimmen  würde, 
daß    der    Invalidenfonds    erst    in    letzter    Linie    zur   Deckung   der 
Schulden   der  Gesellschaft   herangezogen  werden   dürfe,    also   erst 
nach  der  Aufwendung  der  Stammanteile?     Es   mag   eingewendet 
werden,  daß  ein  solcher  Schritt  etwas  Außerordentliches  bedeuten 
würde.     Gewiß,   doch  ist  vielleicht  gerade  eine  genossenschafdich 
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organisierte  Bank  am  ehesten    in   der  Lage  und  dazu  berufen,   in 
dieser  Sache  bahnbrechend  zu  wirken. 

Eine  zweite  Einwendung,  technischer  Natur  diesmal,  ist  gegen 
die  Anlage  der  Reservefonds  mögHch.     Diese  sind    „in  vom  Ver- 
waltungsrat zu  bezeichnenden  soliden  Wertschriften  anzulegen,  die 
gesondert    aufzubewahren   und   von   der  Generaldirektion  zu   ver- 
walten sind."     Die  Schweizerische  Volksbank  steht  mit  dieser  Be- 
stimmung  unter  den  Großbanken    einzig   da.     Auch    diese   haben 
ihre  Reservefonds,  aber  bei  ihnen  sind  sie  nicht  abgesondert,  son- 
dern zeigen  sich  neben  dem  Gesellschaftskapital  im  Überschuß  der 
Aktiven  über  die  Passiven.     Es  ist-  vielleicht  richtig,    daß  die  Er- 
werbung von  erstklassigen  Obligationen  mittels  der  als  „Reserven" 
bezeichneten  Überschüsse  als  die  „sicherste"   Anlage  dieser  Kapi- 
talien bezeichnet  werden  kann.     Dem  Laien  werden  sie  wohl  als 
solche  vorkommen,  wie  denn  der  im  Jahre  1883  gefaßte  Beschluß, 
die   Reservefonds   aus    dem    allgemeinen   Geschäftskapitale    auszu- 
scheiden, jedenfalls  darauf  berechnet  gewesen  ist,    in  den  großen 
Kreisen  des  Publikums  das  Vertrauen  zur  Volksbank  aufrecht  zu 
erhalten.    Nicht  minder  ist  diese  Art  der  Anlage  auch  in  völliger 
Übereinstimmung  mit  den  Ansichten  der  deutschen  Kreditvereins- 
organe. Crüger  schreibt  im  Kapitel  Reserven  a.a.O.(S.  102):  „Ferner 
ist  der  Art  zu  gedenken,  wie  der  Reservefonds  bei  der  Mehrzahl 
der  Kreditgenossenschaften  angelegt  zu  werden  pflegt.    Während 
er  bei  industriellen  Unternehmungen  oft  aus  dem  Geschäfte  heraus- 
gezogen,   mit    dessen  Beständen    nicht  vermengt,    sondern    sicher 
.untergebracht  wird,  legen  ihn  die  Kreditgenossenschaften  meist  in 
ihrem  Geschäfte  werbend    mit   an.     Dies   erscheint  insoweit   auch 
.unbedenklich,    als    sich    dieselben    innerhalb    der   ihnen   gestellten 
wirtschaftlichen  Aufgabe  halten.    Da  sich  hier  das  Risiko  wesent- 
lich  auf  die  Insolvenz  der  Schuldner   beschränkt,    mag   man   den 
zur   Deckung    solcher   Ausfälle    bestimmten    Fonds    im   Geschäft 
lassen,  wo  er  als  billigstes  Betriebskapital  mitarbeitet.    Nur  die  zu 
bedeutendem  hmikmässigen  Verkehr  angeimchsenen  Genossenschaften, 
deren  Geschäfte  nach  vielen  Millionen  jährlich  zählen,  wobei  das 
Risiko  natürlich  mehr  in  den  Vordergrund  tritt,  mögen  die  Re- 
serve zum  Teil  aus  dem  Geschäfte  ziehen  und  getrennt,  in  sicherer 
stets  realisierbarer  Anlage  verwalten.     Eine  Notwendigkeit  hierzu 
besteht  auch  nicht  bei  diesen  Genossenschaften,   denn  schliesslich 
sind    doch   nur   die    für    die    Liquidität   geltenden   Grundsätze  be- 
stimmend." 
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Nun  sind  aber  diese  Reserven,  abgesehen  von  dem  geringen  ■ 
Obligationenzins,  ein  totes  Vermögen  für  das  Geschäft.    Das  Geld 
arbeitet   nicht   mehr   mit  im  Geschäftsbetriebe ;    es    hilft    kemem 
Kreditbedürftigen,   es  bewegt   keine  Waren,    es  trägt   nicht    mehr 
dazu  bei,  neue  Werte  zu  schaffen.    Dazu  kommt  noch  die  Über- 
legung,   daß   es    für   das  Geschäft    kaum   von  Nutzen   sein   kann, 
Wenn  ihm  rechnerisch  festgestellte  Überschüsse  entzogen  werden, 
lediglich  um  Anlage  in  Wertpapieren  zu  finden.    Es  ist  zwar  durch- 
aus riclitig,  daß  beispielsweise  die  Auszahlung  der  Dividende  noch 
größere    Summen    beansprucht.     Aber,    ist    darauf    zu    erwidern, 
warum   die  Unannehmlichkeit   des  Entzuges  von  Kapitalien   ohne 
Not  vermehren?     Man  denke  ferner  an  den  Fall,  daß  eine  Kreis- 
bank im  Laufe  des  Jahres  größere  Verluste  erleidet,  oder  daß  gar 
die  Genossenschaft  als  Ganzes  mit  Verlust  arbeitet.    Ehe  nun  die 
Reserven  zur  Unterstützung   herangezogen  werden    können,    muß 
das  Jahr    umgehen,    müssen    alle   Kreisbanken    ihre   Bilanzen    ein- 
geben    muß  eine  gemeinsame  Verlust-  und  Gewinnrechnung  auf- 
gestellt worden  sein.    Welcher  Zeitveriust,  welche  Umständlichkeit! 
Zwar  hat  eine   jede  Bank    ihre    eigenen   kleineren  Reserven,  auf 
die  sie  im  Falle  der  Not  zurückgreifen  kann.    Nicht  minder  helfen 
sich  die  Kreisbanken  gegenseitig  im  Bedarfsfalle  aus.  Aber,  wenn 
es  den  Kreisbanken  niemals  einfallen  würde,  ihre   eigenen  Ruck- 
lagen in  Wertschriften  anzulegen,  warum  müssen  denn  die  gemein- 
samen  Reserven    derart   investiert   werden.?     Man   weicht   damit 
lediglich   einer  .Schwierigkeit  aus,   nämlich  der  Beantwortung  der 
Frage    in  welcher  Weise  die  Reserven  zur  Verwendung  unter  die 
einzelnen  Kreisbanken  zu  verteilen  wären.   Zwei  Auswege  wären 
möglich     Man   könnte    einmal   den    angesammelten    Reservefonds 
den  einzelnen  Kreisbanken  im  Verhältnis  zu   ihrer  Mitgliederzahl 
zuweisen.    Die  Kreisbanken  müßten  für  dieses  Kapital  ein  beson- 
deres Konto  eröffnen,  etwa  „Genossenschaftsreserve"  genannt,  und 
hätten  für  das  Geld  einen  angemessenen  Zins  zu  entrichten.  Viel- 
leicht könnte  man   aber   auch   den  gesamten   Fonds  den    Banken 
an  den  großen  Handelsplätzen  Zürich  und  Basel,   eventuell  auch 
Winterthur,  St.  Gallen,  Genf  und  Bern,  zur  Verfügung  stellen,  von 
denen  er  beispielsweise  im  Diskontgeschäft  jedenfalls   mit  Erfolg 
verwendet  werden    könnte.    Was   die  jährlichen   Überschüsse   an- 
belangt,  die  bis  jetzt  an   die  Zentrale   abgeführt  werden   mußten, 
um  in  Obligationen  angelegt  zu  werden,  so  müßte  man  natürlich 
den  einzelnen  Kreisbanken   auf  Verlangen   den   ihnen  Verhältnis- 
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mäßig  zukommenden  Teil  selbst  zur  Verfügung  stellen.  Sollte  eine 
Kreisbank  keine  Verwendung  für  das  Kapital  haben,  so  könnte 
das  Geld  durch  die  Zentrale  bei  kapitalbedürftigen  Kreisbanken 
angelegt  werden.  Als  ultima  ratio  könnte  ja  bei  allgemeinem  Kapital- 
überfluß immer  noch  die  Anlage  in  Wertpapieren  in  Frage  kommen. 

Ohne  Zweifel  würde  die  Verwaltung  der  Reservefonds  nach 
einem  dieser  Modi  größere  Schwierigkeiten  bereiten  als  die  jetzt 
gebräuchliche;  aber  es  darf  wohl  angenommen  werden,  daß  der 
erhöhte  Nutzen,  den  die  Rücklagen  auf  diese  Weise  bringen  könnten, 
ein  Äquivalent  dafür  bieten  würde. 
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Schlußwort. 


Es  ist  natürlich,  daß  bei  einer  Untersuchung  in  der  Art  der 
vorliegenden,  die  sich  durchaus  auf  das  vorhandene  statistische 
Material  stützt,  die  wirtschaftlichen  Funktionen  und  die  wirtschaft- 
liche Bedeutung  ausschließlich  in  den  Vordergrund  treten.  Der 
genossenschaftlichen  Bewegung  aber  eine  rein  wirtschaftliche  Be- 
deutung zuzuschreiben,  hieße  ihr  Wesen  verkennen.  Die  Volksbank 
hatte  und  hat  auch  eine  ethische  Mission  zu  erfüllen. 

Einmal  unter  den  Genossenschaftern.  In  klassischer  Weise 
hat  dies  Crüger*)  dargetan:  „Ein  erheblicher  Teil  der  Mitglieder 
hat  vielleicht  kaum  jemals  ein  werbendes  Kapital  besessen,  und 
es  bedarf  bei  vielen  eines  starken  Anreizes,  um  sie  zum  sparen 
zu  bewegen.  Wer  die  Verhältnisse  kennt,  weiß,  wie  schwierig, 
aber  auch  wie  wichtig  die  ersten  Schritte  auf  diesem  Wege  sind, 
und  daß  mit  dieser  Kapitalbildung  unendlich  viel  gewonnen  ist. 
Das  Gefühl,  durch  eigene  Kraft,  durch  Anstrengung  und  Ent- 
behrung es  dahin  gebracht  zu  haben,  sich  einen  angemessenen 
Kredit  zu  eröffnen,  ein  kleines,  stets  wachsendes  Kapital  sein  zu 
nennen,  übt  auf  die  Lage  von  Personen  großen  Einfluß,  die  bis 
dahin  von  der  Hand  in  den  Mund  lebten,  und  in  Gewerbe  und 
Häuslichkeiten  allen  Plackereien  und  Übervorteilungen  ausgesetzt 
waren,  wie  sie  die  Vermittelung  sämtlicher  Bedürfnisse  auf  dem 
Kreditwege  für  sie  zur  Folge  hatte.  Statt  des  bloßen  augenblick- 
lichen Behagens  gewöhnt  man  sich,  die  Zukunft  in  das  Auge  zu 
fassen ;  um  bleibender  Vorteile  willen,  deren  Erreichbarkeit  man 
vor  Augen  hat.  Mühe  und  Entsagung  nicht  zu  scheuen.  Das  Be- 
wußtsein einer  großen  und  in  sich  starken  Verbindung  anzugehören, 
an  welcher  die  eigene  Person  einen  Stützpunkt  hat,  und  doch 
dabei  auf  eigenen  Füßen  zu  stehen,  schärft  die  Tatkraft  und  hebt 
die  Selbstachtung,  diese  ersten  Voraussetzungen  wirtschaftlicher 
und  sittlicher  Tüchtigkeit.  Und  so  werden  diese  kleinen,  durch 
die  Vereine  gepflegten,  ja  manchen  Mitgliedern  vielleicht  mühsam 
abgerungenen    Anfänge    einer    eigenen    Kapitalansammlung   zum 


*)   a.  a.  0.  S.  22  und  23. 
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Anstoße,  der,  auch  außerhalb  des  genossenschaftHchen  Kreises, 
auf  die  ganze  Lebenshaltung  derselben  seine  segensreiche  Wir- 
kung ausübt." 

Sodann  als  Bank  unter  den  anderen  Banken.  Das  vorige 
Jahrhundert  hat  zunächst  für  die  staatlichen  Bankinstitute  die  un- 
bestrittene Anerkennung  des  Grundsatzes  gebracht,  daß  für  den 
Geschäftsbetrieb  in  erster  Linie  nicht  das  Interesse  der  Aktionäre, 
sondern  das  der  Allgemeinheit  maßgebend  sein  müsse. 

Die  ausdrückliche  Statuierung  der  Förderung  des  allgemeinen 
Wohlstandes  neben  demjenigen  der  Mitglieder  als  Geschäftszweck 
durch  die  Schweizerische  Volksbank  bedeutet  die  Übertragung 
des  nämlichen  Prinzipes  auf  eine  privatwirtschaftHche  Unterneh- 
mung. Wenn  schon  die  Schweizerische  Volksbank  mit  dieser 
Anerkennung  des  Volkswohles  als  suprema  lex  vorläufig  noch 
allein  dasteht,  so  läßt  sich  mit  Sicherheit  voraussagen,  daß  das 
sich  stets  schärfende  soziale  Gewissen  auch  die  anderen  Banken 
in  steigendem  Maße  zwingen  wird,  nach  diesem  Grundsatze  zu 
handeln.  Die  Banken  haben  als  wirtschaftliche  Machtfaktoren 
ersten  Ranges  Pflichten  der  Allgemeinheit  gegenüber,  in  erster 
Linie  die,  sich  über  ihre  Geschäftsführung  und  ihren  geschäft- 
lichen Stand  unzweideutig  auszuweisen.  Vielleicht  wird  gegen 
das  Prinzip  der  Bilanzwahrheit  im  Allgemeinen  nicht  mehr  viel 
gesündigt,  um  so  häufiger  aber  gegen  das  der  Bilanzklarheit.  Die 
Berichte  mancher  Banken  —  der  Basler  Handelsbank  z.  B.  — 
jufen  einem  das  Wort  Talleyrands  ins  Gedächtnis,  die  Sprache 
sei  dem  Menschen  gegeben,  um  seine  Gedanken  zu  verbergen. 
Jedenfalls  verdient  anerkannt  zu  werden,  daß  die  Schweizerische 
Volksbank  mit  ihren  ungeschminkten,  ausführlichen  Berichten  seit 
Jahrzehnten  bahnbrechend   in  dieser  Richtung  vorangegangen  ist. 

Und  so  darf  dieser  Bank  zur  Erfüllung  beider,  ihrer  wirt- 
schaftlichen und  ihrer  ethischen  Mission,  eine  wdtere  gedeihliche 
Entwicklung  von  Herzen  gewünscht  werden. 
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